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(Beginn um 9.04 Uhr)
Vorsitzender Dr. Körber: Ich begrüße alle Anwesenden zur 16. Sitzung der Untersuchungskommission des Wiener Gemeinderates.

Ich darf zunächst einmal die Namen der Kommissionsmitglieder zwecks Feststellung der Beschlussfähigkeit der Kommission aufrufen.

GR Christian Deutsch.

GR Christian Deutsch: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: 

GR Rudolf Hundstorfer.

GR Rudolf Hundstorfer: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: 

GRin Marianne Klicka.

GRin Marianne Klicka: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: 

GRin Ingrid Korosec.

GRin Ingrid Korosec: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: 

GR Günther Barnet.

GR Günther Barnet: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: 

GR DDr. Bernhard Görg.

GR DDr. Bernhard Görg: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: 

GRin Dr. Claudia Laschan.

GRin Dr. Claudia Laschan: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: 

GR Siegi Lindenmayr.

GR Siegi Lindenmayr: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: 

GRin Anica Matzka-Dojder.

GRin Anica Matzka-Dojder: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber:
GRin Barbara Novak.

GRin Barbara Novak: Ja.
Vorsitzender Dr. Körber: 

GRin Dr. Sigrid Pilz.

GRin Dr. Sigrid Pilz: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber:
GRin Mag. Sonja Ramskogler.

GRin Mag. Sonja Ramskogler: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: 

GR Dr. Wilfried Serles.

GR Dr. Wilfried Serles: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber:
GR Kurt Wagner.

GR Kurt Wagner: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: Ich stelle fest, seitens der FPÖ‑Fraktion ist die Frau GRin Mag. Schmalenberg nicht anwesend.

(Anmerkung: Einfügung einer späteren Verlesung) Ich gebe Ihnen einen kurzen Überblick über das, was in der letzten Sitzung am 13. Mai 2004 vorgekommen ist. 

Der Herr Bgm Dr. Michael Häupl hat als Zeuge einvernommen Folgendes angegeben: Er gab an, in Kenntnis über die allgemeinen Berichte hinsichtlich der Arbeit der Geriatrie und in den Geriatriezentren zu sein. Mit den amtsführenden Stadträten gebe es regelmäßige Treffen. So habe ihn z.B. Vizebürgermeister Rieder über Missstände während seiner Amtszeit und über die von ihm getroffenen Maßnahmen informiert. Persönliche Wahrnehmungen habe er wenig, da es bei angekündigten Besuchen zu nicht alltäglichen Situationen komme und unangekündigte Besuche schwer möglich seien. Zudem sei es kein gutes Zeugnis für effiziente Strukturen, wenn der Bürgermeister sein eigenes Kontrollorgan sei. 

Die Pflegemilliarde beziehe sich auf den Zeitraum bis 2010. Es müsse die Betreuung zu Hause ausgebaut worden, sowie auch Wohngemeinschaften älterer Menschen geschaffen werden. Wesentlich sei auch die Kooperation mit Privaten. Es gebe hier bereits einige vertraute Partner. Und es sollten sich Betten zu den Privaten verlagern. Es sollten aber auch die richtigen Rahmenbedingungen (krankheitsähnliche Strukturen) für schwere Pflegefälle vorhanden sein. Auch die Frage der sozialen Indikation werde berücksichtigt werden müssen. Als bestehende dezentrale Einrichtung nannte der Bürgermeister die Wiener Pensionistenwohnhäuser. 

Bei der Finanzierung werde ein Teil von der Stadt Wien kommen, ein Teil von Privaten. Er denke dabei auch an PPP-Modelle, aber auch z.B. von Wohnbauförderungsmitteln. Es stünden damit aber auch Fragen des Finanzausgleiches, der Sicherung der Wohnbauförderungsmittel und der Valorisierung des Pflegegeldes im Zusammenhang, die mit dem Bund zu verhandeln seien. Der Einsatz der Finanzmittel ist eine Frage der Güterabwägung. Angesichts der demokratischen Entwicklung würden in vielen Bereichen höhere Finanzmittel notwendig werden. Er werde darauf achten, dass es zu keiner Finanzlagerung von der öffentlichen Hand zugunsten von privaten Gewinnen kommen werde. Bei den Förderverträgen werde selbstverständlich die Leistungseinbringung zu qualifizieren und kontrollieren sein. 

Die Stadträte und er tragen die politische Verantwortung dafür, dass nicht alle Probleme gelöst werden konnten, obwohl eine Menge realisiert worden sei. Speziell im Geriatriezentrum am Wienerwald seien aber die Vorgaben des Gemeinderats untererfüllt worden. Er sei mit der Führung dieses Geriatriezentrums nicht zufrieden. Gemeinderatsbeschlüsse seien zu 100 % und nicht zur zum Teil zu erfüllen. Es sei keine Frage, dass im Geriatriezentrum Lainz der Gemeinderatsbeschluss „Hilfe im hohen Alter“ letztendlich auch nicht zu 50 % umgesetzt worden ist. 

Es gebe aber auch ein Marketing- und Imageproblem, wie auch in anderen Dienstleistungsbereichen. Hier werde man auf Kontinuität der Imagepflege achten müssen. Seit dem Kontrollamtsbericht sei die Geriatriezulage geschaffen worden und die Kontrollinstanzen geändert worden. 

Hinsichtlich Personalentscheidungen werde er zuerst mit den betroffenen Personen sprechen. Die Vertragsverlängerung des Generaldirektors des KAV, ao. Univ.-Prof. Dr. Hauke, sei eine auf jederzeitigen Widerruf. Der Bürgermeister wollte zuerst den Kontrollamtsbericht abwarten, dann daraus die Konsequenzen ziehen und werde er sich dann die Leute suchen, die für die entsprechende Umsetzung sorgen. Generell sollten sich aber alle verantwortlich für den Umgang mit alten Menschen fühlen. Daran messe sich die Qualität einer Gesellschaft. Man müsse dabei auch auf die Wünsche dieser Menschen und ihre Bedürfnisse nach sozialen Beziehungen achten. Auch bezüglich der gesellschaftlichen Anerkennung und Aufwertung des Pflegeberufes verwies der Bürgermeister auf eine Gesamtverantwortung der Gesellschaft. Den Einsatz von ehrenamtlichen Besuchsdiensten halte er für eine gute Sache und erinnere dabei an die früheren Fürsorgeräte. 

Angesprochen auf ein Gesprächsersuchen einer Ärztin verwies der Bürgermeister auf die täglich 60 Terminwünsche und das Angebot, mit einem Mitarbeiter seines Berufes zu sprechen. Punkto Pflegeheimgesetz sprach der Bürgermeister die Diskussionen zur Frage der Kompetenzen bei freiheitsbeschränkenden Maßnahmen an. Da nun ein entsprechendes Bundesgesetz vorliege, werde im Juni auch ein Landesgesetz vorgelegt werden können. Zur rechtlichen Verantwortung des Pflegeanwaltes erinnerte der Bürgermeister daran, dass es Pläne gebe, auf Bundesebene drei Pflegeanwälte einzurichten. Diese Entwicklung wolle er noch abwarten. Sollte es nicht dazukommen, werde es weiterhin in Wien einen Pflegeombudsmann geben. 

Zum Anlassfall Lainz gab der Bürgermeister an, am Tag der Zeitungsmeldungen nachmittags von Frau Stadträtin Dr. Pittermann informiert worden zu sein und unverzüglich Maßnahmen gesetzt zu haben. Auch er habe in der Angelegenheit Kontrolle durch die MA 47 keine politische Weisung gegeben. Mit Finanzstaatssekretär Dr. Finz habe er ein Gespräch geführt, dieser habe zu seiner Äußerung punkto Einsparungsmaßnahmen im Pflegebereich gesagt, er sei missverstanden worden. Für die Erstellung des neuen Geriatriekonzepts habe der Bürgermeister viele beauftragt, dies sei eine Gesamtaufgabe, die vom Magistrat wahrzunehmen sei. Die Kollegiale Führung selbst befürworte er nicht. Es werde aber jedenfalls eine Teilunternehmung 4 eingerichtet werden. 

Der Bürgermeister gab an, sich bei jenen, die tatsächlich geschädigt wurden, gerne zu entschuldigen, hoffe aber, dass sich auch die entschuldigen werden, die mit Dingen in die Öffentlichkeit gegangen sind, die nun nachweislich falsch gewesen seien. Er hoffe, dass in Zukunft die Vorhaben im Bereich der Geriatrie zu 100 % umgesetzt würden und hoffe andererseits aber auch, dass man lerne, mit Sorgen und Ängsten älterer Menschen umzugehen. Für die Geschehnisse übernehme er selbstverständlich die politische Verantwortung dort, wo er diese Verantwortung auch sehe. Und es tue ihm Leid, dass es hier zu solchen Entscheidungen gekommen sei. Soweit die Aussage des Herrn Bürgermeisters in der letzten Sitzung.  (Ende der Verlesung)

Es ist eingelangt ein Verlangen der GRe Dr. Pilz, Ingrid Korosec, Lakatha, Mag. Schmalenberg und Dr. Serles auf Einberufung einer Untersuchungskommission‑Sitzung betreffend Missstände bei der Pflege von alten Personen. Die Begründung ist, dass am 1. Juni 2004 am Dachboden Pavillon XIII ein Toter aufgefunden wurde. Das soll näher aufgeklärt werden.

Ich habe gemäß § 59 d Abs. 1 der Wiener Stadtverfassung die Kommissionssitzung fristgerecht einberufen.

Es liegt ein Beweisantrag seitens der selben Gemeinderäte vor betreffend Vernehmung von Frau Dr. Rosenberger‑Spitzy, Frau Keishler, Frau Steinmetz, Herrn Dr. Kaspar und Herrn Dr. Rudas als Chefarzt des Kuratoriums als Experte darüber, welche Verantwortung die leitenden Personen im GZW und im KAV für den Tod des Herrn M. tragen, der langjähriger Bewohner des GZW gewesen war und zur fachlichen Auskunft darüber, ob die jahrzehntelange Unterbringung von psychisch erkrankten Personen jüngeren Alters auf einer geriatrischen Langzeitstation therapeutisch sinnvoll ist und dem “state of the art“ in der Psychiatrie entspricht. Werden irgendwelche Äußerungen zu diesem Beweisantrag gewünscht? Bitte, Herr GR Deutsch.

GR Deutsch: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Ich möchte nur eine Anmerkung zum ersten Punkt machen, weil die Formulierung ist: „...welche Verantwortung die leitenden Personen für den Tod des Herrn M. tragen.“

Ich möchte vielleicht in Erinnerung rufen, dass der Herr Vorsitzende bei der Konstituierung der Untersuchungskommission festgehalten hat, dass es nicht die Aufgabe der Untersuchungskommission ist, zivil-, disziplinar- oder strafrechtliche Verantwortung einzelner Personen festzustellen. Sie wissen, es gibt hier ohnehin auch laufende Ermittlungen und behördliche Untersuchungen. 

Wir stimmen der Einvernahme der hier angeführten Personen aber deshalb auch zu, weil wir der Meinung sind, dass es darum geht, zu erörtern, welche Maßnahmen die hier genannten Personen im Rahmen ihres Aufgabenbereiches bei der Suche nach vermissten Personen gesetzt haben und es daher auch die Frage sein wird, wie die hausinterne Suche abläuft, welche Maßnahmen auch bei der Überarbeitung dieses Notfallplans ergriffen wurden. Ich wollte aber auf den einen Punkt hinweisen, dass wir uns das nicht als Aufgabe gestellt haben.

Vorsitzender Dr. Körber: Ich bringe diesen Antrag an sich zur Abstimmung. Es ist jetzt die Frage, wie Ihr Stimmverhalten ist. Verlangen Sie eine andere Formulierung des gegebenenfalls zu fassenden Beschlusses? Oder wie ist Ihre Stellungnahme?

GR Deutsch: Meine Frage ist, ob der Antragsteller auch damit einverstanden ist, wenn wir meinen, „... zum Beweis dafür, welche Maßnahmen die leitenden Personen im GZW und im Unternehmen KAV im Rahmen ihres Aufgabenbereiches bei der Suche nach vermissten BewohnerInnen im GZW getroffen haben.“? Ob Sie damit einverstanden wären, weil es eigentlich dem Konsens entsprochen hat, welche Schwerpunkte wir uns gesetzt haben.

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte, Herr GR Barnet.

GR Barnet: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Ich kann dem Kollegen Deutsch in seiner grundsätzlichen Ausführung nicht ganz folgen, denn eine nach der Wiener Stadtverfassung eingerichtete Kommission – bei allem Respekt gegenüber den Erklärungen des Herrn Vorsitzenden – ist nach dem AVG eindeutig Behörde. Einer Behörde, der ein Rechtsmissbrauch, der Bruch eines Gesetzes oder was auch immer zur Kenntnis kommt, hat nicht nur das Recht, sondern sogar die Verpflichtung, danach weitere Maßnahmen zu ergreifen im Sinne der Anzeigen bei Disziplinarbehörden oder der Staatsanwaltschaft. Das bisherige Verhalten – Sie wissen vielleicht wieder mehr als wir – lässt mich das Gegenteil glauben. Es lässt mich glauben, dass diese Stadtverwaltung bei Missbräuchen, bei Gesetzesbrüchen, die sie gekannt hat, genau das Gegenteil getan hat, dass sie lange nicht reagiert hat. Das waren Sie und Ihre Kollegen, die dann, wenn wir dargestellt haben, dass das eine oder andere Missverhalten, nämlich im Sinne des Nichtvollzuges eines Gesetzes, eigentlich am Schluss das Tatbild des Amtsmissbrauches darstellen könnte, weil man im Eventualfall in Kauf genommen hat, dass dabei Personen zu Schaden kommen könnten. Da waren genau Sie diejenigen, die sich darüber aufgeregt haben, dass wir das überhaupt nur in den Raum stellen. Jetzt haben wir so einen Fall vorliegen, wo der Schaden am Menschen eindeutig, und zwar sogar durch den Tod, zur Kenntnis gekommen ist und jetzt würden Sie kommen und sagen, na ja, das tun wir dann aber nicht, wenn wir darauf kommen, dass es so ist, dass wir das genau weiterverfolgen und gegebenenfalls sogar weitermelden. Kollege Deutsch! Ich kann Ihre erste Wortmeldung in diesem Zusammenhang nur missverstehen.

Vorsitzender Dr. Körber: Herr GR Barnet! Vielleicht von meiner Seite eine kurze Bemerkung dazu. Erstens einmal wollen wir uns hier nicht in Worten abmühen bei der Fassung des Antrages. Aber vielleicht darf ich denn doch aufmerksam machen, dass das Ziel der Kommission ist, einen Sachverhalt zu ermitteln. Welche Schlüsse aus diesem Sachverhalt in Bezug auf eine jemand treffende Verantwortung zu ziehen sind, ist ja dann der Kommission unbenommen. Bei der Sachverhaltsermittlung hat, meine ich schon, das Wort „Verantwortung“ selbst noch nichts zu suchen, weil es eine rechtliche Schlussfolgerung ist und nicht eine Tatfrage. Das stelle ich zur Diskussion. Ich will Sie da in keiner Weise hier am Vorbringen abblocken, aber das scheint mir doch überlegenswert.

Bitte, Frau GRin Dr. Pilz.

GRin Dr. Pilz: Danke, Herr Vorsitzender. Die Grünen haben sich sehr dafür eingesetzt, dass diese Befragung durchgeführt wird, denn wir halten das für eine tatsächlich sehr, sehr schlimme und aufklärungsbedürftige Entwicklung bei der Aufklärung der Missstände, insbesondere im Geriatriezentrum Am Wienerwald. Wir können aber, wenn es für die SPÖ einfacher ist, dem Beweisantrag näher zu treten, wenn das Wort „Verantwortung“ durch „Maßnahmen“ ersetzt wird, sehr wohl damit leben. Ich sehe es wie Sie, Herr Vorsitzender, dass wir unsere Schlüsse im Bezug auf die Verantwortung, welche hier politisch und welche hier auf der Ebene der Stadtverwaltung zu ziehen sind, dann selber treffen müssen. Ich kann gerne zustimmen, dass man seitens der grünen Fraktion „Verantwortung“ durch „Maßnahmen“ ersetzt. 

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte, Frau GRin Korosec.

GRin Korosec: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Uns geht es um die Aufklärung und wir können durchaus damit leben, Wortklaubereien soll man hier nicht betreiben, man kann das ohne weiteres durch „Verantwortung“ durch „Maßnahmen“ ersetzen. 

Vorsitzender Dr. Körber: Danke. Es stellt sich jetzt die Frage, Herr Barnet, wie die endgültige ...

GR Barnet:: ... „Verantwortung“ durch „Maßnahmen“ zu ersetzen wäre ... 

Vorsitzender Dr. Körber: Herr GR Deutsch wird die Formulierung noch einmal bieten.

GR Deutsch: Zum Kollegen Barnet möchte ich nur sagen, dass er das, was ich vorhin gesagt habe, gründlich missverstanden hat. Wir haben überhaupt nicht in Frage gestellt, dass die beantragten Zeugen heute befragt werden sollen, das ist überhaupt kein Thema gewesen. Es war die grundsätzliche Frage, ob nach dem Selbstverständnis und den Aufgaben der Kommission, wie es der Herr Vorsitzende formuliert hat - der Satz, den ich vorgeschlagen habe, war: „... zum Beweis dafür, welche Maßnahmen die leitenden Personen im GZW und im Unternehmen KAV im Rahmen ihres Aufgabenbereiches bei der Suche nach vermissten Bewohnerinnen und Bewohnern im GZW getroffen haben.“ Das entspricht eigentlich dem, was wir alle wollen, nämlich den Sachverhalt zu klären. Ich glaube, man könnte damit die formale Diskussion beenden. 

Vorsitzender Dr. Körber: Herr GR Barnet, nachdem die Grammatik jetzt geklärt wurde, frage ich, ob Sie noch einen Einwand dagegen haben?

Bitte, Herr GR Dr. Serles.

GR Dr. Serles: Ein gravierender Einwand. Es geht nämlich nicht nur um die Frage der Maßnahmen, die im Zusammenhang mit der Suche des vermissten Herrn M. getroffen wurden, sondern es geht um die Frage, welche Maßnahmen generell getroffen wurden, damit sich Leute in Lainz nicht verlaufen, wie das offenbar passiert ist und zum Tod des Herrn M. geführt hat. Deswegen ist die Formulierung vom Herrn GR Deutsch absolut unzureichend.

GR Deutsch: Man kann es noch erweitern, „ ... getroffen haben und generell getroffen wurden“. 

GR Dr. Serles: Nein, das ist zu wenig, weil es geht nicht um die Suche von Patienten, sondern es geht um Vorkehrungen, die verhindern sollen, dass sich Leute auf dem Dachboden des GZW verirren und in weiterer Folge dann tragisch sterben. Darum geht es und daher ist Ihre Formulierung absolut unzulänglich.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke, Herr GR Dr. Serles. Bitte, Herr GR Deutsch, haben Sie noch eine Ergänzung der Formulierung? 

GR Deutsch: Ich bin wirklich der Meinung, dass man das abkürzen kann. „Maßnahmen“, etc., wie ich es vorgelesen habe, „getroffen haben bzw. getroffen oder Vorkehrungen getroffen wurden.“ Damit ist, glaube ich, alles inkludiert.

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte, Herr GR Dr. Serles.

GR Dr. Serles: Verzeih` mir, ich hänge da jetzt wirklich an der Formulierung. Ich würde Sie bitten, jetzt einen konkreten Formulierungsvorschlag zu machen. Alles, was ich bisher gehört habe, ist absolut unzureichend, weil, ich betone noch einmal, es geht nicht um die Vorkehrungen im Zusammenhang mit der Suche von Vermissten im GZW, sondern es geht um die Frage, welche Verantwortung die leitenden Personen im GZW haben und welche Vorkehrungen sie getroffen haben, damit so etwas überhaupt nicht passiert. Leider ist es passiert. Es geht nicht nur um die nachträgliche Suche, sondern es geht um die Frage, wer verhindert, dass sich Leute am Dachboden vom GZW verirren und in weiterer Folge sterben?

Vorsitzender Dr. Körber: Herr Dr. Serles, vielleicht unterziehen Sie sich der Mühe zur Abkürzung der Angelegenheit, jetzt Ihren Antrag, den Antrag der Fraktion mit einer gewissen Anpassung neu zu formulieren.

GR Dr. Serles: Nein, es liegt ein Antrag von uns am Tisch und wenn der Antrag der SPÖ nicht passt, dann sollen sie einen Gegenvorschlag machen. Das, was ich bisher gehört habe, ist zu wenig.

Vorsitzender Dr. Körber: Gut, nehme ich zur Kenntnis. Herr GR Deutsch, dann wird man eine Abstimmung über den Antrag der Fraktion machen, gegebenenfalls kommt dann ein neuer Antrag von Ihnen.

GR Deutsch: Wenn ich das richtig verstanden habe, dann sind zwei der drei Antragsteller einverstanden mit dem formulierten Satz, nämlich: „... welche Maßnahmen von den leitenden Personen im GZW und im Unternehmen KAV im Rahmen ihres Aufgabenbereiches bei der Suche nach vermissten BewohnerInnen im GZW getroffen haben bzw. welche Vorkehrungen getroffen wurden.“ (Diskussion)
Vorsitzender Dr. Körber: Zunächst sagten Sie, Sie sind einverstanden. (Diskussion)
Moment, Herr GR Barnet. Ich frage die Frau GRin Dr. Pilz und Frau GRin Korosec: Wie ist die Lage?

GRin Dr. Pilz: Ich hoffe, wir verzetteln uns nicht in Wortklaubereien. Was ich heute hier hören möchte, ist: Warum kommt es dazu, dass sich jemand für zwei Monate unaufgefunden auf einem Dachboden befinden kann und keiner merkt es? Warum sind psychisch Kranke und andere nicht geriatrische Patienten überhaupt untergebracht? Wenn wir alle diese Fragen stellen können und beantwortet kriegen können, dann ist es mir Recht. Dann kann ich mit „Maßnahmen“ und „Vorkehrungen“ leben. 

Vorsitzender Dr. Körber: Frau GRin Korosec, Sie schließen sich an?

GRin Korosec: Ich schließe mich dem vollinhaltlich an.

Vorsitzender Dr. Körber: Dann muss ich zunächst einmal den Antrag zur Abstimmung bringen. (Diskussion)
Ich schreite jetzt zur Abstimmung über den Abänderungsantrag der SPÖ‑Fraktion und stelle fest die Annahme seitens der Kommissionsmitglieder SPÖ, Grüne und ÖVP und Ablehnung seitens der FPÖ.

Sonst noch eine verfahrensmäßige Anfrage oder ein verfahrensmäßiger Wunsch? Wenn dem nicht so ist, dann können wir in die Vernehmung der Frau Dr. Rosenberger‑Spitzy eingehen. Frau GRin Dr. Pilz, bitte.

GRin Dr. Pilz: Danke, Herr Vorsitzender. Welche der geladenen Zeugen hat sein oder ihr Kommen zugesagt?

Vorsitzender Dr. Körber: Das ist richtig, dass Sie diese Frage stellen. Ich habe noch nicht bekannt gemacht, dass eine begründete Entschuldigung der Pflegedirektorin Frau Keihsler vorliegt. Sie sagt: „.. dass ich nach einem Krankenhausaufenthalt bis auf weiteres im Krankenstand bin und daher diesen Termin nicht wahrnehmen kann.“ Alle Übrigen haben zugesagt. Bitte, Herr GR Dr. Serles.

GR Dr. Serles: Ich hätte dazu eine Frage, Herr Vorsitzender. Haben Sie Indizien dafür, dass die Frau Keihsler einer weiteren Ladung folgen wird oder haben Sie Indizien dafür, dass die Frau Keihsler keiner der Ladungen der Untersuchungskommission aus gesundheitlichen Gründen folgen kann?

Vorsitzender Dr. Körber: Es ist etwas schwierig für mich, eine medizinische Frage zu beantworten, Herr Dr. Serles. Soweit ich gesprächsweise erfahren habe, ist mit ihrem Erscheinen nicht in absehbarer Zeit zu rechnen.

GR Dr. Serles: Dann muss ich festhalten, dass ich das für einen unglaublichen Skandal halte. Weniger die Tatsache, dass die Frau Keihsler den Ladungen der Untersuchungskommission nicht folgt, ich zweifle die ärztlichen Gutachten oder gravierende gesundheitliche Probleme der Frau Keihsler nicht an. Ich halte das nur deswegen für einen Skandal, weil es die desaströse Personalpolitik und Personalauswahl im Krankenanstaltenverbund deutlich macht. Die Frau Keihsler ist aus gesundheitlichen Gründen vor Jahren versetzt worden vom GZW nach St. Andrä und sie ist in weiterer Folge wieder mit der Leitung des größten Geriatriezentrums in Wien betraut worden. Und die gleiche Frau Keihsler ist jetzt aus gesundheitlichen Gründen nicht in der Lage, die kritischen Fragen der Untersuchungskommission zu beantworten. Das ist Beweis dafür, wie Besorgnis erregend die Personalauswahl im GZW und wie verantwortungslos personelle Entscheidungen jetzt getroffen wurden. Die Frau Keihsler hat die Moral der Bediensteten im GZW auf einen Tiefstand gefahren und nichts zeigt deutlicher als das, woran es krankt, nämlich an einer völlig falschen Personalauswahl und kein besserer Beweis hätte ... 

Vorsitzender Dr. Körber: Herr Dr. Serles! Jetzt behandeln wir nicht die Personalauswahl, sondern wir behandeln lediglich das Schreiben der Frau Keihsler, dass sie nicht zur Verhandlung erscheint und es ist kein Skandal, dass sie krank ist.

GR Dr. Serles: ... nicht mehr erscheinen wird, weil sie krank ist. Die gleiche Frau Keihsler, die mit der Leitung des größten Geriatriezentrums beauftragt worden ist, nachdem sie ... 

Vorsitzender Dr. Körber: Das ist Vergangenheit, heute ist sie krank ...

GR Dr. Serles: ... das ist Realität und das zeigt, woran es krankt. Es krankt an einer desaströsen Personalauswahl der führenden Persönlichkeiten in der Geriatrie in Wien. Das haben Sie sich zuzuschreiben, liebe Kollegen.

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte, Herr GR Hundstorfer, Sie wollten das Wort.

GR Hundstorfer: Herr Dr. Serles! Wenn Sie glauben, da irgendwo punkten zu können, wird die Geschichte es beweisen, dass Sie es nicht können. Die Frau Keihsler wurde zu einem Zeitpunkt als Pflegedirektorin bestellt, wo sie sicher nicht krank war.

Die Frau Keihsler hat die Rückkehr von St. Andrä zu einem Zeitpunkt getätigt, wo ihre gesundheitlichen Probleme gelöst waren. Nur auf Grund der jetzigen Gesamtsituation hat sie sich erlaubt, wiederum krank zu werden und hat sich so erlaubt, krank zu werden, dass sie materiell massivste Verluste in Kauf nehmen muss um überhaupt noch ihr Leben bestreiten zu können, um überhaupt noch einigermaßen weiterhin existieren zu können. (Zwischenruf)
Vorsitzender Dr. Körber: Moment, Herr Dr. Serles, Sie sind noch nicht am Wort, der Herr GR Hundstorfer spricht derzeit. Nehmen Sie das bitte zur Kenntnis, bitte. (Zwischenruf) 

Herr Dr. Serles! Jetzt sind nicht Sie am Wort. (Zwischenrufe)
GR Hundstorfer: Herr Dr. Serles, ich würde Ihnen wirklich vorschlagen, hier einmal Ihre Worte zu überprüfen, das sind Ihrer Person nicht würdige Worte. (Zwischenrufe)
Vorsitzender Dr. Körber: Herr Dr. Serles, bitte. Herr GR Hundstorfer, noch ein Wort?

GR Hundstorfer: Es ist die Sache erledigt, die Frau Keihsler ist, unter Einhaltung des Datenschutzes, das darf ich da sagen, wirklich krank und alles andere werden die Mediziner hier beantworten müssen, denn sie muss sich einem Verfahren unterziehen, damit sie in Pension gehen kann. Dieses Verfahren steht ihr noch ins Haus und das werden dann die Amtsärzte beurteilen.

Vorsitzender Dr. Körber: Ich halte fest, dass die Frau Keihsler hinreichend entschuldigt ist und keine Veranlassung besteht, die Entschuldigung in Zweifel zu ziehen.

Ich komme nun doch zur Vernehmung der Zeugin Frau Dr. Rosenberger‑Spitzy.

Sie wurden bereits einmal hier in dieser Kommission vernommen, nämlich am 4. Dezember 2003 in der 5. Sitzung und haben da bereits eine eingehende Aussage abgelegt. Ich darf Sie an den Wahrheitsvorhalt, den ich Ihnen damals gemacht habe, erinnern und halte fest, dass eine Entbindung von der Amtsverschwiegenheit vorliegt und zwar hinsichtlich jener Themen, die in der Ladung genannt worden sind. Die Ladung bezieht sich auf das Thema erstens einmal der Tod dieses Herrn M. und dann zweitens auch die Umstände oder Modalitäten der Aufnahme von psychisch Kranken in Langzeitpflege. 

Frau Doktor! Zunächst einmal eine allgemeine Frage. Welche Kontrollen der Gebäudeanlage bestehen überhaupt in diesem Bereich? Gibt es Hausarbeiter oder Sicherheitsbeamte, die die Anlage unter Aufsicht haben?

Dr. Rosenberger‑Spitzy: Es gibt in der Verantwortung der Verwaltungsdirektion Beamte, die rund um die Uhr im Dienst sind. Dazu gehört der Inspektionsbeamte, der auch einen Nachtdienst im Haus hat, und dazu gehört die Hausaufsicht. Details zu den Diensten wird die Frau Verwaltungsdirektorin bekannt geben.

Vorsitzender Dr. Körber: Es handelt sich hier um diesen Patienten, der zu Tode gekommen ist. Ist der schon sehr lange im Geriatriezentrum Lainz aufhältig gewesen?

Dr. Rosenberger‑Spitzy: Der Herr M. ist seit 1985 bei uns aufgenommen gewesen. Das heißt seit 19 Jahren.

Vorsitzender Dr. Körber: Gibt es irgendwelche Erkenntnisse aus der Pflegedokumentation, dass der Patient einer besonderen Beaufsichtigung oder Wartung bedarf, nämlich in geistiger, psychiatrischer Hinsicht?

Dr. Rosenberger‑Spitzy: Der Patient wurde vor 19 Jahren aufgenommen, weil er an einer chronischen psychiatrischen Erkrankung leidet, die immer wieder akut geworden ist. In diesen akuten Phasen ist er auch immer wieder in psychiatrischen Krankenhäusern aufgenommen gewesen. In der Zwischenzeit war er durchaus in der Lage, betreut zu leben. Er war mobil, er hat sich frei auf dem Gelände bewegt, er hat Einkäufe getätigt und hat bei uns gelebt. 

Vorsitzender Dr. Körber: War er schon früher wiederholt abgängig?

Dr. Rosenberger‑Spitzy: Er hat immer wieder das Gelände verlassen, ist aber in den allermeisten Fällen selbst wieder zurückgekommen.

Vorsitzender Dr. Körber: Wurden früher schon Suchaktionen veranlasst, wenn er abgängig war? Oder hat man einfach gewartet, ob er zurück kommt?

Dr. Rosenberger‑Spitzy: Das hat sich immer innerhalb von Stunden abgespielt, er ist immer von selbst wieder gekommen. Bis auf einmal, da ist er mit der Rettung wieder gebracht worden, da war die Suchaktion schon bei uns eingeleitet. 

Vorsitzender Dr. Körber: War er tageweise oder nur stundenweise abwesend?

Dr. Rosenberger‑Spitzy: Er war immer nur stundenweise abwesend und war dann meistens bei seinen Angehörigen oder in der Stadt unterwegs.

Vorsitzender Dr. Körber: Wie stehen Sie zu der Frage, dass psychiatrisch Kranke in Langzeitpflege aufgenommen werden?

Dr. Rosenberger‑Spitzy: Ganz grundsätzlich muss man sagen, dass es viele Menschen gibt, die chronisch psychiatrisch erkrankt sind, daher in Akut‑Psychiatrischen‑Krankenhäusern nicht bleiben können, die aber auch nicht in der Lage sind, alleine zu leben und für die es nach wie vor nach meinem Wissensstand wenige Einrichtungen gibt. Ich nehme an, dass der Herr M., wenn er heute zu einer Aufnahme käme, nicht mehr in einer geriatrischen Langzeiteinrichtung aufgenommen worden würde, sondern er würde in eine betreute Wohngemeinschaft kommen oder in eine andere Institution, weil da gibt es heute schon mehr.

Vorsitzender Dr. Körber: Es ist aus den verschiedensten Unterlagen ersichtlich z.B. die Leitlinien für den weiteren Ausbau der gesundheitlichen und sozialen Betreuung alter Menschen in Wien. Diese Leitlinien betreffen also schon dem Wortlaut nach „alte Menschen“. Wie kommt es dann, dass verhältnismäßig junge psychiatrisch Kranke doch aufgenommen werden in die Geriatrie? Gehören die wirklich dorthin?

Dr. Rosenberger‑Spitzy: Das Geriatriezentrum Am Wienerwald muss nach dem Sozialhilfegesetz alle Menschen aufnehmen, die auch mit einer sozialen Indikation eingewiesen werden. Das heißt, wenn jemand über den Sozialen Notruf in Not gerät und es gibt keine Möglichkeit, ihn woanders zu beherbergen, dann wird er im GZW aufgenommen.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke. Bitte, Herr GR Deutsch oder Frau GRin Dr. Laschan.

GRin Dr. Laschan: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Primaria! Ich würde Sie gerne fragen, wie oft es vorkommt oder vorgekommen ist - so ungefähr im Monat -, dass Menschen, die bei Ihnen betreut werden, abgängig gewesen sind?

Dr. Rosenberger‑Spitzy: Drei bis sechs Abgängigkeiten pro Tag, das heißt, wir haben im Jahr 2003 2 200 abgängige Patienten gehabt, die wieder gefunden wurden. 

GRin Dr. Laschan: Darf ich Sie daran anschließend gleich fragen, wie das Prozedere dann ist? Wer als Erster informiert wird? Wie ist dann auch die Handlungsweise, ab welchem Erkenntnisstand dann z.B. die Polizei informiert wird? In dem Zusammenhang auch gleich, wie da Ihre Erfahrungen mit der Polizei sind? Ob da gesucht wird, ob nähere Informationen abgefragt werden usw.?

Dr. Rosenberger‑Spitzy: Grundsätzlich ist es, sobald die Abgängigkeit auf der Station auffällt - was in aller Regel sehr rasch passiert, weil ja das Pflegepersonal ständig auf der Station anwesend ist und die Patienten ständig betreut sind - wird einmal im Haus vom Pflegepersonal gesucht, ob sich der Patient im Haus verirrt hat. Es kommt jetzt auf den Patienten an, wann man bereits den Suchprozess in Gang setzt. Wenn das jemand ist, der sich frei bewegt, so wie der Herr M., dann wartet man einige Stunden, weil man meint, er ist im Kaffeehaus, er ist unterwegs, er kommt wieder. Wenn das jemand stark Verwirrter ist, dann wird man sofort den Suchprozess in Gang setzen. Das bedeutet, dass von den Mitarbeitern der Station die Hausaufsicht verständig wird. Die Hausaufsicht hat einen genauen Plan, wie auf dem Areal gesucht werden muss.

Die Polizei wird dann eingeschaltet, wenn diese Suche auf dem Areal erfolglos ist, dann wird auch meistens innerhalb schon Stunden eine Abgängigkeitsanzeige gemacht, die an das zuständige Polizeikommissariat gefaxt wird. Das ist auch ein Teil dieses Suchprozesses. Es war beim Herrn M. z.B. so, dass seine Abgängigkeit vormittags bemerkt wurde, um 16 Uhr wurde der Suchprozess von der Station eingeleitet, durch die Information der Hausaufsicht, und um 22 Uhr wurde die Abgängigkeitsanzeige ans Polizeikommissariat geschickt.

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte, Frau GRin Dr. Laschan.

GRin Dr. Laschan: Es ist sicherlich so, dass es auch im Geriatriezentrum Bewohnerinnen und Bewohner gibt, die einfach ankündigen: „Ich gehe jetzt.“ oder wir wissen das. Ich bin ja, wie Sie wissen, auch nicht im geriatrischen, aber auch der Akutbereich hat viel mit geriatrischen Patienten und Patientinnen zu tun, sodass ich weiß, dass es immer wieder vorkommt, dass jemand sagt: „Ich fahre jetzt nach Hause.“ Das kann auch einmal um 1 Uhr in der Früh sein oder auch zu normalen Tageszeiten. Wie wird da, vor allem vor dem Hintergrund der Freiheitsbeschränkenden-Maßnahmen‑Diskussion, die ja immer mehr in der Öffentlichkeit geführt wird, damit umgegangen, jemand davor zu bewahren, die Station – das wird nicht so das Problem sein -, das Geriatriezentrum zu verlassen und einfach vermeintlich nach Hause oder sonst irgendwo hinzufahren?

Dr. Rosenberger‑Spitzy: Ganz grundsätzlich muss man sagen, dass das Recht auf die persönliche Autonomie das höchste Gut ist. Das heißt, es ist sehr schwierig, wenn ein Patient sagt „Ich will jetzt gehen.“, dass man ihn davon wieder abbringt, wenn man weiß, dass es zu seinem Schaden wäre. In aller Regel funktioniert es zum Glück so, dass die Patienten sich wieder beruhigen lassen, dass man mit ihnen spricht, vor allem, wenn das in der Nacht vorkommt, und dass sie bleiben. Nur, grundsätzlich halten wir niemand fest. Das dürfen wir rein rechtlich auch gar nicht. 

GRin Dr. Laschan: Ich würde Sie gerne zum Bereich gerontopsychiatrische oder psychiatrische Patienten vor dem Hintergrund Ihrer ersten Zeugeneinvernahme fragen, wo Sie uns auch berichtet haben, dass ja sehr große Änderungen im Geriatriezentrum es gegeben hat, vor allem in der medizinischen Beurteilung von Patienten, die neu kommen, durch die Einführung von Aufnahmestationen, durch das geriatrische Setting sozusagen, die Einschätzung „Was braucht dieser Patient oder diese Patientin?“, „Wo ist sie am geeignetsten dann gut aufgehoben, in welchem Bereich?“. 

Sie haben uns auch in diesem Zusammenhang über Spezialabteilungen und Spezialambulanzen berichtet. Soviel ich weiß, hat die 9. Medizinische Abteilung einen Schwerpunkt für psychiatrische Erkrankungen. Ich möchte Sie in diesem Zusammenhang fragen: Die Patienten haben Sie, die sind aufzunehmen gewesen, wenn eben notfallsmäßig so jemand gekommen ist aus sozialer Indikation, wie sind Sie aus medizinischer Sicht damit umgegangen?

Dr. Rosenberger‑Spitzy: Wir haben sehr rasch durch das geriatrische Assessement erkannt, dass wir den Bedarf an psychiatrischer Fachkompetenz im GZW haben. Das GZW hat schon viele, viele Jahre eine Neurologische Abteilung, es war Prof. Birkmayer auch einer der Primarärzte im Geriatriezentrum – damals noch Pflegeheim Lainz. Die Neurologie alleine hat nach meiner Meinung nicht ausgereicht und deswegen habe ich vor etwa sechs Jahren einen Primararztposten einsparen können, damals durch Bettenabsystemisierungen, und habe diesen Posten in den Posten eines Konsiliarpsychiaters umwandeln können. Wir haben seither eine Psychiatrische Ambulanz. Es ist vor eineinhalb Jahren gelungen, eine Abteilung umzuwidmen mit einem psychiatrischen Schwerpunkt. Wobei ich dazusagen muss, dass diese Abteilung im Aufbau begriffen ist. Allerdings haben wir dort, außer dem Vorstand der Facharzt für Psychiatrie, auch noch eine nachgeordnete Ärztin einstellen können, die auch Psychiaterin ist. 

Vorsitzender Dr. Körber: Danke.

Frau GRin Dr. Pilz.

GRin Dr. Pilz: Frau Dr. Rosenberger‑Spitzy! Welche Gruppen von Bewohnerinnen und Bewohnern, die nicht der üblichen gerontologischen Diagnose entsprechen, also nicht allgebrechlich und pflegebedürftig sind, sondern alkoholkrank, süchtig, psychiatrisch krank, vielleicht auch noch andere soziale Indikationen oder medizinische Indikationen - welche Gruppen haben Sie da? Wie viele sind das? Wo sind die alle untergebracht?

Dr. Rosenberger‑Spitzy: Es handelt sich insgesamt ungefähr um 300 Patienten, von denen etwa die Hälfte rein psychiatrische Grunderkrankungen hat und auch jünger ist und die andere Hälfte alkoholkrank ist. Natürlich auch inkludiert sind hier Patienten mit alkoholischer Demenz. 

GRin Dr. Pilz: Sie haben davon gesprochen, dass Sie sehr gut ausgerüstet sind dafür. Sie haben eine Neurologie, Sie haben eine Psychiatrische Ambulanz, Sie haben eine Gerontopsychiatrie. Sind diese 300 Patienten auf diesen Stationen?

Dr. Rosenberger‑Spitzy: Zum Teil, zu einem anderen Teil sind sie auch auf den Demenz‑Stationen untergebracht, soferne die Demenz im Vordergrund steht und sie sind auch auf anderen Langzeitabteilungen untergebracht. Ich habe zuerst schon gesagt, dass die Gerontopsychiatrische Abteilung erst im Aufbau begriffen ist. 

GRin Dr. Pilz: Kann ich mir das so vorstellen, dass jemand, der ein Langzeitpatient ist, noch jung ist, relativ jung, in seinen 40ern, möglicherweise immer wieder durch seine psychiatrische Erkrankung auch einer außergewöhnlichen Lebenssituation oder Krisensituation, dass diese Person in einem 8‑Bett-Zimmer mit alten Menschen untergebracht ist und auch ein Bett und Nachtkastl hat und hin und wieder kommt ein Psychiater? Kann ich mir das so vorstellen?

Dr. Rosenberger‑Spitzy: Das kann es geben, das ist richtig. Wir bemühen uns natürlich in Zusammenarbeit mit dem Geriatriezentrum Ybbs, wo gleich eine Akutpsychiatrie angeschlossen ist, hier Patienten unterzubringen, die dort vielleicht besser aufgehoben wären. Wir bemühen uns auch bei uns, auf der Abteilung für Psychosoziale Rehabilitation, wo kleine Einheiten sind, wo nur Mobile untergebracht sind, diese Patienten unterzubringen, dort ist auch Schwerpunkt. Aber ganz grundsätzlich denke ich, dass es hier noch viel mehr Einrichtungen geben müsste, wo man diese Leute unterbringt. Es gibt hier auch Projekte mit Austria 3, die haben in Form von Benefizkonzerten Geld sammeln können und haben für Nicht-Sesshafte Häuser erbaut, betreute Wohngemeinschaften für diese Leute. Ich glaube, diese Aktionen sind ganz wichtig.

GRin Dr. Pilz: Ich versuche mir jetzt gerade die Lebenssituation von dem zu Tode gekommen vorstellen. Der sitzt in einer tristen Langzeitstation unter alten, dementen Menschen, ist selber nicht alt, nicht dement, sondern von Zeit zu Zeit in einer Krisensituation. Die Lebensaussichten sind trist, das Angebot beschränkt sich, wenn es eine ganz gewöhnliche Station ist, auf einen Fernseher, der irgendwo in einem alten Aufenthaltsraum vor sich hinplärrt, ansonst kann er nur weggehen. Verstehen Sie den Patienten, dass er da weggeht? Ist das etwas, was man menschenwürdig jemand zumuten kann?

Dr. Rosenberger‑Spitzy: Der Herr M. hat 19 Jahre bei uns gelebt und das war sein Zuhause. Er würde sicher, wie ich zuerst schon ausgeführt habe, heute adäquater untergebracht werden. Damals gab es keine Möglichkeit und seit damals ist er bei uns untergebracht. Er hat immer wieder die Möglichkeit gehabt, auch seine Verwandten zu besuchen. Nur war die familiäre Situation so, dass er dort nicht leben konnte und so ist er bei uns geblieben.

GRin Dr. Pilz: Frau Dr. Rosenberger‑Spitzy! Was mich beeindruckt ist, mit welcher Gleichmütigkeit man im GZW hinnimmt, dass hier Menschen, die weder die Zielgruppe - man hat sich ja in ein Geriatriezentrum umgetauft, um hier auch einen Akzent zu setzen, wo man sich fachlich positionieren wird. Mir haben Bedienstete aus dem GZW gesagt, wir waren das Auffangbecken – ich will das Wort nicht verwenden, dass sie eigentlich verwendet haben – für alle die, die anderswo nicht mehr unterkommen. Man hat den Patienten und Patientinnen das GZW zugemutet. Man hat es dem Personal zugemutet. Sie haben mir dann Fälle berichtet von Unzumutbarkeiten, von Alkoholkranken mitten in der qualvollen Enge der 8‑Bett-Zimmer, von psychisch Erkrankten, vor denen sich dann die älteren Bewohner und Bewohnerinnen auch fürchten. Selber habe ich, Frau Dr. Rosenberger‑ Spitzy, einen Herrn kennen gelernt bei meinem 12‑Stunden‑Dienst, der ist 1930 geboren, 1964 ins GZW gekommen – 1964, da war er heiße 34 Jahre – der ist nicht psychisch krank, der war nicht obdachlos, das war kein Alkoholiker, der hatte bloß Asthma – 1964. Ich habe ihn dort getroffen, das heißt, er ist seither dort. Jetzt hat er demnächst „40‑jähriges Jubiläum“. Wenn mir jetzt jemand sagt, das ist sein Zuhause, dann wird man dem nicht widersprechen können, er hat nämlich kein anderes. Der wohnt in einer abgewohnten, tristen, unrenovierten Langzeitstation, wo nichts geboten wird, und er hat nur Asthma und die Begründung ist: Es ist schwer beherrschbar. Das ist für mich eine Verletzung der Würde des Menschen, die zum Himmel schreit.

Es wundert mich, dass nicht früher etwas passiert ist. Ich frage mich, wieso die Kollegiale Führung diese Verletzung der Persönlichkeitsrechte hinnimmt?

Dr. Rosenberger‑Spitzy: Ich möchte mich schon dagegen verwahren, dass Sie meinen, ich nehme es mit Gleichmut hin, dass bei uns Patienten untergebracht sind, die nicht hergehören. Wir bemühen uns in der Kollegialen Führung schon sehr lange, Bereiche zu adaptieren und Umbauten möglich zu machen, dass die Zustände, wie Sie sie bezeichnen, dass das Umfeld, dass das bauliche Umfeld und dass das Wohnumfeld einfach adäquater werden. Sie wissen selbst, unter welchen Zwängen wir arbeiten. Es ist einfach sehr schwierig, ein so riesengroßes Haus – ich habe es damals übernommen mit fast 3 200 Betten – in absehbarer Zeit zu verkleinern. Wir haben es immerhin geschafft, mittlerweile auf 1 913 Betten herunter zu kommen. Wir haben immer noch große Zimmer. Wir haben nur mehr 6‑Bett-Zimmer, aber es ist so, dass es sehr lange dauert, wirklich die Umgebung adäquat zu gestalten.

Vorsitzender Dr. Körber: Frau Dr. Rosenberger‑Spitzy, es war jetzt eigentlich der Schwerpunkt der Frage, weshalb dieser Heiminsasse seit 40 Jahren dort im Heim ist, obwohl ihm außer Asthma nicht sehr viel fehlen dürfte. Aber das war sicher schon vor Ihrer Zeit, diese Aufnahme. Es ist daher die Frage daran zu knüpfen, ob auch während Ihrer Dienstzeit so verhältnismäßig junge und nicht sehr kranke Leute aufgenommen werden?

Dr. Rosenberger‑Spitzy: Dazu kann ich nur sagen, wie Sie richtig bemerken, ich bin seit 1993 dort, das heißt, er war damals schon an die 30 Jahre da. Da ist es sehr schwierig, jemand zu verpflanzen. 

Nur, was wir durch unser geriatrisches Assessement schon erreichen konnten, ist, wenn neu aufgenommene Patienten da sind, sehr rasch feststellen, was die Bedürfnisse sind und können uns auch rasch bemühen, die entsprechende Umgebung zu finden, wo dieser Mensch besser untergebracht ist oder bessere Lebensqualität hat. 

Wir haben es auch in diesen Jahren erreicht, 30 % der bei uns Aufgenommenen wieder in eine häusliche Umgebung, Wohngemeinschaft und Sonstiges zu entlassen. Gerade diese Abteilung für Psychosoziale Rehabilitation, die ich zuerst erwähnt habe, hat einen sehr hohen Anteil an Entlassungen. Die haben sich besonders dieser Klientel angenommen. Die meisten der jungen Alkoholkranken, psychisch kranken Menschen, die nicht pflegebedürftig sind, sind auf dieser Abteilung untergebracht und dort wird auch sehr viel Entlassungsmanagement gemacht. 

Vorsitzender Dr. Körber: Danke, Frau Doktor. Frau Dr. Pilz, noch eine Frage?

GRin Dr. Pilz: Erstens sagen mir Mitarbeiter aus dem Haus, dass diese gerontopsychiatrische Abteilung die schwierigen Fälle gar nicht nimmt. Das ist sozusagen geradezu zynisch, die müssen in ganz normale Langzeitstationen. 

Ich frage Sie, Frau Dr. Rosenberger‑Spitzy, wieso nehmen Sie Möglichkeit nicht wahr, um zu sagen, fix noch einmal, wir sind ein Geriatriezentrum, wir haben unseren Schwerpunkt, wir sind nicht der letzte Hafen für dieses Problem der Stadt, dass bei uns offensichtlich dann Unmenschlichkeit,  Endversorgung zugemutet wird. 

Ich weiß vom Personal, dass Sie einen Stress haben, weil z.B. Patienten, die vorher eine lange Haftstrafe wegen Gewalttätigkeit oder sogar Mord zu verbüßen hatten, dann entlassen werden und dann druckt man einer Abteilung einen ganz schwierigen Patienten, Bewohner aufs Auge. Wieso wehren Sie sich nicht? Wieso stellen Sie sich jetzt noch her, nachdem man einen Verstorbenen am Dachboden unter aufklärungsbedürftigen Bedingungen gefunden hat? Warum stellen Sie sich nicht her und sagen: Wir sind nicht das Haus, wo alle glauben, dass alle Probleme und alle Menschen mit Schwierigkeiten unter alten Leuten in 8‑Bett-Zimmern endversorgt werden können. Warum nützen Sie die Gelegenheit nicht und verteidigen Sie das auch noch?

Dr. Rosenberger‑Spitzy: Frau Dr. Pilz! Ich glaube, es ist wirklich zynisch, zu sagen, wir nehmen die einfach nicht, soll sie wer anderer nehmen. Das sind Menschen, die brauchen Hilfe. Wir sind erstens das allergrößte Haus in diesem Bereich. Wir haben die Hälfte aller Betten, die die Stadt Wien im Pflegebereich hat. Wir unterstehen, wie ich schon gesagt habe, dem Sozialhilfegesetz. Das heißt, wir haben auch eine soziale Aufgabe zu erfüllen. Und drittens haben wir, durch unsere Optimierung der Aufnahmeprozesse, sieben Tage die Woche rund um die Uhr Aufnahmen. Die Sozialfälle werden sich nicht an die Amtsstunden anderer Einrichtungen halten, sondern wenn hier Not am Mann ist, dann ist es unsere Verpflichtung, diese Menschen aufzunehmen. 

Aber wo wir uns bemühen und was ich auch schon mehrfach ausgeführt habe ist, ich denke durch entsprechende Maßnahmen gelingt es uns jetzt schon viel besser, diese Leute weiterzuleiten in adäquatere Strukturen. Dass natürlich immer noch welche hier bei uns sind, für die wir Plätze suchen, ist unbestritten. Es gibt zu wenig Plätze für diese Menschen, aber da hat sich doch schon einiges getan in den letzten Jahren. Ich denke, dass die Entwicklung der Geriatrie und des gesamten Sozialbereiches auch dahin geht, dass hier immer mehr Anstrengungen, auch für diese Menschen, unternommen werden müssen, adäquate Lebensumstände zu schaffen und zu garantieren. 

Vorsitzender Dr. Körber: Danke.

Frau GRin Korosec, bitte.

GRin Korosec: Danke, Herr Vorsitzender.

Frau Dr. Rosenberger‑Spitzy! Sie haben gesagt im Pavillon IX haben Sie so eine Schwerpunktstation. Wie groß ist diese Schwerpunktstation? Wie viele Patienten sind dort?

Dr. Rosenberger‑Spitzy: Der Pavillon IX ist eine Abteilung mit 6 Stationen. Auf jeder Station sind in etwa 36 Betten, also, man kommt etwa auf 200 Betten auf dieser Spezialabteilung.

Ich möchte aber noch zur Frau Dr. Pilz dazu sagen: Ich habe am Anfang gesagt, diese Abteilung ist im Aufbau. Sie hat einen Psychiater zum Chef und es gibt eine Fachärztin, die konnte ich für diese Abteilung gewinnen, und die Oberschwester hat das Psychiatriediplom. Aber die anderen Mitarbeiter, die sind immer noch dort und werden dort auch bleiben und sind an sich noch nicht psychiatrisch ausgebildet. Das heißt, das, was momentan läuft, ist der Aufbau der Abteilung mit dem Schwerpunkt. Das heißt, ich kann nicht jetzt jeden schwierigen psychiatrischen Patienten dem Primarius Walter in seine Abteilung geben, nur weil er am Türschild „Gerontopsychiatrischer Schwerpunkt“ stehen hat. Ich muss ihm Zeit geben, bis diese Abteilung sich wirklich mit diesem Schwerpunkt entwickelt hat. Er hat auch schon viele Patienten im Laufe der Monate genommen und auch der Herr M. ist auf dieser Abteilung gewesen.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke.

Bitte, Frau GRin Korosec.

GRin Korosec: Das heißt aber, die 200 Patienten sind vorwiegend schon psychiatrische Fälle?

Dr. Rosenberger‑Spitzy: Auf dieser Abteilung wird langsam der Schwerpunkt entwickelt. Das heißt, der Großteil ist übertrieben. Ich würde meinen, im Moment ist etwa die Hälfte wirklich psychiatrische Fälle und es wird aber ständig hier weiter die Spezialisierung der Abteilung vorangetrieben. Ich brauche das entsprechende Personal. Ich kann nicht dem Langzeitpersonal jetzt einfach schwierige Fälle schicken, ohne dass sie entsprechend ausgebildet sind.

GRin Korosec: Frau Dr. Rosenberger‑Spitzy! Der Herr M. – Sie sagen, er war auf dieser Abteilung im Pavillon IX, in einem Raum mit wie vielen Betten?

Dr. Rosenberger‑Spitzy: Sechs Betten.

GRin Korosec: War der Herr M. schon lange auf dieser Station oder hat es eine Verlegung gegeben?

Dr. Rosenberger‑Spitzy: Der Herr M. hat sehr viele Jahre auf Pavillon IV gelebt. Pavillon IV wird derzeit abgesiedelt, weil er generalsaniert wird. Wir haben also jetzt grünes Licht bekommen, mit der Generalsanierung zu beginnen. Dazu müssen natürlich die Patienten verlegt werden. Wir haben uns primär bemüht, den Herrn M. in Ybbs unterzubringen, wo eine Akutpsychiatrie gleich daneben ist und er hätte auch nichts dagegen gehabt, aber seine Angehörigen haben das abgelehnt, weil die Schwester auch schwer krank ist und gemeint hat, dass sie das nicht schafft, in Ybbs auf Besuch zu kommen und dann der Kontakt abbricht. Daher haben wir die zweitbeste Lösung gewählt, nämlich ihn auf den Pavillon IX, auf die Station, die bereits einen Schwerpunkt für diese psychiatrische chronische Erkrankung hat, zu transferieren.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke.

Bitte, Frau GRin Korosec.

GRin Korosec: Frau Dr. Rosenberger‑Spitzy! Sie haben in einem ZiB 2 Interview gemeint, dass es natürlich selbstverständlich ist, das Haus vom Keller bis zu Dachboden abzusuchen und trotzdem hat man jemand am Dachboden gefunden. Sie haben auch damals gesagt, ja, Handwerker haben möglicherweise die Tür offen gelassen. Wie können Sie sich diesen Widerspruch erklären?

Dr. Rosenberger‑Spitzy: Ich kann mir das nicht erklären. Die Interne Revision der Generaldirektion des Krankenanstaltenverbundes untersucht diesen Fall. Es sind hier die Untersuchungen noch im Gange. Es wird sich herausstellen, ob hier Fehler gemacht wurden.

GRin Korosec: Frau Dr. Rosenberger-Spitzy! Sie haben gesagt um 22 Uhr ist die Abgängigkeitsanzeige erstattet worden. Wann haben Sie den Suchprozess 2 eingeleitet, dass Gefahr in Verzug ist?

Dr. Rosenberger‑Spitzy: Bei der Abgängigkeit des Herrn M... war aus der Sicht der Abteilung keine Gefahr in Verzug deswegen, weil der Herr M... ein zu seiner Person ... 

Vorsitzender Dr. Körber: Herr M.

Dr. Rosenberger‑Spitzy: Entschuldigung!

... weil der Herr M. war jemand, der zu seiner Person und auch zur Situation orientiert war, es war April, es hat Plusgrade gehabt, das heißt, wir hatten keine Veranlassung, den Suchprozess bei Gefahr in Verzug in Gang zu setzen. Allerdings wird natürlich dadurch, dass die Abgängigkeitsanzeige bei der Polizei dann aufliegt, von der Polizei mit uns Rücksprache gehalten bzw. entscheidet dann die Polizei, ob Hundestaffeln oder ein Hubschrauber eingesetzt werden.

GRin Korosec: Von Ihnen wurde kein Suchprozess 2 eingeleitet.

Dr. Rosenberger‑Spitzy: Was meinen Sie jetzt mit Suchprozess 2 ganz konkret?

GRin Korosec: ... den Inspektionsdienst verständigt, es geht dann alles weiter, dann geht es an die Kollegiale Führung usw. Das passiert aber erst dann, wenn Gefahr in Verzug ist?

Dr. Rosenberger‑Spitzy: Nein, das ist nicht ganz korrekt. 

GRin Korosec: ... 

Dr. Rosenberger‑Spitzy: Doch! Aber wenn Sie den Suchprozess 1 anschauen, dann beginnt das bereits damit, dass die Hausaufsicht und alle im Dienst befindlichen Mitarbeiter der Verwaltung nach einem speziellen Plan zu suchen beginnen. Da wird am ganzen Areal gesucht. 

Suchprozess 2 bei Gefahr in Verzug bedeutet nur, dass sofort über die Polizei auch die Hundestaffel angefordert wird, weil Lebensgefahr besteht, z.B. bei Minusgraden oder bei jemand, der so schwer krank ist, dass man annimmt, dass er sich gar nicht zu helfen weiß. Über die Details der Suchprozesse bitte ich Sie, die Frau Verwaltungsdirektorin, in deren Verantwortung das liegt, zu befragen.

GRin Korosec: Meine letzte Frage: Ist der Leichnam schon freigegeben worden? Gibt es bereits einen Obduktionsbefund?

Dr. Rosenberger‑Spitzy: Mir ist nichts dazu bekannt.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke, Frau GRin Korosec. Herr Dr. Serles, bitte.

GR Dr. Serles: Frau Doktor! Habe ich Sie richtig verstanden, dass Abgängigkeiten im GZW kein Einzelfall sind?

Dr. Rosenberger‑Spitzy: Ja.

GR Dr. Serles: Habe ich Sie richtig verstanden, dass pro Tag drei bis sechs Patienten abgängig sind?

Dr. Rosenberger‑Spitzy: Ja, das ist richtig. Damit ist gemeint, dass sie die Station verlassen und dann gesucht werden.

GR Dr. Serles: Habe ich Sie auch richtig verstanden, dass das im Jahr 2002  100 Personen sind, die Ihnen fehlen?

Dr. Rosenberger‑Spitzy: Da haben Sie mich nicht richtig verstanden. Ich habe gesagt: Im Jahr 2003 hatten wir über 2 000 Abgängigkeiten und die Patienten sind wieder gefunden worden.

GR Dr. Serles: Das heißt 2 200 Patienten pro Jahr fehlen Ihnen vorübergehend?

Dr. Rosenberger‑Spitzy: Sie fehlen uns deswegen vorübergehend, weil wir ihre Freiheit nicht einschränken dürfen, das ist uns rechtlich nicht erlaubt und wir wollen das auch gar nicht, weil das Recht auf persönliche Freiheit und Autonomie ein Grundrecht ist.

Vorsitzender Dr. Körber: Eine Zwischenfrage, Herr Dr. Serles. Bei diesen 2 200 Fällen sind keine über Nacht weg sind oder auch?

Dr. Rosenberger‑Spitzy: Nein. Da sind die auch mitgerechnet, die nur für ein, zwei Stunden nicht da sind.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke.

GR Dr. Serles: Können Sie uns vielleicht in dem Punkt noch nähere Auskunft geben? Wie lange ist die durchschnittliche Abwesenheitszeit dieser 2 200 Patienten, die Ihnen fehlen?

Dr. Rosenberger‑Spitzy: Das spielt sich innerhalb von Stunden ab.

GR Dr. Serles: Haben Sie da irgendwelche statistischen Aufzeichnungen? Können Sie uns präzise sagen, wie lange diese 2 200 Personen, ausgedrückt in Tagen, Stunden und Minuten, im Jahr 2003 bei Ihnen vorübergehend abwesend waren?

Dr. Rosenberger‑Spitzy: Diese Statistik habe ich nicht im Kopf. Aber wir haben das natürlich alles aktenkundig.

GR Dr. Serles: Das heißt, Sie können uns die Unterlagen darüber vorlegen?

Dr. Rosenberger‑Spitzy: Es gibt darüber Unterlagen, weil Abgängigkeiten immer dokumentiert werden. Diese Unterlagen sind vorhanden und die kann man vorlegen.

GR Dr. Serles: Dann stelle ich den Beweisantrag, dass der Untersuchungskommission die Unterlagen über diese 2 200 Personen im Jahr 2003 und die damit im Zusammenhang stehenden Statistiken über die Abwesenheitszeiten vorgelegt werden.

Frau Dr. Rosenberger‑Spitzy! Habe ich Sie auch richtig verstanden, dass es für diese 2 200 Personen, die Ihnen vorübergehend fehlen, einen Inspektionsbeamten gibt?

Dr. Rosenberger‑Spitzy: Da haben Sie mich falsch verstanden. Ich darf Sie bitten, die Frau Verwaltungsdirektorin zu den Details der Suchmannschaft zu befragen. Es sind selbstverständlich mehr Personen, die suchen, und das ist auch genau festgelegt, wie das stattzufinden hat.

GR Dr. Serles: Bevor Sie mich auf die Verwaltungsdirektorin verweisen, frage ich weiter Sie. Wenn ich Sie falsch verstanden habe, obwohl Sie von einem Inspektionsbeamten gesprochen haben, dann ersuche ich Sie jetzt um detaillierte Auskünfte.

Wie viele Inspektionsbeamte gibt es für 2 200 Personen, die Ihnen jährlich vorübergehend abhanden kommen? 

Wie viele Personen gibt es, die diese 2 200 vorübergehend abgängigen Personen systematisch suchen?

Welche Sicherheitsvorkehrungen gibt es generell, die verhindern sollen, dass die 2 200 Personen, die Ihnen vorübergehend fehlen, zu Schaden kommen?

Dr. Rosenberger‑Spitzy: In der Nacht stehen zumindest 10 Personen zur Verfügung, die suchen. Das ist ein Inspektionsbeamter, das ist ein Mitarbeiter der Hausaufsicht, das sind Krankenträger, das sind Lenker der Krankenbeförderungsautos und das sind Mitarbeiter der Leichenhalle. Untertags stehen mehr Personen zur Verfügung, weil meines Wissens in der Hausaufsicht mehr Leute untertags Dienst haben.

GR Dr. Serles: Sind diese 10 Personen, die Ihnen in der Nacht zur Verfügung stehen, tatsächlich dauernd anwesend oder stehen die am Papier?

Dr. Rosenberger‑Spitzy: Die sind anwesend, die haben Permanenzdienst.

GR Dr. Serles: Sind also laufend da und können jederzeit auf Abruf für die Suche von abgängigen Personen eingesetzt werden?

Dr. Rosenberger‑Spitzy: Ja.

GR Dr. Serles: Suchen die auch in versperrten Räumen?

Dr. Rosenberger‑Spitzy: Grundsätzlich haben wir einen detaillierten Suchplan, wo drinnen steht, wo gesucht werden muss. Wie in versperrten Räumen gesucht wird, ist ein Detail, über das ich keine Auskunft geben kann. Der Suchprozess ist nicht in meiner Verantwortung.

GR Dr. Serles: Das verwundert mich, dass Sie ausgerechnet über dieses Detail keine Auskunft geben können, weil dieses Detail für den Herrn M. überlebensnotwendig gewesen wäre. 

Ich frage Sie konkret, warum im Fall des Herrn M. der versperrte Dachboden im GZW, auf dem der M. gestorben ist, nicht durchsucht wurde?

Dr. Rosenberger‑Spitzy: Das weiß ich nicht.

GR Dr. Serles: Sie haben überhaupt keine Anhaltspunkte dafür, warum dort nicht gesucht wurde?

Dr. Rosenberger‑Spitzy: Dieser Dachboden war versperrt, das ist mein Wissensstand.

GR Dr. Serles: Steht in der Dienstanweisung drinnen, dass in versperrten Räumlichkeiten generell nicht gesucht werden darf?

Dr. Rosenberger‑Spitzy: Nein, das steht da meines Wissens nach nicht drinnen.

Vorsitzender Dr. Körber: Eine Zwischenfrage. Frau Doktor, wissen Sie, ob es Generalschlüssel oder Zentralschlüssel für alle gesperrten Räume gibt?

Dr. Rosenberger‑Spitzy: Soviel ich weiß, gibt es Generalschlüssel bei der Hausaufsicht. Die Mitarbeiter des Pavillons haben zu den Dachböden keinen Zugang und auch keinen Schlüssel.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke.

Bitte, Herr GR Dr. Serles.

GR Dr. Serles: Können Sie uns Auskunft darüber geben, was in den Dienstanweisungen hinsichtlich versperrter Räumlichkeiten tatsächlich drinnen steht?

Dr. Rosenberger‑Spitzy: Der Suchprozess wurde bereits im Jahr 2000 in einer Arbeitsgruppe festgelegt und da wurde definiert, wo gesucht wird. Mit diesem Suchprozess wurden Patienten, die abgängig waren, auch wieder gefunden.

GR Dr. Serles: Das ist in dem konkreten Fall wenig zufrieden stellend. Weil ausgerechnet der Herr M. wurde leider nicht wieder gefunden. Steht in dem Suchprozess drinnen, dass auf dem Dachboden prinzipiell nicht gesucht wird?

Dr. Rosenberger‑Spitzy: Im Suchprozess sind die Räumlichkeiten, die Pavillons festgelegt, wo gesucht werden muss. Dazu gibt es einen Plan und da ist das aufgezeichnet.

GR Dr. Serles: Da sind wir schon sehr im Detail, aber dieses Detail ist wichtig.

Was steht dann in diesem Suchprozess hinsichtlich dieses konkreten Dachbodens drinnen? Ist auf diesem Dachboden zu suchen oder ist auf diesem Dachboden nicht zu suchen?

Dr. Rosenberger‑Spitzy: Ich bin über diese Details nicht informiert, das ist nicht meine Aufgabe.

GR Dr. Serles: Ich versteh` das nicht. Sie sind Teil der Kollegialen Führung im GZW. Sie wissen detailliert über Suchanweisungen Bescheid und Sie können uns ... (Zwischenruf) Ich darf einmal festhalten: Sie können uns nicht darüber Auskunft geben, ob in dieser Suchanweisung drinnen steht, dass auf diesem Dachboden zu suchen ist oder nicht. Kann man das einmal festhalten? Sie wissen das nicht?

Dr. Rosenberger‑Spitzy: Ich darf Ihnen noch einmal erklären, dass die Kollegiale Führung gemeinsam eine Arbeitsgruppe beauftragt hat, einen Suchprozess zu erarbeiten. Das ist geschehen und zwar in der operativen Verantwortung der Verwaltung. Es ist nicht meine Aufgabe, detaillierte Dienstanweisungen zu Suchprozessen auswendig zu wissen.

Vorsitzender Dr. Körber: Noch eine Frage, Herr Dr. Serles?

GR Dr. Serles: Ja, noch einmal Frau Doktor. Ich frage da bewusst noch einmal nach. Sie haben gesagt, dass es eine Kommission gibt, die die Vorgänge des Todes des Herrn M. zurzeit untersucht. Sie können uns trotz der Tatsache, dass Sie in diese Vorgänge auf Grund Ihrer Stellung in einem hohen Maße eingebunden sein - müssen nicht sagen, ob in der Suchanweisung drinnen steht, dass auf diesem Dachboden zu suchen ist oder nicht. Es geht mir nicht darum, ob Sie diese Suchanweisung ausgearbeitet haben oder nicht. Es geht mir darum, uns Ihren Wissensstand mitzuteilen. Wissen Sie, was in dieser Suchanweisung hinsichtlich des versperrten Dachbodens drinnen steht?

Vorsitzender Dr. Körber: Herr Dr. Serles! Die Zeugin sagt hier unter Wahrheitspflicht aus.

GR Dr. Serles: Deswegen frage ich konkret an.

Vorsitzender Dr. Körber: Hören Sie mich an. Die Zeugin sagt hier unter Wahrheitspflicht aus und sie hat bereits deponiert, dass sie die Suchanweisung nicht auswendig kann. Wenn Sie daher x-mal fragen, ob das nicht doch so anders ist, bringt das nichts. Bitte, haben Sie noch eine konkrete weitere Frage?

GR Dr. Serles: Haben Sie diese Suchanweisung unterschrieben?

Dr. Rosenberger‑Spitzy: Es gibt einen Suchprozess, der von uns in Kraft gesetzt wurde. (Zwischenruf) Von der Kollegialen Führung, das ist doch klar. Das ist eine grundsätzliche Entscheidung der Kollegialen Führung, dass wir einen schriftlichen Suchprozess brauchen. Diese grundsätzliche Entscheidung wurde vor zwei Jahren getroffen. Dazu gibt es ein Diagramm, das hier da die Frau Korosec liegen hat. Dieses Diagramm gibt es und so ist es in Kraft gesetzt worden. Weitere Details zum Suchprozess weiß ich nicht.

GR Dr. Serles: Das heißt, Sie haben diesen Suchprozess vor zwei Jahren unterschrieben und wissen aber nicht, was drinnen steht? Wissen es selbst nach dem Tod des Herrn M. noch immer nicht, was in dieser Suchanweisung, die Sie vor zwei Jahren unterschrieben haben, hinsichtlich des versperrten Dachbodens drinnen steht?

Dr. Rosenberger‑Spitzy: Ich darf noch einmal das Gleiche ausführen, wie ich schon mehrfach gesagt habe. Es wurde in Kraft gesetzt ein Suchprozess. Das sind zwei Blatt Papier, wo das draufgeschrieben steht, wie die Suchaktion abzulaufen hat und so ist es von der Kollegialen Führung in Kraft gesetzt worden. Mehr kann ich dazu nicht sagen.

Vorsitzender Dr. Körber: Herr Dr. Serles! Sie haben schon langsam die Zeit für die erste Runde überschritten. Wenn Sie noch eine Frage zum Thema „Psychiatrische Patienten“ haben, dann bitte, aber sonst gebe ich das Fragerecht wieder weiter.

GR Dr. Serles: Ich möchte mit einer Bemerkung schließen. Danke, Frau Doktor, das war sehr aufschlussreich. 

Vorsitzender Dr. Körber: Danke.

Bitte, Frau GRin Klicka.

GRin Klicka: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Sehr geehrte Frau Dr. Rosenberger‑Spitzy!

Sie haben von 2 200 Fällen gesprochen. Ich möchte da gerne noch einmal nachfragen. Ich nehme an, dass da auch öfters dieselbe Person unterwegs ist? Sind das die Fallzahlen oder sind das wirklich rein die Personenzahlen?

Dr. Rosenberger‑Spitzy: Das sind Fallzahlen, da gehören Personen dazu, die alle paar Tage für ein paar Stunden verschwinden.

GRin Klicka: Wobei ich da auch noch einmal nachfragen möchte. Wenn wir so vom Verschwinden sprechen, das Gelände ist ja sehr groß und ist auch als Park teilweise gedacht und nicht nur für Bewohner, sondern auch für Leute, die von außen kommen und er wird auch benützt in diese Richtung. Das heißt, wenn sich ein Patient, eine Bewohnerin, ein Bewohner in der Abteilung jetzt nicht abmeldet und sagt: „Ich gehe spazieren.“, sondern er geht einfach spazieren und ist eineinhalb Stunden weg, dann fällt das auch schon in eine dieser Fallzahlen? Ja oder nein?

Dr. Rosenberger‑Spitzy: Ja.

GRin Klicka: Für mich ist das irgendwo klar, dass man nicht nach 10 Minuten sozusagen einen Bewohner oder eine Bewohnerin suchen geht in dem Sinn, weil sich im Normalfall die Menschen dann dort rund um den Pavillon in diesem Parkgelände aufhalten und, wie Sie richtig gesagt haben, ja auch wieder kommen. Ich denke, das Wesentliche daran ist natürlich das, was Sie zuerst auch gesagt haben, dass die pflegenden Personen auf Stationen ihre Leute kennen und wissen, wer ist mobil genug. Das ist das, was wir auch teilweise in der Geriatriekommission erarbeitet haben, dass wir die Leute nicht nur in den Zimmern und Stationen einsperren wollen, sondern dass sie nach Maßgabe ihrer Möglichkeiten auch sich, wenn es ein Gelände gibt dort, frei bewegen können. 

Das ist in Liesing der Fall, der Garten ist groß genug, die sitzen dort auch natürlich auf den Bänken und sind rundherum unterwegs. Wie weit man dann nachvollziehen kann, ob der jetzt wirklich bei dem Tor hinaus geht oder nicht, das sind die anderen rechtlichen Fragen, die Sie selbst schon angesprochen haben.

Eine zweite Frage hätte ich noch in Bezug auf den Beweisantrag, der von Herrn Dr. Serles gestellt wurde. Wissen Sie das oder können Sie das jetzt schon sagen, wie umfangreich diese Unterlagen sind? Kann man die eventuell zusammenfassen?

Dr. Rosenberger‑Spitzy: Ja, das denke ich schon, dass man das kann, wenn man sich auf die Patienten beschränkt.

GRin Klicka: Ich bin ganz sicher, dass das anonymisiert passieren wird?

Dr. Rosenberger‑Spitzy: Ja, natürlich.

GRin Klicka: Ich danke für die Auskunft.

Vorsitzender Dr. Körber: Frau GRin Dr. Pilz, bitte.

GRin Dr. Pilz: Danke, Herr Vorsitzender. 

Kann die Tatsache, dass hier ein Mensch mehrere Wochen nicht gefunden wird im Gelände, damit zu tun haben, dass Sie ein riesengroßes altes Areal von zum Teil hauptsächlich von Häusern, die mehr als ein Jahrhundert alt sind, zu verwalten haben?

Dr. Rosenberger‑Spitzy: Natürlich ist es in diesem riesigen Areal mit 40 Gebäuden, die auf 300 000 m² stehen, wo es auch viele Bäume gibt, immer schwieriger, als wenn ich einen kleinen, überschaubaren Zentralbau habe.

Ich denke, dass wir gerade bei diesem Patienten ja davon ausgegangen sind, dass er hinaus gegangen ist, weil er das immer getan hat. Wir haben auch immer wieder nachgefragt und ich war auch auf der Station und habe dort nachgefragt: Hat man etwas gehört? Da gab es auch ein Gespräch mit den Angehörigen. Das heißt, wir lassen ja nicht einfach jemand verschollen, ohne dass wir uns darum Sorgen machen und Gedanken machen und versuchen, ihn zu finden.

Vorsitzender Dr. Körber: Eine kurze Zwischenfrage, Frau Dr. Pilz.

Sind bei Ihnen Überlegungen gewesen, ob man für Patienten Armbänder, die ein Funksignal auslösen können, einführt? Damit, wenn sie das Tor passieren, doch ein Signal gegeben wird? Gibt es in der Richtung technische Errungenschaften, die bei Ihnen überlegt wurden?

Dr. Rosenberger‑Spitzy: Wir haben auf vielen Stationen ein elektronisches Alarmsystem, dass, wenn die Tür geöffnet, geht der Alarm los, dass man merkt, wenn jemand die Station verlässt. Das ist vor allem in der Nacht wichtig. Es ist derzeit ein Stationsumbau in Planung, wo wir mit einem System solcher Armbänder arbeiten möchten. Nur grundsätzlich ist zu sagen, dass es ein Graubereich, ein rechtlicher Graubereich ist, ob man das machen darf. Außerdem gibt es auch viele Patienten, die das nicht tolerieren. Gerade der Herr M. war jemand, der sich das Armband immer entfernt hat. 

Vorsitzender Dr. Körber: Danke.

Bitte, Frau GRin Dr. Pilz.

GRin Dr. Pilz: Ich stelle mir nämlich gerade vor, denken Sie sich, Herr Vorsitzender, in die Situation hinein. Jemand ist nicht alt, jemand ist nur temporär in einer Krisensituation, ansonst geht es ihm gut und dann muss er schon in einer Langzeitstation in einem Großraumzimmer leben und dann darf er nicht einmal weggehen und wenn er weggeht, dann piepst das Armband. Das ist unfassbar, die Vorstellung.

Vorsitzender Dr. Körber: Frau Dr. Pilz! Ich möchte nur sagen, dass war von mir keine Vorstellung, sondern lediglich die Frage, ob Überlegungen in diese Richtung angestellt worden sind. Diese Frage ist völlig neutral, bitte.

GRin Dr. Pilz: Ich möchte es trotzdem aufs Menschliche zurückführen, was es heißen würde, wenn man jemand ins GZW unter dement Erkrankte hineinsteckt und dann sagt, wenn du hinaus gehst, dann piepst etwas und es holt dich einer zurück. Das würde die Unmenschlichkeit auf die Spitze treiben.

Ich möchte zurückkommen, Frau Dr. Rosenberger‑Spitzy. Die Tatsache, dass man im GZW, dass man natürlich außerhalb verloren gehen kann und auch umkommen kann, ist klar. Aber gibt es Ihnen nicht zu denken, dass das Haus, Ihr Haus, eine so unmenschliche Größe hat, dass man schlicht und einfach auf einen Dachboden auch vergessen kann? In einem Haus, das möglicherweise nur 300 Bewohner und Bewohnerinnen hat, geht der Hausmeister sicher einmal in der Woche auf den Dachboden. Das GZW in seiner Unübersichtlichkeit erzeugt Unmenschlichkeit, die zum Tode geführt hat im konkreten Fall. Würden Sie diese Einschätzung teilen?

Dr. Rosenberger‑Spitzy: Frau Dr. Pilz, ich möchte Ihnen schon versichern, dass uns dieser tragische Fall sehr zu denken gibt. Natürlich macht mich das auch persönlich betroffen. Natürlich ist das etwas, worüber wir uns sehr viele Gedanken machen, dass so etwas passieren hat können und das ist ganz furchtbar und tragisch und das ist auch nicht entschuldbar. Keine Frage.

Noch einmal, es ist ein riesengroßes Areal, das wurde in den Jahren 1902 bis 1904 so erbaut. Es war damals eine sozialpolitische Großtat. Es war damals offenbar zeitgemäß. Dass sich die Zeiten ändern und dass man hier neue Ideen verwirklichen muss, ich glaube, da sind wir uns alle miteinander einig.

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte, Frau GRin Dr. Pilz.

GRin Dr. Pilz: Das, was mich verwundert, ist, dass es alles so lange dauert. Wenn man weiß, dass jemand, der nur Asthma hat und 40 Jahre auf einer Langzeitstation sitzt, dass das falsch ist, den dort unterzubringen, wieso, Frau Dr. Rosenberger‑Spitzy, bemüht man sich nicht längstens seit 1993, wo Sie dann in Ihre Amt getreten sind, sehr schnell für diesen Menschen eine andere, eine adäquatere, eine menschlichere Unterbringung zu suchen? Warum nehmen Sie hin - ich frage Sie noch einmal -, dass das, was im Jahre Schnee, nämlich 1902, modern war, heute völlig veraltet, völlig überholt, warum meinen Sie, dass das bleibt wie das schlechte Wetter? Warum kämpfen Sie nicht selber für einen Abbau Ihrer riesigen Institution und für das menschliche Maß?

Dr. Rosenberger‑Spitzy: Ich möchte hier schon sagen, dass gerade ich in diesen 11 Jahren, die ich in diesem Geriatriezentrum Am Wienerwald Ärztliche Direktorin bin, sehr viel umsetzen konnte. Natürlich nicht alles, natürlich hätten wir uns mehr gewünscht. Wir hätten auch gerne den Anstaltsentwicklungsplan so zügig umgesetzt, wie wir es uns vorgestellt haben. Es ist ein riesiger Bereich. Ich denke mir, man muss einfach einmal politisch überlegen, ob man nicht mehr Geld für diesen Bereich vom Wähler braucht.

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte, Frau GRin Dr. Pilz.

GRin Dr. Pilz: Sie haben davon gesprochen, dass 300 Patienten und Patientinnen, Bewohner und Bewohnerinnen, nicht auf Grund einer geriatrischen Diagnose im GZW leben, sondern auf Grund anderer Diagnose, Alkoholerkrankung, Psychiatrie, Obdachlosigkeit usw. Das ist auch, weiß Gott, eine Herausforderung für das Personal.

Erste Frage: Warum haben Sie sich nie gegen diese Fehlunterbringung, wie ich sie bezeichne, gewehrt? 

Warum steht dann nicht beim GZW über der Tür „Geriatriezentrum und Aufenthaltsort für Suchtkranke, Obdachlose, psychiatrisch Erkrankte“ damit die Bevölkerung auch weiß, wo man hinkommt? Warum nehmen Sie es hin und verschweigen Sie es eigentlich?

Dr. Rosenberger‑Spitzy: Wir nehmen es nicht hin und wir verschweigen es nicht. Wir versuchen seit vielen Jahren, andere Unterbringungsmöglichkeiten zu finden und es gelingt uns auch in zunehmendem Maß. 

Noch einmal: Ich halte es für nicht sozial zu sagen, na, meine Tür ist zu, wir nehmen diese Leute einfach nicht, sollen sie unter Brücke bleiben. 

GRin Dr. Pilz: Das ist schon eine bemerkenswerte Einschätzung der Verwaltungskompetenz der Stadt Wien, dass Sie meinen, wenn sie im GZW nicht genommen werden, dann müssen sie unter der Brücke schlafen. Vielleicht hätte man sich in den 40 Jahren, in denen der asthmakranke Patient in Lainz wohnt, eine Alternative überlegen können, die menschlich ist. Sie sehen es offensichtlich so, dass weder der PSD noch jemand anderer in dieser sozialpolitischen sich selbst hoch schätzenden Verwaltung niemand zuständig wäre. Entweder die Brücke oder das GZW. Hat die Stadt sonst nichts zu bieten? Sie können nichts einfordern?

Dr. Rosenberger‑Spitzy: Ich denke, dass jeder Patient auch eine Selbstverantwortung für sich hat. Es gibt verschiedene Möglichkeiten, nur, wir sind Anlaufstelle und das ist unser Auftrag. Ich meine, das haben wir auch wahrzunehmen. Das, was wir natürlich versuchen müssen und auch tun, habe ich mehrfach schon gesagt, ich sage es aber gerne noch einmal: Wir müssen mit den Institutionen, die hier Plätze anbieten, die adäquateren Lebensraum für diese Menschen bieten, sehr eng zusammenarbeiten und müssen uns bemühen, diese Patienten dort unterzubringen. Das gelingt auch zunehmend und es ist auch momentan wieder ein Projekt im Gange mit dem Fonds Soziales Wien, weil wir mit denen gemeinsam natürlich über diese Menschen nachdenken, ob es nicht andere Formen gibt. 

Ganz kurz noch zu dem Patienten mit Asthma, der 40 Jahre bei uns ist. Natürlich ist es nach vielen Jahren dann schon ein Problem, jemand zu verpflanzen. Weil mittlerweile nach 40 Jahren ist er bei uns zu Hause. Das ist auch häufig so, dass die Menschen, die sehr lange da sind, auch wenn sie auf Grund ihres Krankheitsbildes gar nicht zu uns „passen“, bleiben möchten. Einfach, weil es ihr Zuhause geworden ist und das werden wir ihnen nicht verwehren. Ich werde nicht, nur weil ich jetzt Geriatriezentrum heiße, alle Patienten, die nicht der Zielgruppe entsprechen, vor die Tür setzen. Ich denke, das kann ich nicht tun und das will ich auch nicht.

Vorsitzender Dr. Körber: Noch eine Frage, Frau Dr. Pilz?

GRin Dr. Pilz: Zwei noch, Herr Vorsitzender. Man kann die Lebensvielfalt eines Menschen durch 40 Jahre so weit herunterfahren, dass sie sich auf ein Bett und ein Nachtkastl und eine abgewohnte Station beschränkt und nachher sagen, jetzt bist du gewöhnt daran, wir offerieren dir die offene Tür, gehst halt` hinaus. Das ist ein zynischer Standpunkt, weil man muss sich eigentlich vor ihm als Stadt schämen, dass man durch 40 Jahre nichts anderes zu bieten hat.

Ich habe jetzt eine rechtliche Frage an Sie. Das Unterbringungsgesetz ist auf das Geriatriezentrum nicht anzuwenden. Unter welchen rechtlichen Rahmenbedingungen bringen Sie psychisch Kranke unter im GZW?

Dr. Rosenberger‑Spitzy: Nach dem Sozialhilfegesetz und dem Krankenanstaltengesetz.

GRin Dr. Pilz: Da entstehen keine Grauzonen in der Versorgung?

Dr. Rosenberger‑Spitzy: Akut psychiatrisch erkrankte Patienten müssen auf Akutpsychiatrien aufgenommen werden und darum bemühen wir uns auch. 

Vorsitzender Dr. Körber: Danke, Frau Dr. Pilz. Herr GR DDr. Görg, bitte.

GR DDr. Görg: Frau Dr. Rosenberger‑Spitzy! Zunächst möchte ich festhalten, dass es Sie ehrt, dass Sie Ihre persönliche Betroffenheit über diesen Fall M. hier noch einmal zum Ausdruck gebracht hatten und dass Sie auch gemeint haben, dass das an und für sich ein unentschuldbarer Vorfall ist. Wenn ich es richtig verstanden habe und sich nicht hinter irgendwelchem Murphy‑Gesetz, „wenn etwas schief gehen kann, dann geht es auch schief“ oder wir finden eh 99,95 %, ist eh eine tolle Trefferquote. Das ehrt Sie.

Ich möchte Ihnen auch in punkto der Frage des Dr. Serles zunächst zu Hilfe kommen. Ich habe selbst in meinem Leben wahrscheinlich tausende Dienstanweisungen unterschrieben, procedures erlassen, ich wüsste auch nicht über jede Bescheid. Allerdings habe ich mich für jede verantwortlich gefühlt. Es ist ein großer Unterschied, ob man sagt, ich weiß im Detail darüber nicht Bescheid oder ich habe keine Verantwortung dafür. Ich bin nur Ersatzmitglied und war bis jetzt nur dreimal hier, aber ich habe generell bei allen Befragungen festgestellt, dass die Befragten ein Problem mit dem Begriff „Verantwortung“ haben.

Ich frage Sie daher, wofür haben Sie sich im Rahmen der Kollegialen Führung verantwortlich gefühlt? Warum fühlen Sie sich für den Suchprozess nicht verantwortlich?

Dr. Rosenberger‑Spitzy: Meine Verantwortung im Rahmen der Kollegialen Führung ist in erster Linie die Verantwortung für die zeitgemäße, adäquate medizinische Betreuung und Behandlung der Patienten und für die therapeutische Betreuung und Behandlung der Patienten, soweit sie sie mir nachgeordneten Mitarbeiter erbringen. 

Im Rahmen der Kollegialen Führung haben wir natürlich darüber hinaus auch für das gesamte Haus Entscheidungen zu treffen. Z.B. wenn Umbauten geplant werden, z.B. wenn Schwerpunkte neu gesetzt werden. Wenn wir Strukturen verändern, dann machen wir das gemeinsam. Aber meine Linienverantwortung beschränkt sich auf den medizinischen und therapeutischen und psychologischen Bereich.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke.

Herr GR DDr. Görg, bitte.

GR DDr. Görg: Ich habe zwar immer ein gewisses Problem, wenn jemand sagt: In erster Linie bin ich für das verantwortlich. Das klingt so - für das andere bin ich nicht wirklich verantwortlich. Ich lasse es einmal bewenden.

Aber Sie akzeptieren, dass Sie doch im Rahmen der Kollegialen Führung eine Gesamtverantwortung haben. Dann bin ich im speziellen Fall schon etwas überrascht, zumal diese Causa „Suchprozess“, Sie waren im ZiB 2‑Interview, Sie wissen, dass Sie hier zum Hearing geladen sind als Zeugin, dass Sie sich nicht die Mühe gemacht haben, in dem speziellen Fall sich auf die Frage vorzubereiten, wie der Suchprozess ausschaut. Weil das sieht schon danach aus, Frau Dr. Rosenberger‑Spitzy, als würden Sie die Verantwortung mit dem Statement „Ich weiß es gar nicht, ich kenn` mich gar nicht aus.“ in dem speziellen Fall von sich wegschieben.

Dr. Rosenberger‑Spitzy: Da haben Sie mich missverstanden, Herr DDr. Görg.

Das GZ - was die Kollegiale Führung zu tun hat und was die einzelnen Direktoren zu tun haben, habe ich nicht gemacht, das ist so, wie ich es vorher gesagt habe. Ob das für die Führung von so einem großen Haus wirklich das Optimum ist, ist eine andere Frage, aber über dieses Thema haben wir bei meiner ersten Befragung bereits gesprochen, da darf ich Sie darauf hinweisen.

Verantwortung – noch einmal – trägt die Kollegiale Führung für den Suchprozess, der schriftlich vorliegt. Das ist der Suchprozess 1 und 2, wo jeweils auf einem Zettel draufsteht, wer sucht. Das ist diese so genannte Dienstanweisung und die wurde von uns gemeinsam in Kraft gesetzt und auch an die nachgeordneten Mitarbeiter ausgegeben.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke. Keine weitere Frage, Herr DDr. Görg?

Es sei nur am Rande bemerkt, Zeugen sollen sich eigentlich gar nicht auf eine Aussage vorbereiten, sondern sollen das sagen, was sie an sich wissen und nicht, was ihnen vorbereitet serviert wird.

Bitte, Herr GR Barnet.

GR Barnet: Danke, Herr Vorsitzender.

Frau Doktor! Bei meinem Vorredner anschließend. Offensichtlich hat der von Ihnen gemeinsam in der Kollegialen Führung erlassene Suchprozess nicht die nötige Effizienz gehabt. Wir wissen es noch nicht genau, aber es ist immerhin ein Mensch zu Tode gekommen. Wir müssen einmal grundsätzlich von der Annahme ausgehen, dass ein effizienter Suchprozess dazu hätte führen können, dass man ihn so rechtzeitig findet, dass eine gesundheitliche Schädigung nicht eintritt. Stimmen Sie mir da zu?

Dr. Rosenberger‑Spitzy: Ich habe schon ausgeführt, dass dieser Suchprozess seit Mitte 2002 in Kraft gesetzt ist und auch immer wieder adaptiert wurde und das bis zum gegenständlichen Fall der Suchprozess erfolgreich war.

GR Barnet: Das ist richtig. Aber im konkreten Fall hat es nicht ausgereicht. Das Zeichen intelligenter Menschen ist, wenn ich das sagen darf, dass sie aus Fehlern lernen. Ich gehe daher davon aus, ... (Zwischenruf) Das ist keine Unterstellung, das ist die Wahrheit, ich habe noch nichts gesagt, lassen Sie mir meinen Satz zu Ende sagen, Kollege.

Ich gehe daher davon aus, dass sich die Kollegiale Führung jetzt, dass sie zum Ergebnis gekommen ist, dass vermutlich ein Todesfall ausreichen wird, um die Nicht-Effizienz dieses Suchprozesses zu beweisen, unmittelbar und rasch sich den Kopf darüber zerbrochen hat, wie man jetzt den Suchprozess ändert. Auch im Sinne dieser Ausführungen werden Sie sich vermutlich Gedanken darüber gemacht haben – wieder beim Kollegen DDr. Görg anschließend – wie der Suchprozess jetzt ausschaut und wie er verbessert werden kann.

Ich frage Sie daher: Was hat die Kollegiale Führung seit diesem tragischen Vorfall getan, um den Suchprozess zu verbessern? Was haben Sie dabei getan?

Dr. Rosenberger‑Spitzy: Die Kollegiale Führung hat sofort eine Arbeitsgruppe von mehreren Mitarbeitern unter Leitung der Verwaltungsdirektorin eingesetzt, die daran ist, den Suchprozess zu optimieren.

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte, Herr GR Barnet.

GR Barnet: Das ist wunderbar. Jetzt gibt es aus meiner Sicht in diesem Suchprozess mehrere Fragen. Nämlich die, welche Personen können denn unter Wahrung ihrer subjektiven Grundrechte jenen Teil, in dem sie sonst beaufsichtigt werden, so verlassen, dass wir davon ausgehen können, dass durch dieses Verlassen in ihrer Demenz oder was immer sie sonst auch haben, keine gesundheitlichen Schädigungen starker Art eintreten können? Wie schaut da die Beurteilung aus? Wer nimmt sie vor? Welchen Stellenwert nimmt das im Rahmen des Suchprozesses ein?

Dr. Rosenberger‑Spitzy: Grundsätzlich ist zu sagen, dass wir versuchen, die Patienten adäquat ihrer Erkrankung unterzubringen. Das bedeutet konkret, wenn jemand z.B. schwer dement ist, aber den Wandertrieb hat – um das jetzt etwas laienhaft auszudrücken, es gibt ja diese schwer Dementen, die nicht an einer Stelle bleiben wollen, sondern ständig herum gehen -, für diese Patientengruppe haben wir zwei spezielle Stationen, wo die diesen Wandertrieb ausleben können. Weil es ist ein Garten integriert, in dem sie betreut und sicher sich bewegen können. Sie haben angelegte Wege, wo sie immer unter Beobachtung sind, aber trotzdem das Gefühl haben, sie können dort auch heraus aus ihren vier Wänden.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke. Bitte, Herr GR Barnet.

GR Barnet: Das zwar jetzt sehr schön, aber für mich ist die Frage nicht beantwortet. Ich versuche es noch einmal darzustellen. Wer kategorisiert, wen man unter Wahrung seiner subjektiven Rechte aus dem – ich bin jetzt auch laienhaft – geschlossenen Bereich hinaus gehen lässt? (Zwischenruf) Ich habe gesagt laienhaft und es auch optisch unter Anführungszeichen gesetzt. Also, den ständig Betreuten, wo immer jemand um ihn herum ist, der verhindert, dass es zu weiteren Gesundheitsschädigungen durch sein Eigenverhalten kommt, um es in einem langen Halbsatz noch einmal dargelegt zu haben.

Wer qualifiziert das, wer übernimmt dafür die Verantwortung... Der Satz ist trotzdem noch nicht zu Ende und beende ihn jetzt auch in Hinblick darauf, dass wir uns in der Kommission mehrfach mit der Frage auseinander gesetzt haben, ob zwar nach dem geltenden GUKG derzeit nur bedingt zulässig, aber doch nicht eigentlich zweckmäßig eine durchaus ausreichende Zahl von Zivildienern finden könnten, die wir den Menschen bei ihren Ausgängen so zur Verfügung stellen, dass wir zumindest eine gewisse Sicherheit dafür haben, dass im Falle, wo etwas passiert, jemand unmittelbar zur Verfügung steht, der ihnen dann entsprechend Hilfe zukommen lassen kann, auch wenn er sie nicht selbst durchführt.

Mich würde daher diese Frage besonders interessieren, wie Sie das qualifizieren und welche gesundheitlichen Schäden eintreten können?

Dr. Rosenberger‑Spitzy: Grundsätzlich sind die Patienten unter ärztlicher und pflegerischer Obhut. Das heißt, der Stationsarzt bzw. der Abteilungsvorstand kennt ja die Patienten so gut, dass er beurteilen kann, ob derjenige alleine ausgehen kann oder ob er Begleitung braucht. Wenn geplante Ausflüge stattfinden, sind immer Begleitpersonen dabei. Wir haben jetzt das Glück, mehr Zivildiener zu haben. Wir haben noch bis vor ein paar Monaten knappe 40 Zivildiener fürs ganze Haus gehabt, manchmal noch weniger. Das war sehr knapp, zu knapp. Mittlerweile ist es gelungen, mehr Zivildiener zu bekommen. Wir haben jetzt pro Station einen. Ich gebe Ihnen Recht, dass die Zivildiener hier eine sehr wichtige Rolle spielen.

GR Barnet: Zwei Fragen noch, eine konkret zu diesem Fall. 

Frau Dr. Rosenberger‑Spitzy! Ich habe Sie aber trotzdem richtig verstanden, dass Sie uns gesagt haben, dass gerade dieser eine Patient durch mehrfache über mehrere Stunden hinausgehende, ich sage nicht unerlaubte, sondern unerwartete Abwesenheiten sich dargelegt hat, wo eigentlich davon auszugehen hätte sein müssen, dass er rechtzeitig zurück kommt und man genau das Gegenteil von ihm wusste, nämlich dass das eben nicht passiert. Sie haben sogar gesagt, das eine Mal musste er mit der Rettung wieder herbei geführt werden. Wir wissen gar nicht, was in der Zeit alles passiert, es interessiert mich auch gar nicht so im Detail, weil es nicht sachlich relevant ist.

Bei den von Dr. Serles genannten über 2 000 Fällen im Jahr will ich auch nicht im Detail wissen, ob da irgendwann irgendwo etwas passiert ist. Aber die Annahme, dass in einem dieser Fälle jemand etwas passieren kann, die liegt auf der Hand. Die schlimmste Annahme ist, dass jemand zu Tode kommt, weil ihm irgendetwas passiert, weil er sich irgendwo verwirrt hinunter stürzt oder was auch immer. Dieser Fall hat es bewiesen. 

Daher muss ja irgendjemand und in diesem Falle war es offensichtlich falsch, gesagt haben, ja, den können wir, ohne dass wir ihm jemand mitgeben, hinausgehen lassen. (Zwischenruf) Kollegin Pilz! Entschuldigen Sie diesen Satz, ich sage nicht eingesperrt. (Zwischenruf) Ja, ja, ich sage das auch gleich, ich bin da ein bisserl anderer Meinung wie Sie. Wenn ich verwirrt wäre, ich bin das nur selten, aber wenn ich es bin, dann bin ich immer froh, wenn mich meine Frau bei der Hand nimmt und sagt, „Cool down, Barnet.“ Wäre ich noch starker und öfter verwirrt und ich wäre in einer Betreuungseinrichtung der Stadt Wien, würde ich mir wünschen, dass irgendwer darauf aufpasst, dass ich nicht vollständig ausklinke oder was auch immer oder mich selbst schädige. 

Daher sage ich, in dem konkreten Fall hat irgendwer falsch beurteilt und jetzt geht es nicht darum, den an den Nagel zu schlagen, sondern jetzt geht es daran zu überlegen, welche Maßnahmen man eigentlich hätte immer schon treffen müssen, damit das nicht passiert. In dem konkreten Fall wusste man es ja. Er war mehrfach über Stunden weg. Sie selber haben gesagt, einmal hat ihn die Rettung zurück bringen müssen und der dürfte offensichtlich wieder „unbeaufsichtigt“, nämlich nicht durch Zivildiener oder sonst jemand begleitet verschwunden sein.

Das können wir nicht zur Kenntnis nehmen. Vielleicht könnten Sie uns daher noch einmal erläutern, wie es dazu kommt, in diesem konkreten Fall?

Dr. Rosenberger‑Spitzy: Herr M. war ein zur Person und örtlich voll orientierter Mensch. Der hatte eine chronische psychiatrische Erkrankung. Der Herr M. hätte nie zugelassen, dass ihn ein Zivildiener begleitet. Der hätte auch nie zugelassen, dass ihn jemand auf der Station zurück hält. Der war autonom, der hat gesagt, ich gehe jetzt und ist bei der Türe hinaus gegangen. Das ist sein Recht, das ist sein Grundrecht auf persönliche Freiheit. Es steht uns nicht zu, ihn mit Gewalt zurückzuhalten. Wir weisen das wirklich zurück, das ist nicht unsere Aufgabe. Wir sind dazu da, den Patienten ein Umfeld zu bieten und nicht dazu da, sie festzuhalten.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke, Frau Doktor. Herr GR Barnet, noch eine konkrete Frage?

GR Barnet: Ja, ein anderer Themenbereich. Sie haben gesagt, er wäre heute vermutlich in einer betreuten Wohngemeinschaft. Hat man in den letzten 19 Jahren versucht einen anderen – aus Ihrer Sicht, weil Sie es selber so dargestellt haben – adäquateren Betreuungsplatz für ihn zu finden?

Dr. Rosenberger‑Spitzy: Ja, das hat man mehrfach versucht. Es ist auch dokumentiert, das ist mehrfach in der Krankengeschichte drinnen, das ist immer wieder versucht worden. Ist an verschiedenen Dingen gescheitert, manchmal auch an der Familie, manchmal auch an ihm persönlich, er hat immer wieder gesagt: „Ich bleibe lieber da.“

Vorsitzender Dr. Körber: Danke. Keine weitere Frage? Ist hier noch eine Fragestellung? Bitte, Frau GRIn Dr. Pilz.

GRin Dr. Pilz: Ich möchte im Gegensatz zum Herrn Kollegen Barnat ... (Zwischenruf) Barnet, entschuldigen Sie. (Zwischenruf) Da haben schon alle möglichen Leute alles Mögliche gesagt.

Es ist nicht das Problem, dass er weggegangen ist, sondern wenn Sie und ich – ohne jede psychiatrische Erkrankung – auf einem Dachboden eingesperrt werden und keiner hört Sie schreien und es ist einfach zu, dann stirbt jeder von uns. Ich weiß das und Sie wissen es auch, dass hinter ihm zugesperrt wurde und dann war er ganz allein. Vielleicht hat er geschrieen, Sie wissen es nicht. Vielleicht hat er verschüchtert mit seinem Leben abgeschlossen. (Zwischenruf) Frau Mag. Ramskogler! Das Problem ist, ... (Zwischenruf) Ja, wir wissen, da war ein Mensch am Dachboden und es ist ganz egal, ob er psychisch krank ist oder nicht und irgendjemand hat ihn eingesperrt. Tür zu und dann könnten Sie vielleicht schreien und er hat vielleicht nicht geschrieen. Aber Faktum ist, wenn Sie auf einem Dachboden im GZW monatelang einsperrt sind, sind Sie auch tot. (Zwischenruf) Doch!

Worum es mir geht, ist, dass in einem Haus, in einem Haus wie dem GZW, wo die Räumlichkeiten so unübersichtlich sind und man so ein bedürftiges Klientel zu versorgen hat, dass es da besonders schlimm ist, wenn es Orte gibt, wo keiner nachschaut und einfach die Türe zusperrt. 

Vorsitzender Dr. Körber: Frau Dr. Pilz, bitte, gehen wir vom Sachverhalt aus und knüpfen Sie daran eine Frage.

GRin Dr. Pilz: Ich möchte Sie daher fragen, Frau Dr. Rosenberger‑Spitzy: Hat man sich die Mühe gemacht, auf der Station zu recherchieren, ob man darauf kommen könnte, warum er sich überhaupt auf dem Dachboden zurückgezogen hat?

Dr. Rosenberger‑Spitzy: Wir haben dazu gar keinen Anhaltspunkt gefunden und warten die Ergebnisse der Untersuchungen ab.

GRin Dr. Pilz: Nachdem Sie schwierige Patienten und Patientinnen haben, die vorher forensische Patienten waren, also auch Haftstrafen verbüßt haben: Wer aus Ihrem Team ist denn qualifiziert für die Betreuung dieser Klienten? Sind Personen, die Schwierigkeiten dieser Art haben, auch von ausgebildetem Personal betreut oder macht das einfach das Personal, das an sich für geriatrische Aufgaben ausgebildet ist?

Dr. Rosenberger‑Spitzy: Ich habe schon mehrfach die Abteilung für Psychosoziale Rehabilitation erwähnt. Diese Abteilung wird von einem Psychologen geleitet, der auch zusätzlich Leiter unserer Psychologisch-psychotherapeutischen Ambulanz ist und der hat fünf Mitarbeiter.

GRin Dr. Pilz: Ist der Patient, der nach Verbüßung einer mehrjährigen Haftstrafe gekommen ist, auf dieser Abteilung?

Dr. Rosenberger‑Spitzy: Nein, weil er schwer pflegebedürftig ist und im Bett liegt und das Bett ohne Hilfe kaum verlassen kann. Darum kann er auf dieser Abteilung für Psychosoziale Rehabilitation, die für mobile Patienten ist, nicht sein.

GRin Dr. Pilz: Das heißt, es gibt viele psychisch kranke, auffällige Bewohner und Bewohnerinnen, die nicht auf dieser Station sind?

Dr. Rosenberger‑Spitzy: Ich habe anfangs schon ausgeführt, dass wir bemüht sind, Spezialstationen zu etablieren, dass es aber Patienten gibt, die auf normalen Langzeitstationen mit diesen Erkrankungen liegen. 

GRin Dr. Pilz: Also, ist die kurze Antwort: Nein? Das wäre die kurze Variante dessen. Das heißt, das Personal auf diesen anderen Stationen ist überhaupt nicht ausgebildet, Alkoholkranke, Süchtige, psychisch Kranke, Leute nach langer Haftstrafe zu versorgen und Sie muten es ihnen einfach so zu?

Dr. Rosenberger‑Spitzy: Gerade in unserem Haus gibt es sehr vieles an Fortbildungsveranstaltungen und wir versuchen, die Mitarbeiter zu unterstützen, aber jeder weiß, wie schwierig es ist, Personal für die Geriatrie zu bekommen. Wir versuchen jetzt vorwiegend für die Abteilung Gerontopsychiatrie psychiatrisch ausgebildete Mitarbeiter einerseits zu bekommen. Andererseits Pflegepersonen in eine Zusatzausbildung Psychiatriediplom zu schicken. Was natürlich wieder zur Folge hat, dass sie zu der Zeit, wo sie ausgebildet werden, am Krankenbett fehlen – um Ihrer nächsten Frage zuvor zu kommen. 

Vorsitzender Dr. Körber: Danke.

Bitte, Frau GRIn Dr. Pilz.

GRin Dr. Pilz: Was sagen denn die anderen Bewohner und Bewohnerinnen, wenn jetzt jemand in ein Zimmer verlegt wird, der alkoholkrank ist und sozusagen mitten unter alten, gebrechlichen Menschen lebt?

Dr. Rosenberger‑Spitzy: Das ist natürlich immer sehr problematisch. Wir versuchen das zu vermeiden, wir versuchen diese Patienten, wie ich schon mehrfach gesagt habe, auf eigenen Stationen unterzubringen, aber es gelingt nicht immer.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke, Frau Dr. Pilz. Frau GRIn Korosec, bitte.

GRin Korosec: Frau Dr. Rosenberger‑ Spitzy! Sie haben gesagt, Sie waren sehr betroffen über den traurigen Fall, was ich durchaus verstehen kann. Ich gehe mit Ihnen auch konform, wenn Sie sagen: Anweisungen usw., die Kollegiale Führung, das können Sie nicht alles auswendig wissen. 

Wenn ich mir das praktisch vorstelle. Sie sind informiert worden, dass dieser Herr M. nach zwei Monaten gefunden wurde. Dann muss doch das Erste, was Sie getan, ich bin überzeugt, Sie haben es auch getan, dass Sie gesagt haben: Wie schaut der detaillierte Suchplan aus? Haben wir alles unternommen? Ist alles gemacht worden von unserer Stelle? Oder sind wir hier mit schuldig oder überhaupt schuldig? 

Wenn Sie heute hier sagen, das wissen Sie nicht, dann kann ich mir nur vorstellen, dass die Fragestellung vielleicht für Sie irgendwie ein Missverständnis war. Weil ich kann mir nicht vorstellen, dass Sie nicht sofort sich das ganz genau angeschaut haben.

Dr. Rosenberger‑Spitzy: Wir sind natürlich sofort vor Ort gewesen und haben uns sofort Gedanken gemacht und ... (Zwischenruf) Noch einmal: Es ist erstens sofort die Arbeitsgruppe zur Optimierung des Suchprozesses eingesetzt worden und die Innenrevision der Generaldirektion untersucht die Vorgänge und diese Untersuchung ist nicht abgeschlossen. Ich kann darüber jetzt nichts sagen.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke. Noch etwas, Frau GRin Korosec? Keine weitere Frage? Bitte, Herr GR Barnet.

GR Barnet: Frau Doktor! Sie haben zurecht natürlich das Grundrecht auf persönliche Freiheit angesprochen, das in diesen Fällen - wir wissen das und ich habe da auch Verständnis - in einem Konflikt steht. Tut nicht so, wenn ich einmal sage, ich habe Verständnis, dann meine ich es ernst und spöttle nicht. Wenn ich spöttle, sieht man das. 

Das steht natürlich in einem Konkurrenzverhältnis zur Frage: Aufsicht, Betreuung, Verantwortung desjenigen, dem die zu Pflegenden in Obhut gegeben wurden. Es steht in Konkurrenz zum Grundrecht – ich will Sie jetzt nicht allzu weit quälen, nur, es ist kurz zu sagen - mit einem noch viel höherwertigen Grundrecht als dem auf Freiheit, nämlich auf dem Leben.

Wir alle wissen, dass zumindest in gewissen Fällen, wenn sie ärztlich indiziert sind, die Ärzte dazu übergehen, natürlich das Grundrecht auf Freiheit einzuschränken, sonst dürfte es in ganz Wien im Bereich des KAV keinen geben, der angebunden oder sonst irgendetwas zu seinem eigenen Schutz wird. Weil sonst müsste man auch immer gleich sagen: Grundrecht auf Freiheit, das dürfen wir nicht. Wir alle wissen, es findet statt. (Zwischenruf) Genau, damit sind wir schon beim Punkt.

Das ist aus meiner Frage noch offen geblieben, ob bei diesem konkreten Patienten die Gefahr gegeben war, dass – wir wissen, Sie haben gesagt, er war mehrfach anwesend, einmal ist er sogar von der Rettung gebracht worden – in seinem konkreten Fall ärztlich indiziert war, dass eine Gefährdung durch ihn selbst bestehen könnte? Das wollte ich wissen, Sie haben es nicht beantwortet. Wenn Sie sagen, Sie wissen es jetzt nicht, weil Sie seine Diagnose nicht im Kopf haben, dann nehme ich das zur Kenntnis. Aber dann bleibt diese Frage offen und ist entweder schriftlich nachzubringen oder wir müssen Sie leider noch einmal vorladen. Aber Sie werden sich in dem Fall – zwar nicht im Sinne der Ausführungen des Herrn Vorsitzenden – sich zurecht gelegt haben, was Sie uns sagen, es aber vielleicht doch noch ausreichend wissen, nachdem Sie mit dem Fall auch im Fernsehen beschäftigt waren. War in diesem Fall ärztlich indiziert die Möglichkeit gegeben, dass er sich selbst schädigen könnte, ja oder nein?

Dr. Rosenberger‑Spitzy: Nein. Ich habe diesen Fall auch ausführlich mit den behandelnden beiden Psychiatern diskutiert, dem Primarius Walter und Frau Dr. Freudensprung. Sie haben mir bestätigt, dass hier keine Selbst- oder Fremdgefährdung vorgelegen hat. Also, kein Grund für freiheitseinschränkende Maßnahmen.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke.

Keine weitere Frage, Herr GR Barnet. (Diskussion.)
GR Barnet: Ich stelle gleich den Beweisantrag, die beiden durch die Frau Dr. Rosenberger‑Spitzy genannten Personen, die diese ärztliche Indizierung abgegeben haben, als Auskunftspersonen zu laden.

Vorsitzender Dr. Körber: Als Zeugen zu laden?

GR Barnet: Als Zeugen, ja.

Vorsitzender Dr. Körber: Sie wollten noch etwas zur Geschäftsordnung, Herr Dr. Serles?

GR Dr. Serles: Ja, zur Geschäftsordnung, soweit sie die Vorgangsweise heute betrifft. Ich möchte das mit einem Antrag verbinden. Die Frau Dr. Rosenberger‑Spitzy hat uns darüber informiert, dass zur Frage des Todes des Herrn M. am Dachboden des GZW die Interne Revision des KAV Untersuchungen durchführt. Der Leiter der Internen Revision des KAV, Herr Mag. Schwarz, weilt heute unter den Zuhörern. 

Ich stelle daher den Antrag, den Herrn Mag. Schwarz gleich heute, aus verfahrensökonomischen Gründen im Rahmen dieser Sitzung als Zeuge zu vernehmen hinsichtlich der Frage hinsichtlich der näheren Umstände im Zusammenhang mit dem Tod des Herrn M. am Dachboden des GZW und des Standes der Untersuchungen der Internen Revision des KAV.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke, Herr Dr. Serles. Bitte, Herr GR Hundstorfer.

GR Hundstorfer: Ich nehme an, der Herr Dr. Serles ist Jurist und sollte Dinge wissen, wie sie wirklich sind. Weil die Angelegenheit des Herrn M. ist Angelegenheit der Staatsanwaltschaft. Die Staatsanwaltschaft leitet Untersuchungen. Und das, was im Innenverhältnis des KAV noch stattfindet, ist an und für sich eine Seite der Medaille, aber ich glaube, dass kein Mitarbeiter der Stadt über Todesursachen usw. verbindlich Auskunft geben kann, solange die Staatsanwaltschaft, der Untersuchungsrichter oder U‑Richterin - ich weiß nicht, wer mit diesem Fall betraut ist - hier wirklich abschließende Beurteilungen von sich gibt, Anklageerhebungen oder Einstellungen, was auch immer.

Ich weiß nicht, was das heute soll, jemand zu befragen, wo nachweisbar das Sicherheitsbüro oder das Kommissariat Nummer sowieso, plus Untersuchungsgericht, plus Staatsanwaltschaft noch Untersuchungen laufen hat.

Vorsitzender Dr. Körber:  Danke. Sonst noch eine Äußerung zu dem Antrag?

Bitte, Herr GR Dr. Serles.

GR Dr. Serles: Herr Kollege Hundstorfer! Die Untersuchungen der Staatsanwaltschaft behindern überhaupt nicht den Fortgang der Verhandlungen hier. Die Frau Dr. Rosenberger‑Spitzy hat ausgesagt, dass die Interne Revision des KAV den Fall untersucht. Der Leiter der Internen Revision des KAV ist heute unter uns, der Herr Mag. Schwarz, er sitzt dort hinten in der letzten Reihe mitten unter den Zuschauern. Daher mache ich einen sehr unkomplizierten Vorschlag: Bitten wir ihn in die erste Reihe und vernehmen wir ihn als Zeuge hinsichtlich der näheren Umstände des Todes des Herrn M. und zum Stand der Untersuchungen der Internen Revision des KAV. 

Vorsitzender Dr. Körber: Herr Dr. Serles, das ist nur eine Neuformulierung Ihres Antrages. Ich bringe zunächst einmal den Antrag auf Beischaffung von statistischen Unterlagen über die Abwesenheiten zur Abstimmung. Wo kaum Unstimmigkeit bestehen wird, bitte, nach meinen bisherigen Wahrnehmungen. – Ich kann diesen Antrag als einstimmig angenommen feststellen, auf Beischaffung der Statistik betreffend Abwesenheiten im GZW. (Zwischenruf) Ich korrigiere auf „Abgängigkeiten“. Dieser Antrag ist einhellig angenommen.

Dann liegen noch zwei weitere Anträge der FPÖ‑Fraktion vor. 

Der erste Antrag war auf Vernehmung der beiden Ärzte, die laut Angabe der Frau Dr. Rosenberger‑Spitzy keine Selbstgefährdung bei dem Heiminsassen M. festgestellt haben. Auf deren Vernehmung wurde ein Antrag gestellt.

Der zweite Antrag betrifft den von Herrn Dr. Serles, eine Vernehmung des Herrn Mag. Schwarz.

Diese Anträge sind zur Diskussion. Ich habe schon eine Äußerung vom Herrn GR Hundstorfer. Bitte, Herr GR Deutsch.

GR Deutsch: Betreffend dem Antrag vom Dr. Serles auf Vernehmung des Herrn Mag. Schwarz bin ich auch der Meinung, wie bereits vom Kollegen Hundstorfer formuliert, dass wir hier nicht in laufende Untersuchungen eingreifen sollen. Ich weiß auch nicht, was der genau Hintergrund des Antrages des Kollegen Barnet ist. Es hat eigentlich eine ausführliche Beantwortung durch die Ärztliche Leiterin, Frau Dr. Rosenberger‑Spitzy, gegeben, insofern würde ich dafür plädieren, diese Anträge abzulehnen.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke. Eine Äußerung noch von den anderen Fraktionen?

Dann bringe ich diese beiden Anträge ... (Zwischenruf) Bitte, Sie dürfen natürlich etwas sagen.

GR Barnet: Zu den von mir gestellten beiden Anträgen, Kollege Deutsch. Ich will einfach gerne hören, wie diesen beiden Genannten zu dieser Beurteilung gekommen sind, dass beim Herrn M. nichts passieren kann. In Zusammenhang mit dem gestellten Antrag vom Dr. Serles ergibt sich ein Bild. Die Einschätzung, dass bei ihm nichts passieren kann und die Einschätzung der Internen Revision, die uns sagt, warum ist dieser Mann vermutlich irgendwo von irgendjemand eingesperrt worden oder er hat sich eines Schlüssels bemächtigt – man hat, soviel ich weiß, bei ihm keinen gefunden – und war in der Lage aufzusperren oder sonst irgendetwas. 

Herr Dr. Rudas ist ein wirklich interessanter Zeuge oder eine wirklich interessante Auskunftsperson, aber er ist kein Zeuge für diese beiden Fragen, die uns ein Bild darstellen: Erstens: Wie kommt man zum Ergebnis, dass bei diesem Menschen nichts passieren wird. Zweitens: Wie kommt es dann tatsächlich dazu, Sachverhalt, dass genau dieser Mensch abgängig ist, eingesperrt ist, sich dort nicht in die Lage versetzen kann, sich selbst wieder zu befreien, weil er offenbar nicht in der Lage ist, die Tür aufzubrechen oder sonst irgendetwas, wir alle einfach nur zur Kenntnis nehmen, uns sagen: Der ist gestorben. Für das übernimmt keiner die Verantwortung oder die, die die Verantwortung übernehmen sollten, da schauen wir, dass wir nur ja nichts darüber wissen, da schauen wir, dass diese U‑Kommission nicht so lange dauert, bis dass die Staatsanwaltschaft zu Ende ermittelt hat, bis dass die Berichte der Internen Revision fertig sind, damit wir uns aus der politischen Verantwortung stehlen können. Kollege Deutsch, auf das zielt Ihre Blockade‑Politik zur Abwechslung wieder einmal ab. 

Vorsitzender Dr. Körber: Frau GRin Dr. Laschan, Sie haben noch eine Äußerung?

GRin Dr. Laschan: Ich möchte nur darauf sachlich hinweisen, dass ein Unterschied darin besteht, ob jemand selbst- oder fremdgefährdend ist oder ob nichts passieren kann.

Die Frau Dr. Rosenberger‑Spitzy hat festgehalten, dass in Rücksprache ihr versichert wurde, dass weder eine Selbst- noch eine Fremdgefährdung vorliegt und nicht, dass nichts passieren kann. Da möchte ich nur darauf hinweisen.

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte, Frau GRIn Mag. Ramskogler.

GRin Mag. Ramskogler: Ganz kurz auch noch zum sachlichen Inhalt. Es geht darum, dass bei einer Fremdgefährdung oder Selbstgefährdung auch bei einer Akutpsychiatrie z.B. es nicht die Aussage der Psychiater oder sonstiger anderer Fachexperten bedarf, ob tatsächlich jetzt etwas passiert oder nicht passiert.

Das kann Ihnen niemand sagen, Herr Barnet, unmöglich.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke, Frau Mag. Ramskogler. Frau Dr. Pilz, bitte.

Herr DDr. Görg, bitteschön.

GR DDr. Görg: Ich möchte noch einmal ganz kurz zu dem Antrag auf Spontanbefragung des Herrn Mag. Schwarz etwas sagen. Ich bin zwar studierter Jurist, aber kein praktizierender Jurist gewesen. Ich weiß daher nicht, ob es wirklich unzulässig ist, wie Sie, Herr Kollege Hundstorfer behauptet haben, dass ein Beamter der Stadt Wien keine Aussage treffen darf, solange es kein endgültiges Untersuchungsergebnis von Seiten der staatsanwaltschaftlichen Behörden gibt. Wenn dem so wäre, sage ich nur, dann hätte auch die Frau Dr. Rosenberger‑Spitzy nicht sagen dürfen, das ist ein entschuldbarer Vorfall, weil das ist auch schon ein Präjudizierung. Wir haben jemand hier im Raum, damit meine ich den Herrn Vorsitzenden, der ganz sicher Auskunft geben kann, dem genügend juristisches Verständnis zu Eigen ist, um Auskunft geben zu können, ob es wirklich unzulässig ist, den Herrn Mag. Schwarz vorzuladen. Dann würde ich mich sofort beugen, Herr Vorsitzender, Ihrer Beurteilung. Oder ob es eine gescheite Schutzbehauptung von Ihrer Seite ist, Herr Kollege Hundstorfer. 

Vorsitzender Dr. Körber: Herr DDr. Görg, es ist nicht unzulässig, jemand vor die Untersuchungskommission zu laden. Es wird nur gegebenenfalls der Betreffende sagen können, ich entschlage mich der Aussage, weil ein Verfahren anhängig ist, in das ich involviert bin in irgendeiner Weise. Daher ist eine Ladung eines Zeugen, nur um zu hören, dass er sich entschlägt, wohl nicht sehr zielführend, kann ich hier nur antworten.

Frau GRin Dr. Pilz, Sie wollten noch etwas.

GRin Dr. Pilz: Ich würde mich für die Grünen der Ladung der beiden Psychiater anschließen. Zwar nicht aus dem Grund, weil ich glaube, dass es Sinn machen würde, wie der Herr Kollege Barnet gemeint hat, Freiheiten einzuschränken und ich hoffe, Sie sind in der Situation, dass nicht mehr passiert, als dass Ihre Gattin Sie an der Hand nimmt. Was mich bei der Befragung interessieren würde und daher würde ich dem zustimmen, wäre, die Frage zu stellen, welche Probleme sich ergeben aus der Tatsache, dass nicht geriatrische Patienten, sondern psychisch Kranke im GZW doch in einer erheblichen Zahl untergebracht werden und würde daher der Ladung zustimmen.

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte, Herr GR Dr. Serles.

GR Dr. Serles: Herr Vorsitzender! Ich will Ihr juristisches Urteil nicht in Zweifel ziehen. Ich möchte nur bescheiden anmerken, dass ich mir nicht vorstellen kann, dass der Herr Mag. Schwarz sich durch seine Aussage selbst belasten könnte, zumal er ja nicht Beschuldigter ist im Zusammenhang mit dem Verschwinden und mit dem Tod des Herrn M. Wenn man das ausschließen kann ... (Zwischenruf) Der Herr Mag. Schwarz leitet die ... (Zwischenruf) 

Vorsitzender Dr. Körber: Meine Herren, bitte, es wird noch zusätzlich das Thema der Amtsverschwiegenheit oder Entbindung von der Amtsverschwiegenheit auch zur Debatte stehen. Ich glaube, es erübrigen sich jetzt weitere Diskussionen.

GR Dr. Serles: Nein, das möchte ich schon festhalten, weil das für das Protokoll auch wichtig ist. Ich sehe daher keinen Entschlagungsgrund im Sinne der einschlägigen Vorschriften des AVG, mir überhaupt vorstellen könnte ... 

Vorsitzender Dr. Körber: Ob Sie ihn jetzt sehen oder nicht, Herr Dr. Serles, ist nicht zu entscheiden.

GR Dr. Serles: Herr Vorsitzender, lassen Sie mich das zu Ende führen. Daher sage ich mit großem Nachdruck, dass die spontane Befragung des Herrn Mag. Schwarz jedenfalls juristisch zulässig ist. Ich kann mir eigentlich nicht vorstellen, dass die SPÖ die Befragung des Herrn Mag. Schwarz, des Leiters der Internen Revision des KAV, die zurzeit die näheren Umstände des Todes des Herrn M. am Dachboden vom GZW untersucht, verhindern könnte. Eine derartige Vorgangsweise würde überhaupt nicht Ihrem Stil im Rahmen der bisherigen Tätigkeit der Untersuchungskommission entsprechen. Daher kann ich mir nicht vorstellen, dass Sie ausgerechnet in dieser entscheidenden Frage entscheidend bremsen.

Vorsitzender Dr. Körber: Gut, Herr Dr. Serles, wir haben Sie gehört. Stilfragen hat die SPÖ selbst zu entscheiden.

Bitte, Herr GR Hundstorfer.

GR Hundstorfer: Punkt 1, wir sind keine Bremser. Punkt 2 sind wir auch nicht dafür, dass Untersuchungen blockiert oder sonst irgendetwas werden. Das passiert in Ihrer Partei.

Was wir einzig und allein sind ist, es gibt eine Institution in Österreich, die dafür zuständig ist, festzustellen, wie ist dieser Tod zustande gekommen. Gab es hier Fremdeinwirkung? Gab es keine Fremdeinwirkung? Und, und, und.

Das sind die Gerichte dieser Republik. Die Gerichte dieser Republik, nach meinem Wissensstand, arbeiten an dieser Sache. Die Gerichtsmedizin, das ist in den Medien nachzulesen gewesen, hat die Sache für sich abgeschlossen. Die Untersuchungsgerichtsbarkeit ist daran, der Staatsanwalt oder Staatsanwältin ist dran – um das geschlechtsneutral zu formulieren – und die sind jetzt einmal am Zug. Nach dem Ergebnis dessen wird sicher innerhalb der Stadt, wie ja bereits das auch geschehen ist, die Frau Dr. Rosenberger‑Spitzy hat das auch schon gesagt, der Suchplan überarbeitet und, und, und. Wird man, wenn es Schuldige an dieser Angelegenheit gibt, werden die der Gerichtsbarkeit zugeführt. 

Wir sind dazu da, um die Frage der politischen Verantwortung zu klären und sind nicht dazu da, um Gericht zu simulieren und Gericht zu spielen. 

Aus diesem Grund heraus lehne ich das hier ab. Noch dazu, das Problem der Amtsverschwiegenheit, ist auch schon erklärt worden. Sie sollten wissen, wer von der Amtsverschwiegenheit wirklich entbinden kann. Keiner der hier Anwesenden kann jemand von der Amtsverschwiegenheit entbinden. 

Demzufolge lehnen wir diesen Spontanvorschlag ab. 

Vorsitzender Dr. Körber: Keine weitere Diskussion mehr? (Zwischenruf) Frau Dr. Pilz, bitte, aber kurz. (Zwischenruf)
GRin Dr. Pilz: Ich möchte einen Abänderungsantrag einbringen - den Herrn Mag. Schwarz ordnungsgemäß zu laden und jetzt nicht spontan. (Zwischenruf) 

Vorsitzender Dr. Körber: So. Gut, also ist ein (Zwischenruf) Abänderungsantrag, bedeutet also eine Änderung Ihres Antrages, Herr Barnet. (Zwischenruf) Ah, Dr. Serles. Entschuldigung! Ja, das war Dr. Serles. Sie waren betreffend die beiden Ersten. (Zwischenruf) Sind Sie mit diesem Abänderungsvorschlag einverstanden? Und machen Sie also den Antrag jetzt zu Ihrem auch von der Frau Dr. Pilz? (Zwischenruf) 

Also, es liegen. Noch etwas? Bitte, Herr GR Deutsch.

GR Deutsch: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Wenn hier Stilfragen angesprochen werden, so möchte ich schon darauf hinweisen, dass wir für eine zügige Befragung sind, dass wir dafür sind, dass die Untersuchungskommission auch effizient arbeitet. (Zwischenruf) 

Vorsitzender Dr. Körber: Lassen Sie reden bitte! Der Herr Deutsch hat das Wort. (Zwischenruf)
GR Deutsch: Womit wir nichts anfangen können, ist, wenn der Herr Barnet der Frau Dr. Rosenberger-Spitzy gegenüber mit der Drohung kommt, wenn sie sich nicht erinnern kann, dann wird es eine weitere Vorladung geben. (Zwischenruf) Ich möchte Sie darauf aufmerksam machen, Sie können das im Protokoll nachlesen. Diesen Stil, wenn wir über Stilfragen reden, kann man nur auf das Entschiedenste zurückwiesen. Die Frau Dr. Rosenberger-Spitzy ist wie alle anderen Zeugen auf die Wahrheitspflicht hingewiesen worden und es geht nicht um die Frage des Erinnerns, auch wenn Sie versuchen, mit der Androhung einer weiteren Zeugenladung ihr nachhelfen zu wollen. (Zwischenruf) Diesen Stil muss man wirklich in aller Entschiedenheit ablehnen.

Ich komme aber noch einmal zu den beiden Anträgen. Die Frau Dr. Rosenberger-Spitzy hat darauf hingewiesen, dass der Herr M. ja, ich habe das so mitgeschrieben, autonom war, dass es das Recht auf persönliche Freiheit ist. Er hätte auch nicht zurückgehalten werden können. Und wenn die Frau Dr. Pilz gemeint hat, den beiden beantragten Psychiatern die Frage nach der Unterbringung zu stellen, so bin ich der Meinung, dass wir dazu ja auch einen Experten für heute eingeladen haben und daher auch diese Fragen hier gestellt werden können. 

Ansonsten bin ich der Meinung, dass es ja die Aufgabe der Untersuchungskommission ist, den Sachverhalt zu klären, aber sicherlich nicht selbst die Untersuchung zu führen. Dafür gibt es Institutionen in diesem Lande. Es gibt polizeiliche Recherchen. Es gibt möglicherweise auch die Einschaltung der Staatsanwaltschaft und bin daher der Meinung, dass wir in diese laufenden Verfahren nicht eingreifen können.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke, Herr GR Deutsch. Herr Barnet, Sie wollen noch eine Erwiderung? Bitte!

GR Barnet: Das war klar, nicht? Also, Kollege Deutsch, wenn Sie mich absichtlich missinterpretieren, nehme ich das nicht zur Kenntnis. (Zwischenruf) Und erwidere daher etwas. (Zwischenruf) Hätten Sie zugehört, dann hätten Sie auch gehört, wie ich gesagt habe, erstens und ich habe es auch nicht als Spaß gemeint, ich hätte dafür Verständnis dafür, wenn sie es nicht weiß, denn genauso, wie sie nicht erinnern konnte an die genauen Details dieses Suchprozesses wäre es mir auch nachvollziehbar gewesen, wenn sie nicht jeden einzelnen Punkt über die Krankheitsgeschichte des Herrn M. gewusst hätte. Und das ist nachvollziehbar. Es ist für mich auch deswegen nachvollziehbar, weil wir hier immer eine Reihe von Zeugen hatten, die immer dann, wenn es auf Punkt und Beistrich gegangen ist, sich nicht erinnern konnte. Und da habe ich natürlich Verständnis, sage, dann bringen Sie es uns bitte schriftlich nach oder wenn Sie das nicht wollen, dann laden wir Sie halt gerne noch einmal vor. Und das ist ja keine Drohung, jemanden vorzuladen. (Zwischenruf) Als Zeuge auszusagen, ist ja keine Drohung. Also, ich empfinde es nicht als Drohung, als Zeuge auszusagen. Vielleicht ist es für euch eine Drohung, wenn einmal die Wahrheit ans Tageslicht kommt. (Zwischenruf) Das wäre natürlich bedrohlich für die SPÖ. Und zum Sachverhalt ...

Vorsitzender Dr. Körber: So.

GR Barnet: Zum Sachverhalt sage ich noch einmal, Kollege Deutsch. (Zwischenruf) Ja, ich halte euch auch aus. (Zwischenruf) Jetzt wird es lustig.

Vorsitzender Dr. Körber: Herr Barnet, sind Sie jetzt fertig mit Ihren Ausführungen?

GR Barnet: Ja. Den Sachverhalt, wollte ich zum Kollegen Deutsch sagen, (Zwischenruf) ich halte das natürlich für richtig, dass die Behörden der Justiz oder die für sie beauftragten Behörden des Innenministeriums das machen. Es kann aber wohl nicht so sein, dass wir nicht mehr herausfinden, ob entsprechende Sicherheitsvorkehrungen, Suchprozesse oder was auch immer, einem ordnungsgemäßen Zustand zu entsprechen, dass die Interne Revision nachher zum Ergebnis kommen kann, ob ein bedauerlicher Einzelfall vorliegt oder ein genereller Missstand, weil nicht ausreichend bedacht wurde, was alles möglich ist. Und das wären die konkreten Fragen an den Mag. Schwarz. Wenn Sie das nicht wollen, muss ich davon ausgehen, dass Sie nicht wollen, dass wir herausfinden, was die Wahrheit ist. Und das ist die Aufgabe der Kommission.

Vorsitzender Dr. Körber: So. Ich gelange jetzt zur Abstimmung über die beiden Anträge. (Zwischenruf). Zunächst stimmen wir ab über den Antrag auf Vernehmung der beiden zuständigen Ärzte. Wer ist dafür? Ja. Dagegen. Die SPÖ-Fraktion - stimmenmehrheitlich abgelehnt, der Antrag. Ich komme weiters zur Abstimmung über den zweiten Antrag auf Vernehmung des Herrn Mag. Schwarz. Wer ist dafür?

GR Dr. Serles: In der Fassung der Kollegin Pilz.

Vorsitzender Dr. Körber: Ja. Haben wir schon festgehalten, dass dieser... 

GR Dr.  Serles: Na, dass wir wissen, worüber wir abstimmen. 

Vorsitzender Dr. Körber: Das wissen wir schon. Das heißt, ich habe Sie ausdrücklich gefragt, ob Sie Ihren Antrag im Sinne von der Frau Doktor Pilz moderieren. Und Sie haben mir geantwortet „Ja“. Folglich liegt Ihr abgeänderter Antrag zur Abstimmung vor. 

GR Dr. Serles: Jetzt kenn´ ich mich aus.

Vorsitzender Dr. Körber: Und das ist gut. Und jetzt also nehme ich die Abstimmung vor. Sie sind also dafür. Sie sind dagegen. (Zwischenruf) Stimmenmehrheitlich abgelehnt. (Zwischenrufe)
Um 11.07 Uhr unterbreche ich auf eine kurze Pause bis 11.20 Uhr. 

(Pause 11.07 Uhr bis 11.25 Uhr.)

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte Platz zu nehmen. Oh, danke schön, da ist ein Wasser gekommen. Bitte Platz zu nehmen.

Herr GR Hundstorfer und Herr DDr. Görg sind herzlich eingeladen, einzutreten. (GR DDr. Görg: Ich bedanke mich für die Einladung.) Bitte.

Um 11.25 Uhr wird die Sitzung fortgesetzt. (Ich bringe zunächst als Nachtrag die Wiederholung das von den Ergebnissen der Sitzung am 13. Mai, weil wir eingangs etwas lange formelle Diskussionen gehabt haben. Anmerkung: Siehe Seite 3 f.)

Wenn keine Wortmeldung ist, kann ich dann in die Einvernahme der Frau Zeugin Karin Steinmetz eingehen. Sie werden hier als Zeugin unter Wahrheitspflicht einvernommen. Die Entbindung von der Amtsverschwiegenheit liegt bereits vor. Zunächst bitte ich um Ihre Personalien, vollen Namen, Geburtsdatum und Wohnort. Bitte.

Verwaltungsdirektorin Steinmetz: Ja. Grüß Gott. Mein Name ist Karin Steinmetz. 

(Personalien wurden bekannt gegeben.) 

Vorsitzender Dr. Körber: Sie wurden hier als Zeugin geladen zu dem Thema betreffend den Herrn M. und die Umstände, die damit zusammenhängen und auch die Frage, wieweit also geriatrisch kranke Patienten im Heim Aufnahme finden. Zunächst zum ersten Thema. Wie Sie ja schon gehört haben, es ging also um die Frage, welche Kontrollmechanismen für Abwesenheiten oder Abgängigkeiten von Heiminsassen gesetzt werden und was also wirklich geschieht, wenn einer nicht da ist. Bitte, sagen Sie mir es.

Verwaltungsdirektorin Steinmetz: Also, wie die Frau Dr. Rosenberger-Spitzy schon ausgeführt hat, haben wir im Jahr 2002 einen Suchprozess erarbeitet, der wurde dann im Jahr 2003 evaluiert. Dieser evaluierte Suchprozess sieht vor, dass, wenn ein Patient auf der Station abgängig ist, die Station, also das Pflegepersonal, Mitarbeiter der Station, die Hausaufsicht anruft, es wird eine Personenbeschreibung durchgegeben, Vorlieben des Patienten, womöglich wie der Patient gekleidet ist. Gleichzeitig wird nachgefragt, ob Gefahr im Verzug besteht. Wenn das nicht der Fall ist, tritt der Suchprozess 1 sofort in Kraft, das bedeutet, dass die Hausaufsicht sofort alle Krankenträger sowohl des Krankenhauses Lainz als auch des GZW informiert. Es wird der Fuhrpark angerufen, auch vom Krankenhaus Lainz und GZW und es werden alle drei Portiere angerufen und aufmerksam gemacht, dass ein Patient auf einer Station abgängig ist. Die Krankenträger und der Fuhrpark, auch die Leichenhalle wird informiert, suchen dann sämtliche Straßen des Geländes, das heißt, mit Autos werden die Straßen abgefahren, es wird der Wald abgefahren, es wird besonderes Augenmerk auf die uns bereits bekannten exponierten Stellen gelegt, sprich, das ist entlang des Zaunes, wo da die Straßenbahnlinie 62 fährt, weil da eine Böschung hinunter geht, der Öltank wird angeschaut und also diese Dienste fahren mit dem Auto durch, gehen teilweise auch zu Fuß und schauen diese exponierten Stellen an. Gleichzeitig muss die Hausaufsicht mit dem Dienst habenden Inspektionsbeamten, der aber erst ab 15.30 Uhr im Dienst ist, müssen die dann den Routinesuchplan einhalten. Der Routinesuchplan beinhaltet alle Verwaltungsgebäude, die nach 15.30 Uhr, ungefähr, aber 15.30 Uhr ist offiziell Dienstschluss, nicht mehr besetzt sind, alle leer stehenden Gebäude, wie im Pavillon XIII und Pavillon XVII, den Kirchenkeller, es wird das Areal des Personalwohnheimes angeschaut, es werden die Baustellen angeschaut. Ja, also alle diesen Stellen werden da durchforstet. Sollte der Patient nicht aufgefunden werden nach diesem Suchplan, hält der Inspektionsbeamte dann Rücksprache mit dem Dienst habenden Arzt, sagt ihm, dass wir den Patienten nicht gefunden haben und ob eine Abgängigkeitsanzeige erstatten werden soll. Wenn das passiert, wenn der Dienst habende Arzt sagt „ja“, schreibt dieser die Abgängigkeitsanzeige, der Inspektionsbeamte nimmt diese, faxt die Abgängigkeitsanzeige an das Kriminalkommissariat Süd, die für uns zuständig sind, an den KAV – Katastrophenjournaldienst und an die Direktion. 

Die Suche geht natürlich weiter, das heißt nicht, dass wir dann aufhören zu suchen. Das heißt, dieser Suchplan, dass die Wege abgefahren werden, wird weiterhin aufrecht erhalten. Wenn der Patient wieder nicht aufgefunden worden ist, es wird dann weiter gesucht, es wird dokumentiert und dem nächsten Dienst am nächsten Tag übergeben. Das heißt dann, dass dieser Suchprozess weiter durchgeführt wird, heißt, wenn die Mitarbeiter auch unterwegs sind mit Krankentransporten, wird immer wieder Ausschau gehalten nach dem Patienten, ob er am Gelände ist, es wird nach wie vor der Wald abgesucht, das Personalwohnheim. Es wird nachgefragt beim Portier, bei diesen drei Dienst habenden Portieren, ob jemandem etwas aufgefallen ist. Spätestens nach drei Tagen, wenn der Patient nicht aufgetaucht ist, wird er entlassen, wird er als entwichen entlassen. Dann hört sich für uns die Suche auf. 

Vorsitzender Dr. Körber: Gibt es irgendeine Zeitschwelle Unterschied zwischen Abwesenheit und Abgängigkeit?

Verwaltungsdirektorin Steinmetz: Das kann ich Ihnen im Detail nicht beantworten, weil das entscheidet die Station, das heißt, meine Verantwortung mit dem Suchprozess beginnt dann, wenn die Station einen Patienten als abgängig gemeldet hat. 

Vorsitzender Dr. Körber: Also, das hängt von der Station ab, die Entscheidung, ob jetzt eine Abgängigkeit vorliegt überhaupt?

Verwaltungsdirektorin Steinmetz: Ja. 

Vorsitzender Dr. Körber: Von der Stationsschwester oder Stationsarzt? Wer entscheidet das?

Verwaltungsdirektorin Steinmetz: Das kommt wieder auf den Patienten drauf an. Das kann ich nicht im Detail sagen. Wenn der Patient einer ist, der öfters abgängig ist, das heißt das Personal das schon weiß, dann macht das die Schwester. Wenn natürlich Gefahr im Verzug ist, das heißt wenn der Patienten irgendwie gefährdet ist, dann macht das der Dienst habende Arzt. Das ist Entscheidung des Arztes. Wie das auf der Abteilung organisiert ist, kann ich - im Detail organisiert ist – kann ich Ihnen nicht sagen. 

Vorsitzender Dr. Körber: Sie haben vorher gesprochen von Räumen oder Flächen, die abgesucht werden. Nun gibt es auch versperrte Räume. Wie werden versperrte Räume behandelt bei dieser Suchaktion? Wird grundsätzlich alles aufgesperrt? Oder nur teilweise?

Verwaltungsdirektorin Steinmetz: Grundsätzlich wird nur teilweise aufgesperrt. Aus dem einfachen Grund, z.B. wenn wir beim Pavillon XIII bleiben, es ist der Dachboden grundsätzlich versperrt. Es ist ein leerer Pavillon, das heißt, es wird geschaut, ob auf den ehemaligen Stationsbereichen auch die Türen zu sind. Wenn sie offen sind, das heißt Räume, die grundsätzlich versperrt sein sollten, wenn die offen sind, dann wird hineingegangen und nachgeschaut und erst nach der Kontrolle wieder versperrt. Aber bei Türen, die grundsätzlich verschlossen sind, wird eben nicht nachgesehen.

Vorsitzender Dr. Körber: Gibt es einen Schlüsselplan? Also, wer für welche Räume die Schlüssel in Verwahrung hat? Oder gibt es auch zentrale Schlüssel, die für alle Räume?

Verwaltungsdirektorin Steinmetz: Ja. Es gibt grundsätzlich einen Schließplan für jeden Pavillon, der nach dem neuen Schließsystem ausgestattet ist. Und es gibt auch in der Hausaufsicht für jede Abteilung die Schlüssel, das heißt, die Hausaufsicht und der Inspektionsbeamte können jederzeit in jeden Raum hinein. Das ist ein gesicherter Schlüsselkasten, das heißt wenn ich dort einen Schlüssel entnehme, wird das automatisch dokumentiert. 

Vorsitzender Dr. Körber: Wird automatisch?

Verwaltungsdirektorin Steinmetz: Dokumentiert.

Vorsitzender Dr. Körber: Also, hat jeder Pavillon seine eigenen Schlüssel?

Verwaltungsdirektorin Steinmetz: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: Also, den Bereich, den er versperrt hält?

Zum anderen Thema Aufenthalt von psychiatrisch Kranken, die in Langzeitpflege sind, die schon im eher jugendlichen Alter aufgenommen werden. Was haben Sie dazu zu sagen? Kommt das oft vor? 

Verwaltungsdirektorin Steinmetz: So grundsätzlich kann ich Ihnen das nicht sagen. Ich bin Verwaltungsdirektorin und habe keine medizinische und keine pflegerische Ausbildung.

Vorsitzender Dr. Körber: Gut. Frau Dr. Pilz, bitte.

GRin Dr. Pilz: Danke, Herr Vorsitzender. Frau Steinmetz, ist im Moment jemand abgängig? 

Verwaltungsdirektorin Steinmetz: Ob heute jemand abgängig ist, kann ich Ihnen nicht sagen. Ich war heute nicht im Dienst.

GRin Dr. Pilz: Ich meine, in dieser Hinsicht, dass Sie schon eine Entlassung überlegen?

Verwaltungsdirektorin Steinmetz: Nein. 

GRin Dr. Pilz: Sie haben das Gelände beschrieben. Das ist, wenn ich mir jetzt vorstelle, ich müsste dort jemanden suchen, sagen wir einmal eine herausfordernde Aufgabe. Da gibt es leer stehende Pavillons, da gibt es den Kirchenkeller, das Leichenhaus. Ich will mir das alles gar nicht im Detail vorstellen, da kann ziemlich leicht jemand verloren gehen. 

Verwaltungsdirektorin Steinmetz: Ich möchte noch dazu sagen, das GZW hat rund 300 000 m². Wenn wir das Gelände vom Krankenhaus Lainz dazunehmen, das hat noch einmal 155 000 m². Wenn wir uns das Rathaus anschauen, das hat 14 000 m². D.h. das Rathaus passt alleine 21 mal auf unser Gelände, nur das GZW und 32 mal komplett auf Lainz. Wir haben über 54 Gebäude nur im GZW. Wo wir dann noch einmal eine enorme Nutzfläche haben. Es ist ein riesengroßes Gebäude und Areal. 

GRin Dr. Pilz: Ist das eigentlich legitimerweise zuzumuten, dass man das so verwaltet, dass dort nicht besonders bedürftige Menschen zu Schaden kommen, wie es in dem jetzigen Fall war? Mutet man Ihnen da eine Aufgabe zu, die Sie eigentlich bewältigen können?

Verwaltungsdirektorin Steinmetz: Grundsätzlich möchte ich sagen, dass der Suchprozess bis jetzt immer sehr gut funktioniert hat. Er ist sehr gut durchdacht. Natürlich, auf Grund dieses Vorfalles werden wir Optimierungen einführen und durchführen. Wir warten auch mit Interesse auf den Abschlussbericht der Internen Revision, um das natürlich in die Optimierung hineinarbeiten zu können.

GRin Dr. Pilz: Aber Sie würden mit mir einer Meinung sein, dass das keine Umgebung ist, die für jemanden, der vielleicht Schutz braucht oder sich besser in einer sehr vertrauten Umgebung zu Recht finden können soll, dass das ideales Gelände ist, wenn man sich da schon überlegen muss, stehe ich jetzt vor dem Pavillon oder jenem oder wo gehöre ich überhaupt hin. Ist das ein geeigneter Ort für Menschen, die Schwierigkeiten haben, sich zu orientieren?

Verwaltungsdirektorin Steinmetz: Die Frage kann ich so nicht beantworten, ob es ein geeigneter Ort für diese Menschen ist. Ich kann Ihnen nur sagen, dass das Areal sehr groß ist. Wir haben sehr viele Gebäude, sehr viele Pavillons, die ähnlich sind, sehr viele Straßen, ein Waldgebiet, ein Personalwohnheim. Es ist eine kleine Stadt. 

GRin Dr. Pilz: Die Absicht kann ich ja aufdecken. Ich will Ihnen die Rutsche legen, dass Sie sagen, das ist ein Wahnsinn, dass man 2 000 Leute unterbringt in Pavillons, die äußerst abgewohnt sind, Sie kennen das alles. (Zwischenruf) Das Zynische, (Zwischenruf) das Zynische ist, dass man das dem Personal zumutet, unter diesen Bedingungen zu arbeiten. Haben Sie den Eindruck, Sie können Ihrer Aufgabe als Verwaltungsdirektorin gerecht werden unter solchen Rahmenbedingungen?

Verwaltungsdirektorin Steinmetz: Natürlich habe ich den Eindruck, dass ich dieser Aufgabe gerecht werde. Ich arbeite ja nicht alleine in diesem Riesengelände, das heißt, wir haben hier über 2 000 Mitarbeiter, die mitarbeiten. Und eine Stadt, na ja, verwalten tue ich nicht alle 2 000. Aber wir sind über 2 000 Mitarbeiter, die natürlich hier miteinander arbeiten und auch Informationen austauschen.

GRin Dr. Pilz: Sind Sie zuständig für die budgetäre Planung im GZW?

Verwaltungsdirektorin Steinmetz: Ja.

GRin Dr. Pilz: Ist es Ihnen möglich, Entscheidungen zu treffen, z.B. wie basierend auf der Feststellung, Menschen, die psychisch krank ist, brauchen eine andere Wohnumgebung als welche, die vielleicht bettlägrig sind. Können Sie sagen, richten wir die notwendigen infrastrukturellen Einrichtungen ein. Oder sind Sie einfach nur dazu da, das Geld, das Ihnen vorgegeben, zugeteilt ist, halt ordentlich und sorgsam zu verwalten? 

Verwaltungsdirektorin Steinmetz: Natürlich bin ich einmal dazu da, das Geld, das mir zugeteilt wurde, ordnungsgemäß, zweckmäßig, gesetzmäßig zu verwalten. Natürlich im Rahmen meiner Mitarbeit in der Kollegialen Führung arbeite ich mit und höre mit und gebe auch meine Meinung kund, wenn wir Umbauten planen. Aber die medizinische und pflegerische Zielsetzung kommt nicht von der Verwaltung, sondern ich arbeite dann mit und versuche natürlich, wenn der Umbau geplant ist, von der Einrichtungsseite her das bedarfsgerecht einzurichten und zu beschaffen.

GRin Dr. Pilz: Also, die Lebenssituation für jemanden, der seit 40 Jahren in einem Mehrbettzimmer lebt, können Sie durch Ihr Handeln nicht verbessern?

Verwaltungsdirektorin Steinmetz: Nein, nicht unmittelbar als Verwaltungsdirektorin. Innerhalb der Kollegialen Führung bin ich natürlich mitverantwortlich. 

GRin Dr. Pilz: Ich möchte noch etwas zu Ihrer Definition von Ausgang bzw. Abgängigkeit sagen. Das ist für mich recht unscharf, denn jemand, dem man auch mit sehr, sehr wichtigen Gründen die Freiheit nicht einschränken kann, ist ja nicht abgängig, weil er auf einen Kaffee gegangen ist irgendwohin, sondern abgängig ist die Person dann, wenn man sich sein Abwesendsein nicht mehr erklären kann aus den Rahmenbedingungen seines Lebens. Wie sind Sie dafür, ich habe einmal hier einen Urlaubsschein und einen Ausgangsschein vorgeführt. Da muss man doch glatt die Diagnose draufschreiben. Sind Sie dafür verantwortlich, wie dieser Urlaubs- und Ausgangsschein beschaffen ist, oder wer denkt sich das aus, was da alles draufstehen muss?

Verwaltungsdirektorin Steinmetz: Also, wie der ausschauen muss, bin ich nicht verantwortlich. Ich bin dafür verantwortlich, dass das Formular ins Haus kommt. 

GRin Dr. Pilz: Und da muss jeder Bewohner, Bewohnerin tatsächlich vom Stationsarzt sich vermerken lassen, unter welcher Diagnose er hier lebt und das muss er dem Portier zeigen? 

Verwaltungsdirektorin Steinmetz: Ob der Arzt was draufschreiben muss, das entzieht sich meiner Kenntnis. Ich habe keine medizinische und keine pflegerische Ausbildung. Aber wenn der Patient mit einem Ausgangschein oder Urlaubsschein das Gelände verlässt, zeigt er diesen dem Portier her, damit er nicht versucht, ihn aufzuhalten. Weil viele, viele Patienten, die zum Ausgang gehen und die von der Station noch nicht als entwichen oder als abgängig gemeldet wurden, werden schon vorab beim Portier aufgehalten. Das heißt, der Portier versucht dann, mit dem Patienten zu reden, ihn davon zu überzeugen, dass er hier bleiben soll. Er setzt ihn auch in die Portierloge, ruft dann den Krankentransport an und die bringen dann den Patienten wieder auf seine Zielstation.

GRin Dr. Pilz: Aber das dürfte er doch eigentlich gar nicht, der Herr Portier?

Verwaltungsdirektorin Steinmetz: Der Herr Portier darf ihn nicht gegen seinen Willen aufhalten. Der Portier versucht, ihn mit Gesprächen hier zu behalten. Das ist Gesprächsführung, das gelingt nicht immer. Das ist selbstverständlich. 

GRin Dr. Pilz: Aber es ist schon so, dass dieses Formular Ausgangsschein, Urlaubsschein enthält die Rubrik Diagnose und das muss ausgefühlt sein. Ist das richtig? 

Verwaltungsdirektorin Steinmetz: Das kann ich Ihnen nicht beantworten.

GRin Dr. Pilz: Na, wer sieht denn das Formular?

Verwaltungsdirektorin Steinmetz: Das Formular sieht der Portier. Aber ich bin davon überzeugt, dass der Portier noch nie die Diagnose angeschaut hat, geschweige denn, dass er versteht, was da oben steht. Er hat nämlich ebenfalls keine medizinische Ausbildung. Auch ich kann das nicht lesen.

GRin Dr. Pilz: Und wenn dann jemand wirklich abgängig ist, dann entlassen Sie ihn nach drei Tagen. Warum?

Verwaltungsdirektorin Steinmetz: Da gibt es einen Erlass und da arbeiten wir erlasskonform. 

GRin Dr. Pilz: Was steht in dem Erlass drinnen? (Zwischenruf) 

Verwaltungsdirektorin Steinmetz: Der Erlass heißt Urlaubsregelung und da stehen verschiedene Punkte drinnen, u.a. auch dieser Punkt, wenn er nach drei Tagen nicht wieder aufgetaucht ist, ist er als entwichen zu entlassen, also, ist er zu entlassen als entwichen, weiß ich jetzt nicht genau, wie es drinnen steht. (Zwischenruf) 

GRin Dr. Pilz: Ich muss, es ist ziemlich viel Papierkram im GZW und auch in den anderen Pflegeheimen. Aber dafür, dass ich entlassen werde, muss ich als betroffener Mensch, da ist nur eine Unterschrift oder meine mündliche Einverständniserklärung überhaupt nicht nötig?

Verwaltungsdirektorin Steinmetz: Wenn der Patient abgängig ist und nicht aufgefunden wird und aufgefunden wurde, dann gibt es auch eine Abgängigkeitsanzeige bei der Polizei und dann wird ja wieder administrativ entlassen. 

GRin Dr. Pilz: Also, ich will es mir nur vorstellen, wenn jemand drei Tage nicht in die Schule geht, das ist auch nicht in Ordnung, dann wird er echt nicht entlassen aus der Schulpflicht. (Zwischenruf) Ja. Also, das ist schon super, dass man da gleich entlassen wird und ab dem Moment ist es auch nicht mehr so, dann wird auch die Suche eingestellt, dann ist der Fall für das GZW erledigt, selbst wenn der Mensch vielleicht noch am eigenen Dachboden ums Leben kämpft.

Verwaltungsdirektorin Steinmetz: Der Fall ist dann für das GZW selbstverständlich nicht erledigt. Der Patient wird entlassen nach drei Tagen, wenn er abgängig ist, es gibt eine Abgängigkeitsanzeige bei der Polizei, das heißt, wenn wir drei Tage gesucht haben, wir können das auch in den Reporten nachlesen, die ich täglich bekomme. Es wurde auch länger gesucht und länger immer wieder nachgeschaut. Und es ist immer wieder Thema gewesen, wo könnte der Patient sein. Es hat auch ein Neffe des Patienten auf der Station gesagt, dass er nach Linz gefahren sein kann. Das wurde dann vom Inspektionsbeamten der Polizei weitergegeben, diese Information.

GRin Dr. Pilz: Das ist sozusagen nett, wenn Sie sich noch kümmern. Aber formell ist es hier so, nach drei Tagen ist die Sache abgeschlossen und Sie suchen und sind auch nicht mehr verpflichtet, nach drei Tagen am Areal zu suchen.

Verwaltungsdirektorin Steinmetz: Laut Erlass wird er nach drei Tagen entlassen.

GRin Dr. Pilz: Danke schön.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke, Frau Dr. Pilz. Bitte, Frau GRin Korosec.

GRin Korosec: Frau Steinmetz, Sie sagen, da gibt es eine Erlass. Von wem stammt dieser Erlass? (Zwischenrufe) 

Vorsitzender Dr. Körber: Die Zeugin blättert zu dieser Frage nach und wird eine Antwort geben. 

Verwaltungsdirektorin Steinmetz: Es ist ein Erlass vom 9.7.1993, damals noch von der Generaldirektion, Anstaltenamt. Der nennt sich Pflegeheime - Urlaubsregelung.

GRin Korosec: Urlaubsregelung, aber bitte, wenn jemand abgängig ist, kann man das ja nicht mit Urlaub gleichstellen.

Verwaltungsdirektorin Steinmetz: Ich darf zitieren: „Urlaube ohne Bewilligung“, Entwichene – also vier Punkte gibt es,  „Folgende Urlaubsarten sind zu unterscheiden. Erstens Urlaube mit einem fixen Urlaubszeitraum, zweitens Urlaube, die der Vorbereitung einer Entlassung dienen, drittens Urlaube ohne Bewilligung (Entwichene) sowie viertens Krankenhausaufenthalte.“ 

GRin Korosec: Frau Steinmetz! Nach dem Suchprozess gibt es einen Routinesuchplan und eine detaillierten Suchplan? Wie unterscheiden sich diese Suchpläne?

Verwaltungsdirektorin Steinmetz: Wie ich bereits ausgeführt habe, der Routinesuchplan ist der, den die Krankenträger, Leichenhalle, Portiere durchführen, indem sie die Straßenwege und den Wald abfahren, den Zaun entlang, Öltank anschauen. Der detaillierte Suchplan beinhaltet dann die Gebäude.

GRin Korosec: ...

Verwaltungsdirektorin Steinmetz: Den Routinesuchplan machen die Krankenträger, die Leichenhalle, es werden die Portiere informiert. Den detaillierten Suchplan machen die Hausaufsicht und der Inspektionsbeamte in erster Linie natürlich. 

GRin Korosec: In diesem detaillierten Suchplan ist genau festgeschrieben, wo überall zu suchen ist in den Gebäuden. Und steht da tatsächlich ausdrücklich drinnen „Räume, die versperrt sind und grundsätzlich nicht gebraucht werden, hier ist nicht zu suchen.“, steht das ausdrücklich in diesem Suchplan? 

Verwaltungsdirektorin Steinmetz: Das steht natürlich nicht ausdrücklich drinnen. Es steht aber auch nicht ausdrücklich drinnen, in welchen Räumen gesucht werden muss. Es steht im Suchplan drinnen die Gebäude, die durchsucht werden müssen, aber nicht welche Räume oder welche Räume nicht oder wann in einen Raum nicht hineingegangen werden soll.

GRin Korosec: Das heißt, wenn ich das jetzt interpretiere, heißt das, überall ist zu suchen. Und man kann nicht davon ausgehen, dass aber etwas, was zugesperrt ist, nicht aufgesperrt werden soll. Also, nach der Vorschrift, wie Sie jetzt sagen, dass die Gebäude zu durchsuchen sind und keine Einschränkung angeführt ist, heißt das, alle Räume zu durchsuchen sind? Sind Sie da mit mir einer Meinung?

Verwaltungsdirektorin Steinmetz: Das ist Ihre Interpretation. Ich bin nicht ganz Ihrer Meinung. Es kommt wieder darauf an, ob Gefahr in Verzug oder nicht. Räume, die grundsätzlich immer verschlossen sind, da schaut  man nicht automatisch hinein, wenn Gefahr in Verzug ist, dann natürlich, weil wir dann nicht wissen, ob es, wenn es ein dementer Patient ist, der kann sich dann nicht befreien. Ein Patient, der an und für sich geistig ich sage jetzt auf der Höhe ist, ich bin kein Mediziner, verzeihen Sie mir, der kann sich an und für sich bemerkbar machen. 

GRin Korosec: Noch einmal, das heißt so wurde es oder wird es bei Ihnen interpretiert im Haus. Aber nach der Vorgabe, wenn keine Einschränkung angeführt ist, heißt das, dass grundsätzlich jeder Raum in einem Gebäude zu durchsuchen ist. 

Verwaltungsdirektorin Steinmetz: Das ist Ihre Interpretation. Es steht nicht festgeschrieben. Das, was festgeschrieben ist, habe ich Ihnen erklärt, habe ich Ihnen gesagt, alles ist Interpretation. 

GRin Korosec: Ich würde bei der Gelegenheit einen Beweisantrag stellen, dass wir diesen detaillierten Suchplan bekommen, weil das ja doch, glaube ich, für die weitere Vorgangsweise für uns interessant ist. 

Vorsitzender Dr. Körber:  Ich nehme zur Kenntnis, dass Sie einen Antrag stellen. Bitte. Haben Sie noch eine Frage?

GRin Korosec: ... (Zwischenruf) Die Frau Dr. Rosenberger-Spitzy hat gemeint, der Suchplan 2 sei im konkreten Fall nicht zum Tragen gekommen, weil keine Gefahr in Verzug war.

Verwaltungsdirektorin Steinmetz: Ja, das ist richtig.

GRin Korosec: Gefahr in Verzug heißt bei Ihnen nur, wenn eine Außentemperatur unter 0 Grad ist oder wann ist Gefahr in Verzug?

Verwaltungsdirektorin Steinmetz: Gefahr in Verzug stellt der Dienst habende Arzt fest.

GRin Korosec: Und der Dienst habende Arzt hat festgestellt, es ist keine Gefahr in Verzug?

Verwaltungsdirektorin Steinmetz: Ja, das ist so.

GRin Korosec:  Aber der Dienst habende Arzt kann das ja nur zu Beginn feststellen. Wird dann am nächsten Tag, weil drei Tage suchen Sie ja. Also, ich kann mir noch vorstellen, dass man im Moment, wenn man den Herrn M. kennt, wenn man weiß, dass der öfters weg ist, dass der Dienst habende Arzt sagt, na ja, da ist keine Gefahr in Verzug. Der wird schon auftauchen. Sucht´s halt da einmal im normalen Plan. Das kann ich mir durchaus vorstellen, das ist nachvollziehbar. Wenn der aber am nächsten Tag, dann muss ja was weiter geschehen. Wird da am nächsten Tag der nächste Dienst habende Arzt auch gefragt, oder wenn einmal festgestellt wird, es ist keine Gefahr in Verzug, dann bleibt es so?

Verwaltungsdirektorin Steinmetz: Grundsätzlich fragen die Beamten der Verwaltung nicht mehr nach. Das heißt, das ist Verantwortung der Station, des Arztes, also Medizin, dann weiter zu sagen, was zu tun ist. Wenn meine Mitarbeiter im Dienst sind, fragen sie nach, die haben die Pflicht, nachzufragen, was ist weiter zu tun, sollen wir Abgängigkeitsanzeige machen? Ist Gefahr in Verzug? Das passiert. Wenn der Patient am Gelände nicht gefunden wird, es gibt eine Abgängigkeitsanzeige bei der Polizei und wir haben einige Aus- und Eingänge, wo wir keine Portiere haben, das heißt die Patienten können auch bei anderen Ausgängen rausgehen. 

GRin Korosec: Sie haben jetzt vor, also, es wird eine Arbeitsgruppe - und ich nehme an, in dieser Arbeitsgruppe werden Sie ja mitwirken, weil Sie ja ganz besonders davon betroffen sind. Welche Änderungen also von Ihrer Warte haben Sie vor? Gerade auf Grund dieses Falles, wo werden Sie jetzt mitwirken, dass Sie sagen, hier sind Veränderungen notwendig, das muss verbessert werden, dass so ein Fall, so ein trauriger Fall nicht mehr passieren kann. 

Verwaltungsdirektorin Steinmetz: Also, ich leite die Arbeitsgruppe, die tagt bereits, es hat zwei Sitzungen gegeben. Wir haben vorab einmal über den Informationsaustausch der Dienste gesprochen, wir haben Checklisten erarbeitet, die noch nicht in Kraft sind, aber ab 1.7. dann in Kraft gesetzt werden sollen. Sie sind noch in Ausarbeitung. Ja, wir haben natürlich, als Vorschau haben wir uns natürlich überlegt, dass wir uns die Suchpläne noch einmal genauer anschauen und detaillierter festschreiben, was ist zu tun und was ist nicht zu tun. 

GRin Korosec: Danke herzlich.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke, Frau GRin Korosec. Herr Barnet, bitte.

GR Barnet: Danke, Herr Vorsitzender! Frau Direktor, von den von Ihnen dargestellten Personen, damit ich mir den Umfang vorstellen kann, wie viele Personen sind dann und nicht allgemein, sondern tatsächlich auf Grund von Erfahrung an einem solchen Arbeitstag verfügbar, wenn so ein Suchprozess 1 eingeleitet wird. Was habe ich mir da vorzustellen, wie viele Personen sind da dann wirklich tatsächlich, ich sage jetzt einmal im Einsatz, um den zu suchen oder die zu suchen. 

Verwaltungsdirektorin Steinmetz: Es kommt immer darauf an. Also, ab 15.30 Uhr ist der Inspektionsbeamte im Dienst. Also, wir können ab 15.30 Uhr ausgehen - zwischen 7 und 10 Personen. Hier variiert die Zahl, weil um 21.00 Uhr Dienste enden, das heißt, Krankenträger habe ich bis 21.00 Uhr vier im Dienst, ab 21.00 Uhr nur mehr zwei. Ich habe bis 21.00 Uhr zwei Lenker im Dienst, ab 21.00 Uhr nur mehr einen. Ich habe einen 25 Stunden-Hausaufseher im Dienst und einen Inspektionsbeamten und ich habe zwei Mitarbeiter in der Leichenhalle im Dienst. Und natürlich die Portiere. 

GR Barnet: Und vor 15.30 Uhr? 

Verwaltungsdirektorin Steinmetz: Vor 15.30 Uhr habe ich natürlich die komplette Hauspartie im Dienst. (Zwischenruf) Ich kann Ihnen die Anwesenheit vom Tag nicht sagen. Ich habe rund 60 Mitarbeiter in der Hauspartie. Aber die sind natürlich nicht jeden Tag anwesend, weil es Wechseldienste gibt.

GR Barnet: Aber solche Fälle werden ja schon eingetreten sein, dass Sie auch vor 15.30 Uhr suchen. Oder gibt es keinen Erfahrungswert. Dann ziehe ich die Frage (Zwischenruf) zurück, wenn Sie keinen Erfahrungswert haben. 

Verwaltungsdirektorin Steinmetz: Grundsätzlich wird vor 15.30 Uhr nicht so massiv gesucht, außer es ist Gefahr in Verzug. Wenn Gefahr in Verzug ist, werden alle anderen Dienste zurückgestellt und Tätigkeiten zurückgestellt. Dann wird natürlich massiv gesucht mit einer Suchmannschaft, die wir einfach auch rekrutieren können aus dem vorhandenen Personal. (Zwischenruf) Ich kann es Ihnen wirklich nicht sagen. Ich möchte jetzt keine ... (Zwischenruf) Nein, so viel ist es nicht. Das ist jetzt eine Spekulation. (Zwischenruf) Ja. Auf alle Fälle. 

GR Barnet: Wenn ich das jetzt überschlage und Sie haben uns das wirklich sehr ausführlich und auch plastisch, wenn ich überschlage, wie lange selbst unter der Annahme, dass sie 60 wären oder wir gehen davon aus, es ist nach 15.30 Uhr und es sind die berühmten 10 plus ein paar Zerquetschte, also wie lange müssten die eigentlich wirklich suchen, um in diesem Riesenareal tatsächlich sagen zu können, jetzt wissen wir es sicher, bei uns ist er nicht. Ich will Sie jetzt nicht zu einer Schätzung verleiten, weil das wäre da wirklich unfair, aber man könnte Ja sagen, entweder es steht jetzt schon drinnen, weil wir es einmal durchgerechnet haben oder wir werden jetzt bei der Evaluierung drangehen, einmal darüber nachzudenken, wie lange man eigentlich real brauchen würde, um zu sagen, jetzt können wir mit sehr hoher Wahrscheinlichkeit sagen, bei uns ist er nicht. Kann man das zeitlich ungefähr festmachen? 

Verwaltungsdirektorin Steinmetz: Ich kann es zeitlich nicht festmachen, ich möchte aber noch dazu sagen, dass natürlich Gebäude, die 24 Stunden besetzt sind, das heißt, es sind alle bettenführenden Abteilungen, nicht von meinen Mitarbeitern durchsucht werden. 

GR Barnet: Ich verstehe das ein bisschen. Ich versuche mir selber gerade die Zeit vorzustellen, weil ich von dem ein bisschen was versteh. Also, ja. Nein, ich sage das deswegen, weil ich selber. Nein, ich sage das nachher. Sie haben gesagt, welche Maßnahmen jetzt angedacht sind zur Evaluierung oder zur Fortschreibung. (Zwischenruf) Wie werden die dann verfügt werden bzw. überlegt man, so unter Anführungszeichen, so „Probesuchen“ zu machen? Um Sie einmal wirklich ernsthaft mit der Frage zu beschäftigen, wie lange brauchen wir selber, zu diesem Zeitpunkt zu Verfügung stehendes Personal, um mit einer gewissen Sicherheit ausschließen zu können, dass er im eigenen Areal ist?

Verwaltungsdirektorin Steinmetz: Da kann ich jetzt nur sagen, danke für den Hinweis. Den werde ich gerne aufnehmen.

GR Barnet: Das ist nett, weil damit geben Sie mir die Gelegenheit zu sagen, warum ich glaube, dass ich davon was verstehe. Ich kann das ganz gut, weil ich eine Kompanie befehlige beim Bundesheer, die nix anderes macht und sich das schon einmal überlegt hat und wir auch - und damit bin ich bei meinem nächsten Punkt - auch eine Assistenzanforderung für viele Behörden das schon gemacht haben. Und zwar in weitaus schwierigeren Geländen und ich mir daher selbst mit meinen 200 Mann vorstellen kann, wie lange man braucht, um die zu suchen und ich meine das jetzt nicht spöttisch, denn wir haben schon oft für das Innenministerium Personen gesucht, die unter schwierigsten Umständen irgendwo wirklich im Wald, im Gebirge, oder auch im bebauten Gelände wirklich verschwunden waren und ich kann Ihnen sagen, wie lange das dauern würde. Also, wenn ich es mache mit meiner Kompanie brauche ich einen ganzen Tag. Ich brauche volle 24 Stunden. (Zwischenruf) Unmittelbar antretend mit 200 Leuten. Weil das Gelände, auch wenn es verbaut ist, ja natürlich wieder andere Schwierigkeit hat als Wald oder Gebirge, aber unter 24 Stunden schaffe ich es nicht. Und das sind aber Spezialisten, die das wirklich können. Also, die würden auch einen finden, der sich versteckt absichtlich. 

(Zwischenruf) Nein, nein, ich habe nur versucht, den Hinweis näher zu erläutern, um nur eine Zeitordnung einräumen zu können. (Zwischenruf) Nein, ich nehme für das nichts an. Ich mache es. (Zwischenrufe) Ansonsten bin ich der Meinung, dass Sie das sehr ausführend dargestellt haben und danke für Ihre Bereitschaft.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke, Herr Barnet. Bitte, Herr Lindenmayr.

GR Lindenmayr: Ja, also ich muss feststellen, mir persönlich wäre es lieber, wenn dort 200 Zivildiener mehr tätig wären, als ich muss eine ganze Kompanie dort einsetzen. Aber das ist auch keine Frage, sondern das war nur sozusagen meine persönliche spontane Befindlichkeit dazu. Der jetzt gültige Suchplan ist also 2002 zum ersten Mal also, so, wie er jetzt gilt, festgehalten worden und 2003, haben wir von der Frau Dr. Rosenberger-Spitzy gehört, evaluiert worden. Hat es da schon bereits Änderungen gegeben und wenn ja welche? Also, in welche Richtung wurde da schon an den Schräubchen gedreht?

Verwaltungsdirektorin Steinmetz: Natürlich hat es Änderungen gegeben im Jahr 2003. Die genauen Änderungen kann ich Ihnen jetzt nicht sagen, da - im Jahr 2002 habe ich persönlich nicht mitgearbeitet, aber im Jahr 2003, das heißt, da war ich dann Projektleitung und wir haben das mit meinen Mitarbeitern überarbeitet und auch welche Gebäude zu durchsuchen sind. Den Unterschied kann ich jetzt wirklich nicht sagen.

GR Lindenmayr: ... Die Untersuchungen jetzt laufen ja noch, sind ja noch nicht abgeschlossen, aber Sie haben gesagt, es wird einige Änderungen hier geben, die vermutlich ab 1.7. sozusagen festgeschrieben werden. Aber ich nehme an, dass, auch wenn die jetzt noch nicht festgeschrieben worden sind, auf Grund dieses tragisches Vorfalles wird man die ja sozusagen, in der Praxis eben, auch wenn es noch nirgends festgeschrieben ist, durchgeführt. Welche Änderungen hat es jetzt konkret gegeben gegenüber dem bisherigen Suchplan?

Verwaltungsdirektorin Steinmetz: Natürlich werden diese Änderungen, die schon festgelegt wurden, werden auch jetzt schon durchgeführt. Es hat schon, ich habe es schon ausgeführt, in erster Linie eine Verbesserung des Kommunikations-
austausches der Dienste untereinander. Es wird ein weiteres Diensthandy angeschafft, um hier immer und jederzeit der richtige Mann erreichbar sein zu können. Diese Dinge sind natürlich schon durchgeführt bzw. bestellt. Es wird eine noch ausführlichere Dokumentation geben aller Schritte und es sind derzeit Checklisten in der Erarbei-
tung, die noch nicht fertig gestellt sind. Und dann natürlich wird auch das, was der Bericht der Internen Revision zeigen wird, wird dann in die Opti-
mierung und Evaluierung mithineingenommen.

GR Lindenmayr: Nach spätestens drei Tagen, also je nach Einschätzung Gefahr in Verzug wird ja bei der Polizei die Abgängigkeitsanzeige gemacht. Wissen Sie, was die Polizei oder früher, wissen Sie eigentlich, was die Polizei jetzt unabhängig von Ihren Untersuchungen, was die Polizei veranlasst oder was die Polizei macht in solchen Fällen?

Verwaltungsdirektorin Steinmetz: Das weiß ich nicht, was die Polizei macht. Ich möchte nur sagen, die Abgängigkeitsanzeige wird nicht erst nach drei Tagen gemacht, sondern schon früher.

GR Lindenmayr: Dann würde mich noch interessieren, werden in irgendeiner Stufe dieses Suchprozesses auch Angehörige eingeschaltet? Also, fragt man da nach, ob die Personen vielleicht zu Hause aufgetaucht sind oder so? Wie reagieren da im Allgemeinen, also jetzt unabhängig vom konkreten Fall, wie reagieren da im Allgemeinen die Angehörigen? Bei manchen Personen, also bei 2 200 Fällen, wo wir ja wissen, es sind also wesentlich weniger Personen, weil manche sind ja öfter und manche weniger oft. Wird es vielleicht bei manchen Angehörigen sein, dass die irgendwie sozusagen sagen: „Lasst uns in Ruhe!“, oder beteiligen Sie die mit an der Suche oder wie reagiert da die Familie oder haben diese Personen alle keine Angehörigen mehr?

Verwaltungsdirektorin Steinmetz: Wie die Familien reagieren kann ich Ihnen natürlich jetzt nicht sagen im Detail, weil ich selber mit den Familien nicht spreche, mit den Angehörigen. Ich weiß nur in dem Fall M., dass hier selber der Neffe gekommen ist und eben angegeben hat, dass der Patient schon des Öfteren nach Linz gefahren ist zu Verwandten und diese Information haben meine Inspektionsbeamten natürlich dem zuständigen Kriminalkommissariat weitergegeben. 

Vorsitzender Dr. Körber: Danke. Frau Zeugin, ist Ihnen etwas bekannt geworden über die Obduktionsergebnisse bzw. die eigentliche Todesursache des Herrn M.?

Verwaltungsdirektorin Steinmetz: Nein, ist mir nichts bekannt.

Vorsitzender Dr. Körber: Wissen Sie nicht?

Verwaltungsdirektorin Steinmetz: Nein.

Vorsitzender Dr. Körber: Weitere Fragen? Frau Dr. Pilz.

GRin Dr. Pilz: Frau Steinmetz, ich war im GZW schon öftere Male und habe festgestellt, dass es dort keine Rückzugsmöglichkeiten für jemanden, der vielleicht genug hat von seinem Leben auf der Station, das Patienten-Cafe, das es eine Zeit lang gegeben hat, ist zugesperrt. Es gibt einen bescheidenen Anker mitten im Areal. So gemütliche Orte, wo man sagen kann, hier kann ich als jemand, der, dem es vielleicht nicht so gut geht einmal, sein. Ich muss mich nicht auf einen Dachboden flüchten. Warum ist das so?

Verwaltungsdirektorin Steinmetz: Also, das Patienten-Cafe hat nicht zugesperrt. Das ist nach wie vor offen. Wir haben einen Pächter dafür. Wir haben natürlich den Anker. Wir haben auch andere Geschäfte am Gelände. Wir haben den römisch-katholischen Pfarrer bei uns. Wir haben den evangelischen Pfarrer bei uns, der auch immer wieder für Gespräche da ist. Wir haben den Lueger-Platz. Aber ich meine, wenn Sie jetzt davon ausgehen, dass sich jemand alleine in einem Raum zurückziehen möchte, ein Patient von uns, das haben wir kaum. 

GRin Dr. Pilz: Wie ich das letzte Mal dort war, war das Patienten-Cafe nicht offen. Aber offensichtlich ist es mal offen und mal zu. Aber Orte... (Zwischenruf) Es war nicht offen. Orte (Zwischenruf) - vielleicht ist es auch immer nur ganz kurz offen. Aber Orte, wo man sich zurückziehen kann und Privatsphäre hat, gibt es nicht. Das würden Sie auch bestätigen?

Verwaltungsdirektorin Steinmetz: Das würde ich grundsätzlich auch so bestätigen. Aber wir haben auch Ehepartner, das heißt, da ist natürlich auch Privatsphäre vorgesehen.

GRin Dr. Pilz: Nein, im konkreten Fall hat der Herr offensichtlich keine Ehepartnerin gehabt. Meinen Sie, dass das der Grund sein könnte, dass der Herr M. auf den Dachboden gegangen ist, weil er nicht gewusst hat, weggehen wollte er offensichtlich nicht, sonst wäre er weggegangen, dass er nicht wusste, wohin?

Verwaltungsdirektorin Steinmetz: Da ich den Herrn M. persönlich nicht kenne, kann ich hier keine Meinung äußern.

GRin Dr. Pilz: Ja, das ist leider unser Problem bei dieser Untersuchungskommission dass das GZW so unfassbar groß ist und am Schluss ist irgendwie überhaupt keiner für nichts zuständig und für die Menschlichkeit schon überhaupt niemand.

Ich möchte jetzt noch auf das konkrete Faktum eingehen, dass hier ein Dachboden für versperrt gegolten und es offensichtlich nicht war. Für einen fatalen Moment oder vielleicht für einen fatalen Tag oder fatale Stunden und dann hat es wieder jemand zugesperrt, ohne nachzuschauen. Wie können Sie das als Verwaltungsdirektorin rekonstruieren und wie können Sie rechtfertigen?

Verwaltungsdirektorin Steinmetz: Rekonstruieren kann ich gar nicht. Es ist ein laufendes Verfahren. Ich bin kein Hellseher. Ich weiß nicht, wie dieser Herr M. auf den Dachboden gekommen ist und ich warte wirklich mit Interesse auf den Abschluss der Prüfungen, weil es mir selber unerklärlich ist. 

GRin Dr. Pilz: Welche Anordnungen gibt es denn Ihrerseits für Ihren Pavillon XIII, der leer steht? 

Verwaltungsdirektorin Steinmetz: Seit wann?

GRin Dr. Pilz: Seit Sie Verantwortung haben.

Verwaltungsdirektorin Steinmetz: Die hat sich natürlich geändert, die Anordnung, das heißt, früher war dieser Pavillon XIII, der ja jetzt leer steht, es sind im Erdgeschoss ja nur die Ambulanzen untergebracht, wo dann am Nachmittag kein Betrieb mehr ist. Es gibt die Anordnung an die Hausaufsicht, am Nachmittag, das ist meistens zwischen halb vier und halb fünf, wird der Pavillon kontrolliert und versperrt, nämlich die Außentüren und es wird einmal durchgegangen. Diese Anordnung hat es gegeben. Seit diesem tragischen Vorfall hat sich die Anordnung natürlich noch etwas verstärkt, das heißt die Türen, die offen sind, muss hineingegangen werden und kontrolliert werden. 

GRin Dr. Pilz: Habe ich Sie recht verstanden? Die Anordnung, die es gibt, sind Ihre Anordnungen?

Verwaltungsdirektorin Steinmetz: Ja.

GRin Dr. Pilz: Und es hat Anordnungen gegeben vor diesem tragischen Ereignis und welche nachher und worin unterscheiden die sich genau? Was haben Sie vorher angeordnet und wieweit haben Sie diese Anordnung abgeändert?

Verwaltungsdirektorin Steinmetz: Vorher habe ich angeordnet, im Pavillon XIII zu kontrollieren und zu versperren. Jetzt habe ich angeordnet, in offene Räume, das heißt, nicht versperrte Räume hineinzugehen, nachdem wir, einmal sind wir komplett durchgegangen, sind zwei meiner Mitarbeiter komplett durchgegangen, haben in jeden, auch versperrten Raum hineingesehen, kontrolliert, dann wieder versperrt, das heißt, ab diesem Zeitpunkt, wenn der Pavillon kontrolliert wird, wird geschaut, ob die Türen versperrt sind, sind sie nicht versperrt, wird hineingegangen, kontrolliert, herausgegangen, zugesperrt.

GRin Dr. Pilz: Es gibt aber im GZW offensichtlich Räume, die sind offen und zugänglich. Wir brauchen ja nicht nur unbedingt von Menschen reden, die dort als Bewohner leben, sondern es kann theoretisch jeder Mensch von der Straße, der, jeder Besucher, jede Besucherin, vielleicht auch Obdachlose oder wer immer möchte, diese offenen Räume unerkannt benutzen. Ist das so?

Verwaltungsdirektorin Steinmetz: Ist mir jetzt nicht bekannt, weil die Gebäude an und für sich alle versperrt werden. Alle ab einem gewissen Zeitpunkt, das heißt, alleine in dem Gebäude, in dem ich arbeite, im Direktionsgebäude, ist angewiesen, dass ab 16.30 Uhr immer versperrt sein muss. 

GRin Dr. Pilz: Und die anderen Räume, wie die Kirche und die Untergeschosse usw., das sind Räume, die kann man versperren und versperrt man auch, das heißt es gibt einen Zeitpunkt am Nachmittag, da sind alle Räume, die nicht irgendwie betreut sind, auf alle Fälle zugesperrt?

Verwaltungsdirektorin Steinmetz: Es sind Abteilungen, alle Gebäude ab einem gewissen Zeitpunkt zugesperrt. Es hat auch die Hausaufsicht und der Inspektionsbeamte die Weisung, hier stichprobenweise Kontrollen zu machen, das heißt, in ihren Rundgängen, die normalen Kontrollrundgänge schauen sie auch, ob diese Gebäude versperrt sind.

GRin Dr. Pilz: Und in abgeschlossenen Kellern und Dachböden oder stillgelegten Pavillons, die als zugesperrt gelten, wurden vor diesem Unglück regelmäßig keine Kontrollgänge durchgeführt?

Verwaltungsdirektorin Steinmetz: In abgesperrten Gebäuden natürlich. Aber nicht am Dachboden. Da haben wir keine Kontrollen durchgeführt. Keine regelmäßigen.

GRin Dr. Pilz: Und das tun Sie jetzt?

Verwaltungsdirektorin Steinmetz: Das tun wir jetzt im Zuge des Suchplanes. Wenn der Suchplan in Kraft tritt, also, wenn ein Patient abgängig ist, dann wird natürlich auch am Dachboden geschaut bei den leeren Gebäuden. 

GRin Dr. Pilz: Aber habe ich Sie jetzt verstanden? Jetzt ist, wenn kein Mensch abgängig gemeldet ist, dann werden in den versperrten Räumen nicht regelmäßig einfach so Nachschau gehalten.

Verwaltungsdirektorin Steinmetz: Ja, da haben Sie mich richtig verstanden.

GRin Dr. Pilz: Also, theoretisch könnte auch jemand, ein Obdachloser, sonst jemand, der sich vielleicht verirrt hat, eingesperrt werden und dann wird er nicht gefunden, weil er ja nicht gesucht war. 

Verwaltungsdirektorin Steinmetz: Grundsätzlich ist es so, dass wir auch alle Mitarbeiter darauf hingewiesen haben, dass der Letzte, der den Raum versperrt, muss kontrollieren und erst dann versperren. Ich muss mich ja auch auf 

2 188 Mitarbeiter veranlassen können. Es ist nicht möglich, dass Verwaltungsbeamte in jeden einzelnen Raum nachgehen und kontrollieren, ob sich da niemand verirrt hat. 

Vorsitzender Dr. Körber: Danke, Frau Dr. Pilz. Danke, Frau Zeugin. 

Gibt es eigentlich im GZW eine Brandwache, die regelmäßige Kontrollgänge macht, allenfalls mit Stechuhren kontrolliert?

Verwaltungsdirektorin Steinmetz: Nein, mit Stechuhren wird nicht kontrolliert. Wir haben Brandschutz-ausgebildete Mitarbeiter und wir sind auch mit der Feuerwehr in Kontakt, das heißt, wir haben Brandschutzmelder, wenn der anschlägt, kommt die Feuerwehr. Auch wenn Firmen, wenn Fremdfirmen arbeiten, ist die Hausaufsicht angewiesen, nach Beendigung der Tätigkeiten der Fremdfirma auf Brandschutz und Sicherheit in diesem Raum, wo die gearbeitet haben, nachzusehen und zu schauen, ob alles in Ordnung ist.

Vorsitzender Dr. Körber: In dem gegenständlichen Dachboden gibt es keinen Brandmelder? Oder gibt es einen?

Verwaltungsdirektorin Steinmetz: Ich glaube nicht, aber das ist jetzt eine Mutmaßung. Das kann ich nicht mit Sicherheit beantworten.

Vorsitzender Dr. Körber: Weil an sich wäre natürlich nahe liegend, dass gerade in Dachböden ja eine Brandgefahr besteht und da wäre es nicht untunlich, wenn sozusagen in gewissen Zeitabständen überhaupt Kontrollgänge stattfinden. Geschieht das?

Verwaltungsdirektorin Steinmetz: Es werden die Dachböden natürlich in mehr oder wenig relativen Abständen kontrolliert, z.B. so, wie jetzt der Patient M. gefunden wurde, das war eine Routinearbeit und einen Routinekontrolle.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke. Herr DDr. Görg bitte.

GR DDr. Görg: Frau Steinmetz, Sie haben sicher bemerkt, dass zumindest diese Seite des Tisches irritiert war, ob der Bestimmung, die Sie verlesen haben, dass jemand, der drei Tage abgängig ist, entlassen wird. Weil entlassen heißt so, das geht uns offiziell nichts mehr an. Wir haben nichts mehr damit zu tun. Das ist einmal meine Interpretation. Ich habe in dem Zusammenhang mehrere Fragen. Die erste Frage ist: Wie oft kommen solche Entlassungen auf Grund von drei oder mehrtägigen Abwesenheiten vor im Jahr ungefähr?

Verwaltungsdirektorin Steinmetz: Jetzt eine Zahl zu nennen wäre nicht fair. Ich weiß es nicht. Aber sicherlich nicht auf Grund von Abgängigkeiten. Das kann ich schon sagen. Auf Grund von Abgängigkeiten minimalst. Also, mir ist nur der eine Fall bekannt heuer und im Vorjahr.

GR DDr. Görg: Die Frage, die ich im Anschluss daran habe ist, was bedeutet konkret „Entlassung“. Was heißt das? Das Bett wird vergeben, neu vergeben, der wird aus den Registern gestrichen? Was passiert, wenn der nach fünf Tagen wieder kommt? Kriegt der sein altes Bett? Oder wird er dann völlig neu aufgenommen? Neue Prozedur? In einem neuen Pavillon und dgl. mehr?

Verwaltungsdirektorin Steinmetz: Wie das genaue Prozedere ist, kann ich Ihnen nicht sagen. Ich arbeite nicht in der Pflege und nicht in der Medizin. Wenn er entlassen ist, ist natürlich das Bett frei und kann wieder weitergegeben werden. Und die Kosten für den Patienten hören auf, das heißt, er muss dann nichts bezahlen.

GR DDr. Görg: ...

Vorsitzender Dr. Körber: Mikrofon, Herr DDr. Görg.

GR DDr. Görg: Was ist aus Ihrer Sicht das Motiv, dass man eben nach drei Tagen entlässt? Gibt es da ein Motiv dafür? Sie sind ja die Verwaltungsdirektorin auf der einen Seite, das haben Sie klar und deutlich gemacht, das ist die Vorschrift, aber ich gehe davon aus, dass eine Verwaltungsdirektorin auch das Recht hat, sich über die Motive klar zu werden und eventuell die Motive zu hinterfragen, nachdem es ohnehin sehr selten vorkommt, dieser Fall.

Verwaltungsdirektorin Steinmetz: Ich habe die Motive nicht hinterfragt. 

GR DDr. Görg: Noch eine ganz andere Frage. Sie haben in Ihren Ausführungen dargelegt, dass die Schlüssel oder bestimmte Schlüssel in einem speziell gesicherten Schlüsselkasten verwahrt sind. Gehört der Dachbodenschlüssel auch zu diesen speziell gesicherten Schlüsseln?

Verwaltungsdirektorin Steinmetz: Vom Pavillon XIII?

GR DDr. Görg: Der Spezielle.

Verwaltungsdirektorin Steinmetz: Der Spezielle. (Zwischenruf) Der Spezielle ist in einem Schlüsselkasten, in diesem Schlüsselkasten drinnen, wobei auch noch eine Werkstätte diesen Schlüssel bei einem Schlüssel für den Dachboden bei sich hat, um die Aufzugswartungen durchführen zu können.

GR DDr. Görg: Das heißt, Sie müssten aber sofort festgestellt haben, ob der Schlüssel für den Dachboden, nachdem es offensichtlich ein Vorgang gegeben haben muss, dass der zu war, dann einmal aufgesperrt worden, der Herr M. dort hinein gekommen ist und dann wieder zugesperrt worden ist. Ist das dokumentiert, wann der Schlüssel und von wem der Schlüssel genommen ist, um aufzusperren, respektive zuzusperren?

Verwaltungsdirektorin Steinmetz: Es gibt einen Ausdruck, wann der Schlüssel entnommen wurde, es gibt auch ein Schlüsselbuch. Nur, ich habe mir das nicht im Detail angeschaut, weil ich die Unterlagen der Internen Revision zur Verfügung gestellt habe, für die Sonderprüfung. 

Vorsitzender Dr. Körber: Danke, Herr DDr. Görg. Herr Dr. Serles, bitte.

GR Dr. Serles: Zum Verständnis, der Herr Kollege Barnet hat zu Recht darauf hingewiesen und die Kolleginnen und Kollegen von der SPÖ haben das völlig zu Unrecht belächelt, dass es zwischen Suche und Suche einen großen Unterschied gibt. Wenn ich wen suche, meinen Hund, wenn ich ihn gerade nicht finde, dann ist das ein höchst laienhafter Vorgang und wenig professionell. Wenn speziell ausgebildete Mannschaften der Polizei, des Bundesheeres, anderer Organisationen und Hilfsorganisationen vermisste, abgängige Personen suchen, dann sollte das im Regelfall ein höchst professioneller Suchvorgang sein. Dieser professionellen Suche liegen daher besondere Techniken zu Grunde, besondere Verfahren zu Grunde, besonders dokumentierte Vorgangsweise und Abläufe zu Grunde und die Personen, die sich mit dieser professionellen Suche beschäftigen, haben auch eine besondere Ausbildung. Und bilden sich natürlich auch weiter fort.

Jetzt hat uns die Frau Dr. Rosenberger-Spitzy gesagt, dass die Suche nach abgängigen Patienten im GZW was Alltägliches ist, im unterschiedlichen Ausmaß. Ich weiß schon. Aber trotzdem werden vorübergehend im GZW, ich darf auch noch einmal die Zahlen von der Frau Dr. Rosenberger-Spitzy zitieren, drei bis sechs Personen pro Tag vorübergehend vermisst und im Jahr werden 2 200 Personen vorübergehend vermisst. Die Suche im GZW nach Patienten, die vorübergehend verschwinden, abwesend sind, vorübergehend nicht auffindbar sind, ist daher kein Ausnahmefall. Das ist was Alltägliches. Und jetzt haben Sie sehr plastisch Details vom Suchprozess bereits genannt und uns informiert, dass beispielsweise detailliert drinnen steht, wo überall gesucht wird. Meine erste Frage an Sie: Gibt es detaillierte Vorschriften und Dienstanweisungen, wie zu suchen ist? Gibt es eine detaillierte Darstellung der Methodik des Suchens in Form von Verwaltungsanweisungen?

Verwaltungsdirektorin Steinmetz: Nein, die gibt es nicht. 

GR Dr. Serles: Danke. Die zweite Frage, die ich stellen will, ist die nach der Ausbildung der Personen, die Sie zur Suche verwenden. Sie haben gesagt, in der Nacht sind es durchschnittlich 10 Mitarbeiter, ich nehme an, der Hauspartie; und tagsüber sozusagen rekrutieren Sie aus dem gleichen Kreis von Personen die Suchtrupps, nämlich auch aus der Hauspartie, die sind maximal 60. Und die Frage ist jetzt: Haben diese Personen jemals eine besondere Schulung genossen, die im Zusammenhang mit der Suche nach abgängigen Personen steht? Gab es da Trainings, Fortbildungsveranstaltungen, Ausbildungsveranstaltungen?

Verwaltungsdirektorin Steinmetz: Also, zuerst einmal möchte ich sagen, es wird nicht aus der Hauspartie rekrutiert, sondern das sind Krankenträger, das sind auch Leichendiener und Portiere und Lenker, die suchen. Die Hausaufseher und der Inspektionsbeamte, die suchen grundsätzlich, die im Dienst sind. Aus der Hauspartie rekrutiere ich nur dann untertags, wenn Gefahr in Verzug ist. Und das, meines Wissens nach also, ist es in den letzten zwei Jahren nicht vorgekommen. Eine spezielle Ausbildung haben die Mitarbeiter nicht. Zu der Suche jedoch sind sie natürlich tagtäglich mit den Patienten in Kontakt, wenn ich davon ausgehe, wie viele Patienten von den Portieren wieder zurückgebracht werden, die Krankenträger. Das ist alles in dieser Zahl inkludiert. Also, man darf nicht davon ausgehen, dass diese 2 200 Patienten tatsächlich jetzt abgängig sind. Die sind nicht abgängig im klassischen Sinn, dass wir eine Abgängigkeitsanzeige machen, weil wir sie nicht mehr suchen. Also, sehr oft werden die aufgegriffen am Gelände, weil sie nicht mehr zurückfinden, weil sie sich verirrt haben. Das kommt natürlich vor. Aber eine spezielle Ausbildung haben diese Mitarbeiter nicht, wobei wir dazumals auch mit dem damals noch zuständigen Kriminalkommissariat natürlich Gespräche geführt haben.

GR Dr. Serles: Aber irgendwelche Schulungen, Ausbildungen, Fortbildungsveranstaltungen über professionelle Suchmethoden in einem Areal, wo Sie gesagt haben, da passt 21 Mal das Rathaus hinein. Wie viel tausend Quadratmeter sind das noch einmal? 

Verwaltungsdirektorin Steinmetz: Rund 295 000. 

GR Dr. Serles: Also, knappe 300 000 m². Also, eine spezielle Ausbildung für die Leute, die in so einem riesigen Areal Patienten suchen, gibt es nicht?

Verwaltungsdirektorin Steinmetz: Nein, die gibt es nicht. 

Vorsitzender Dr. Körber: Danke, Herr Dr. Serles. Keine Fragen mehr? Dann kann ich der Frau Zeugin für ihr Erscheinen danken. Brauchen Sie eine Bestätigung, dass Sie da waren? Nicht? Bitte? (Zwischenruf) Ja. Ja. 

Wir haben dann noch einen Antrag zur Abstimmung, betreffend Frau GRin Korosec. Beischaffung des Suchplanes. (Zwischenruf) Sie haben auch noch einen Antrag? Ja, aber kann ich einmal diesen einen Antrag bitte zur Abstimmung bringen? Einverstanden allseits? Auf Beischaffung? Stimmeneinhellig für den Antrag auf Beischaffung des Suchplanes. So heißt das, „Suchplan“? Angenommen. (Zwischenruf) Bitte, ja. Das vereinfacht. Die Zeugin legt diesen Suchplan zu den Akten. (Zwischenrufe) 

(Diskussion)

Vorsitzender Dr. Körber: So, Frau Zeugin, darf ich Sie dann aus der Zeugenaussage entlassen. (Zwischenruf) Bitte? (Zwischenruf) Ja. Das ist gut, Sie bekommen dann ihre Unterlagen gleich. Aber ich meine jetzt, wir kommen zur Vernehmung des nächsten Zeugen. (Zwischenruf) Bitte? (Zwischenruf) Einen Beweisantrag haben Sie, Herr Dr. Barnet? Bitte.

GR Barnet: Ich stelle den Antrag, den Dienst habenden Arzt, den die Verwaltungsdirektorin Steinmetz ja uns namentlich nicht bekannt genannt hat, der die Frage entschieden hat, ob beim Herr M. Gefahr in Verzug besteht oder nicht, als Zeugen vorladen. 

Vorsitzender Dr. Körber: Eine Äußerung dazu, Herr GR Deutsch?

GR Deutsch: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Die Frau Verwaltungsdirektorin Steinmetz hat in ihrer Aussage darauf hingewiesen, dass der Dienst habende Arzt bestätigt hat, dass keine Gefahr in Verzug für einen Suchplan 2 vorliegt. Ich muss so, wie auch bei der vorangegangen Wortmeldung sowohl auf das laufende Verfahren, auf die polizeilichen Untersuchungen verweisen und wiederhole mich, wenn ich sage, dass eventuelle strafbare Handlungen letztendlich die Staatsanwaltschaft prüft. Es geht hier um Strukturmängel und nicht um Befundungsergebnisse. Es geht um die Frage, so wie eben auch die Befragung  war, des Suchplans, welche Maßnahmen wurden gesetzt, wurden Sofortmaßnahmen ergriffen. Daher würde ich empfehlen, diesem Antrag nicht näher zu treten.

Vorsitzender Dr. Körber: Ist noch eine Wortmeldung gewünscht zu dieser Antragstellung? Wenn dem nicht so. (Zwischenruf) Bitte, Herr Barnet.

GR Barnet: Der Kollege Deutsch hat völlig Recht. Es geht um Strukturmängel. Es geht um die Frage, warum sich jemand im Anlassfall dafür entscheidet, nicht quasi die Gefahrenstufe 2, erweiterter Prozess in Kraft zu setzen. Für das muss es irgendeinen Beurteilungsmaßstab geben. (Zwischenruf) Und dieser Beurteilungsmaßstab war im konkreten Fall offensichtlich falsch, sonst hätten wir ihn vielleicht gefunden, bevor er tot ist und das sollten wir einmal nicht vergessen. Aber wenn Sie das nicht wollen, dass diese Frage geklärt wird, dann verstehe ich das aus Ihrer Sicht. (Zwischenruf) Sie werden es aber verstehen, dass ich weiter darauf insistiere. 

Vorsitzender Dr. Körber: Danke, Herr Barnet. Noch eine Erwiderung, Herr Deutsch? Nein? Ich komme zur Abstimmung über diesen Antrag. Wer ist dafür? (Zwischenruf) Sie sind Stimmenthaltung? Oder? (Zwischenruf: Dagegen.) Dagegen, dagegen, dagegen. Es wird festgestellt, dass der Antrag des Herrn GR Barnet mehrheitlich abgelehnt wird, nämlich mit sämtlichen Stimmen ausgenommen Herrn Barnet. (Zwischenruf) Ja, also, ich nehme wohl an. (Zwischenruf) Ja. (Zwischenruf) 

So. Herr Dr. Kaspar, darf ich Sie bitten, den Platz als Zeuge einzunehmen. Das ist die Entbindung von der Amtsverschwiegenheit betreffend die Themen in der Ladung, die Sie vorlegen. Ihre Personalien sind bereits aktenkundig. Ich darf den Wahrheitsvorhalt wiederholen und Sie um Ihre Aussage also ersuchen. Sie sind geführt zu dem Thema, welche Verantwortung leitende Personen betreffend den Tod des Bewohners Herrn M. tragen und ich frage Sie, ob Sie dazu irgendwelche persönlichen Wahrnehmungen haben. Bitte.

Dr. Kaspar: Ja, persönliche Wahrnehmung, möchte ich jetzt vielleicht nicht damit beginnen, sondern möchte mich den Fragen stellen. Ich möchte nur vielleicht grundsätzlich etwas sagen zu einer Aussage vom Herrn GR Barnet, dass das Leben über der Freiheit steht und die Autonomie und da kann man schon darüber diskutieren, ich habe nämlich die Freiheit, eine Krebstherapie, die mein Leben bewahren würde, abzulehnen. Also, es ist nicht so, dass der hohe Wert der Autonomie und der Selbstbestimmung hier zurückzustellen ist, sondern und das ist ein ganz wichtiger Punkt auch in dieser Frage, glaube ich, sondern dass man sich vergewissern muss, ist die Autonomie gegeben eines Patienten. Also, bei einem dementen Patienten sagen jetzt die Medizinethiker, ist die Autonomie der Selbstbestimmung eben nicht so gegeben und daher wird akzeptiert ein elektronisches Arm- oder Fußband. Aber das nur zur Einleitung, dass - glaube ich - hier etwas korrigiert gehört. 

Vorsitzender Dr. Körber: Gab es seitens des KAV irgendwelche Weisungen, wie vorzugehen ist, wenn ein Heiminsasse längere Zeit abwesend, das heißt, abgängig ist und sind darüber Unterlagen vorhanden?

Dr. Kaspar: Vielleicht auch gleich eine Erklärung zu diesem Erlass. Der Erlass ist richtig zitiert, war von der Gebührenstelle 1993 und ist eine reine Administration und muss von einer Suchaktion völlig entkoppelt werden. Auch in diesem Fall, ich weiß Zwischenergebnisse der Internen Revision, ist am vierten, fünften Tag auch noch weitergesucht worden und das ist auch noch dokumentiert. Diese Entlassung heißt an und für sich Beurlaubung, ein Urlaub ohne Bewilligung (Entwichene) und bedeutet nichts anderes, als dass ab diesem Zeitpunkt keine Verrechnung mehr stattfinden darf. Also, es könnte ja an die Angehörigen dann Rechnungen geschickt werden, usw. Das ist eine reine administrative Sache, die mit der Suche nichts zu tun hat. 

Vorsitzender Dr. Körber: Es liegt hier vor dieser Suchplan, der ist erstellt im März 2003. Ist das der erster Suchplan oder hat der schon Vorgänger? 

Dr. Kaspar: Es gibt keinen generellen Erlass des Krankenanstaltenverbundes an alle Häuser, Suchpläne zu erstellen. Ich habe aber auf Grund der aktuellen Situation keinen Erlass, sondern wir sehen das in der Aufgabe der Führungen der Krankenanstalten und Geriatriezentren. Ich habe eine Umfrage gemacht, also schriftlich mir berichten lassen, wie die Suchpläne und die Richtlinien für die Suche nach Vermissten in den verschiedenen Häusern aussieht und in allen Häusern sind Suchpläne vorhanden. Die Beurteilung, die Zwischenbeurteilung der Internen Revision der Generaldirektion bezüglich dieses Suchplanes im GZW ist eine sehr positive. Sie ist strukturiert und durchdacht. Es werden aber sicher, Optimierungsmöglichkeiten werden aufgezeigt werden. 

Vorsitzender Dr. Körber: Danke. Frau GRin Korosec, bitte.

GRin Korosec: Herr Dr. Kaspar, vorweg eine andere Frage, weil die Frau Keishler ja heute durch Krankheit entschuldigt ist, das Kontrollamt hat hier angemerkt, dass die Pflegedirektion im Jahr 2001, 2002 und 2003 insgesamt 662 Tage krank war, das heißt, innerhalb von drei Jahren war sie zwei Jahre krank. Trotzdem wurde sie wieder jetzt im GZW eingesetzt. Sie sind dafür zuständig und verantwortlich. Warum? Können Sie uns sagen, warum die Frau Keishler wieder diesen verantwortungsvollen Posten bekommen hat, wo sie offensichtlich, ich meine durch ihre Krankheit ja nicht in der Lage ist, das tatsächlich auszufüllen und es sich jetzt ja wieder herausstellt, dass sie inzwischen schon wieder krank ist. 

Dr. Kaspar: Frau GRin Korosec, die Frau Keishler, es wurde schon vor meiner Verantwortlichkeit oder Kompetenz, ich hatte keine Kompetenz vor 2002 für die Teilunternehmung 1, ich habe erst 2002 die Führung der Teilunternehmung 1 bekommen, da waren dann die Geriatriezentren dabei, war diese Jobrotation schon vereinbart. Die Frau Keishler ist zurückgekommen und hat im September 2003 ihren Dienst angetreten und diesen durchgehend bis März 2004 ohne einen einzigen Krankenstandstag getan. Ich sah also keinerlei Veranlassung, dem nachzugehen, sondern ging davon aus, dass eine chronische Erkrankung beendet sei. Sie hat im März vier Wochen einen Kuraufenthalt absolviert und ist im Mai 2004 wieder in Krankenstand gegangen. Ich habe sie daraufhin persönlich kontaktiert, habe viele Gespräche mit ihr geführt und sehe sie schwer chronisch krank. Aus Datenschutzgründen möchte ich nichts Weiteres sagen.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke. Frau GRin Korosec, noch eine Frage?

GRin Korosec: Herr Dr. Kaspar! Ich meine trotzdem, eine Position, wie die Frau Keishler sie innehat, die so verantwortungsvoll ist, wenn man da zwei Jahre krank ist, müsste man trotzdem überlegen und nicht einfach sagen, na ja, jetzt hoffen wir, dass sie wieder gesund ist und jetzt soll sie weiter arbeiten. Da müsste man doch als verantwortungsvoller Vorgesetzter Maßnahmen setzen.

Dr. Kaspar: Ich habe mir überlegt, entsprechende Maßnahmen zu setzen, die ich dann verworfen habe, da sie – man nennt es auch einen „Arbeitsversuch“ – aber da dieser Arbeitsversuch offensichtlich positiv zu beurteilen war, ab September 2003. 

GRin Korosec: Danke. Herr Dr. Kaspar, Sie haben jetzt diesen Erlass einmal erläutert und haben gesagt, eine Entlassung, das war nur aus fiskalischen Gründen, also, ich meine, dass keine Berechnung, dass keine Kosten mehr entstehen. Das heißt, die Frau Verwaltungsdirektorin hat offensichtlich den Erlass falsch interpretiert, weil sie hat ja gemeint, nach drei Tagen braucht man nicht mehr suchen. Wir haben zwar in dem konkreten Fall am vierten Tag auch noch gesucht, aber das hat man halt sozusagen als Zusatzaufgabe gesehen. Also, ich glaube, das ist aufklärungsbedürftig, zum Ersten. Und zum Zweiten, Sie sagen, es gibt ein genaues Protokoll und das ist ja auch notwendig, der Inspektionsdienst muss ja ein genaues Protokoll führen über alle Maßnahmen, die gesetzt wurden und das muss ja auch der Kollegialen Führung vorgelegt werden. 

Ich hätte gerne den Beweisantrag gestellt, dass wir dieses Protokoll erhalten. Darf ich Sie, Herr Vorsitzender, bitten, dass wir das Protokoll bekommen vom Inspektionsdienst, der ja genau protokolliert hat, welche Maßnahmen im Fall des Herrn M. gesetzt wurden. (Zwischenruf) 

Dr. Kaspar: Darf ich was dazu sagen, bevor es Missverständnisse gibt?

Vorsitzender Dr. Körber: Ist das jetzt ein Beweisantrag, Frau Korosec?

GRin Korosec: Ja. 

Dr. Kaspar: Bevor es zu Missverständnisse kommt. Es ist dieser Suchplan und der Suchprozess und der Suchplan als sehr strukturiert und durchdacht eingestuft worden, die Prüfung ist noch im Gange und es sind verschiedene Protokollbücher bei der Hausaufsicht, bei der Dienstaufsicht, Standesbücher, EDV-mäßige Dinge untersucht, die sind noch im Gange, die Interne Revision überprüft das und ist noch nicht mit den Überprüfungen zu Ende. Also, ich glaube, welches Protokoll meinen Sie im Speziellen? Vielleicht war da ein Missverständnis?

GRin Korosec: Ich meine das Protokoll, das der Inspektionsdienst anfertigen muss, das heißt, der Inspektionsdienst ist ja auch, ich habe den Suchprozess hier, wo sehr klar steht, der Inspektionsdienst hat ein genaues Protokoll über Uhrzeit, verantwortliche Personen und Maßnahmen zu führen und der Inspektionsdienst verständigt dann die Kollegiale Führung. Das Protokoll müssen Sie ja bekommen haben und das ist offensichtlich auch über den dritten Tag hinausgegangen. Also, es sind weitere Maßnahmen gesetzt worden. Und dieses Protokoll würde ich bitten, dass wir als Beweisführung dem Ausschuss zuweisen könnten.

Vorsitzender Dr. Körber: Frau GRin Korosec, das betrifft ein Protokoll aus welchem Monat meinen Sie? (Zwischenruf) 

GRin Korosec: Nach dem Vorfall. 

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte?

GRin Korosec: Nach dem Vorfall. 

Vorsitzender Dr. Körber: Nach dem Vorfall.

GRin Korosec: Das heißt, nach dem 1. April wurde ja eingeleitet zuerst einmal vom Hausdienst und dann vom Inspektionsdienst die Suche. Und dann... 

Vorsitzender Dr. Körber: Also, ein Protokoll soll das sein, intern im GZW erstellt?

GRin Korosec: Ja. Das aber dann der Kollegialen Führung vorgelegt werden musste. Und dieses Protokoll ...

Vorsitzender Dr. Körber: Herr Zeuge, gibt es ein solches Protokoll?

Dr. Kaspar: Ich kenne das Protokoll nicht. Ich habe einen Zwischenbericht oder Zwischenergebnisse der Internen Revision. Ich habe die Interne Revision am nächsten Tag beauftragt, in Vertretung des Generaldirektors, der im Ausland war, in diesem Fall darf ich das, weil die Interne Revision ist ja dem Generaldirektor zugeordnet. Wenn Sie sich erinnern, habe ich erwähnt, dass ich keine eigene Interne Revision in der TU 1 habe, dass aber vereinbart ist, dass ich mich quasi dieser Dienste annehmen kann. Generaldirektor war im Ausland. Ich habe die Interne Revision beauftragt, das zu überprüfen und ich habe Zwischenergebnisse hier, die klar beweisen, ich kann das von der Internen Revision wiedergeben, dass auch am vierten und fünften Tag noch gesucht wurde. Ich habe selbst kein Protokoll persönlich aus dem GZW angefordert.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke. Weitere Fragen, Frau GRin Korosec?

GRin Korosec: Ja, Herr Dr. Kaspar. Sie kennen ja den Suchprozess, nicht? (Zwischenruf) Und hier steht ja klar und deutlich, der Inspektionsdienst hat ein genaues Protokoll über Uhrzeit, verantwortliche Personen und Maßnahmen auszuarbeiten und dann: „Der Inspektionsdienst verständigt die Kollegiale Führung.“ Ich meine, das steht schwarz auf weiß. (Zwischenruf) 

Dr. Kaspar: Ich bin nicht die Kollegiale Führung. Es wird mir nichts automatisch geliefert. 

GRin Korosec: Gut. (Zwischenruf)
Vorsitzender Dr. Körber: Mikro! 

Dr. Kaspar: Ich habe die Interne Revision beauftragt, den Suchprozess, die Maßnahmen, die Protokolle, die Aufzeichnungen zu überprüfen, wie das dort sich abgespielt hat und weiß Zwischenergebnisse und daher weiß ich, dass z.B. am 2.4. die Tür versperrt war am Dachboden, auch am 3.4. Wir haben aber keine Aufzeichnungen über den 1.4. 

GRin Korosec: Gut, aber es gibt in dem Suchprozess auch die Anweisung, dass eine Info an KAV geht und zwar von der Verwaltungsdirektion. Also, offensichtlich ist das versäumt worden.

Dr. Kaspar: Nein, das ist, jeder Vermisste wird gemeldet im so genannten Katastrophenjournaldienst und wird bei uns registriert. 

GRin Korosec: Aha, also die Registrierung wird vorgemerkt und dann - aber Sie erwarten keinen Abschlussbericht?

Dr. Kaspar: An und für sich wird ein Abschlussbericht, in dem Fall habe ich jetzt nicht rückgefragt, ob diese Person gefunden wurde. 

GRin Korosec: Danke.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke, Frau GRin Korosec. Herr Dr. Serles bitte.

GR Dr. Serles: Ja, Herr Direktor Kaspar, ich bin froh darüber, dass Sie bereit sind, über Zwischenergebnisse auch der Untersuchungen der Internen Revision hier zu berichten, nachdem die SPÖ ja leider die spontane Befragung vom Herrn Mag. Schwarz verhindert hat. Um es genau zu sagen, nicht nur die spontane Befragung, sondern bis dato generell die Befragung vom Herrn Mag. Schwarz. Was ich wirklich noch nicht glauben kann. Wir möchten Ihnen daher noch einmal die Gelegenheit geben zu beweisen, dass das Irrtum war und wir werden daher die Zeugeneinvernehmung vom Herrn Mag. Schwarz jedenfalls auch noch einmal schriftlich beantragen. Das sage ich nur dazu. Um diese Haltung, die ich nicht ganz glauben kann, entweder zu ... 

Vorsitzender Dr. Körber: Herr Dr. Serles, Sie haben jetzt das Fragerecht an den Zeugen Dr. Kaspar.

GR Dr. Serles: Herr Vorsitzender! Das mit den Fragen ist schon gut, weil nämlich Herr Direktor, ich bin ein bisschen verwundert, weil und das möchte ich jetzt hinterfragen, weil Sie gesagt haben, dass die Interne Revision offenbar im Wege eines Zwischenergebnisses festgehalten hat, dass der Suchprozess im GZW strukturiert und durchdacht gewesen sei. Frage: Der Suchprozess den Herrn M. betreffend oder meint die Interne Revision mit dieser Feststellung strukturiert und durchdacht generell die Verfahrensanweisungen und Verwaltungsanweisungen hinsichtlich der Suche von vermissten Patienten?

Dr. Kaspar: Ich glaube, es ist generell gemeint. 

GR Dr. Serles: Herr Direktor Kaspar, können Sie uns sagen, welche Unterlagen die Interne Revision bewertet hat, als sie zur Feststellung, zum Zwischenergebnis gekommen ist, der Suchprozess im GZW sei strukturiert und durchdacht?
Dr. Kaspar: Nicht komplett. Ich weiß nicht alle Unterlagen, die eingesehen wurden. 

GR Dr. Serles: Uns liegen seit fünf Minuten Unterlagen vor, die den Suchprozess im GZW beschreiben. Ich muss gestehen, ich bin erschüttert und verwundert darüber, wenn es sich bei diesen drei Seiten, die uns die Frau Verwaltungsdirektorin übergeben hat, um die vollständige Beschreibung des Suchprozesses handeln würde. Ich frage Sie daher, weil ich möchte nämlich meine Wertung begründen. Am Blatt 1, das uns da übergeben wurde, das überschrieben ist mit Suchprozess bei Abgängigkeit von Patienten, gibt es einen Lageplan vom GZW. Leicht erkenntlich. Blatt 2 ist ein laienhaft produziertes Diagramm, da steht drauf „von der Abteilung sofort zu erledigen“ und dann gibt es irgendwie auf den ersten Blick durchaus einsichtige Abläufe. Und dann gibt es ein Blatt 3, ich nehme an, es könnte sich um den detaillierten Suchprozess handeln, weil da ist ein bisschen mehr drauf als am Blatt 2. Da steht drauf „Suchprozess bei Abgängigkeit von Patienten im GZW“ und da wird auch in etwa sehr oberflächlich da beschrieben, wie vorzugehen ist. Könnte es sich, Herr Direktor Kaspar, bei diesen drei Seiten um die vollständige Beschreibung des Suchvorganges von vermissten Patienten im GZW handeln? Oder gibt es umfangreichere Unterlagen, die uns zurzeit nicht zur Verfügung stehen, die die Suche nach vermissten Patienten im GZW detailliert regeln.

Vorsitzender Dr. Körber: Bevor Sie antworten, Herr Doktor: Haben Sie das vor sich? (Zwischenruf) Ja, bitte dann um Ihre Antwort.

Dr. Kaspar: Meiner Beurteilung nach ist das ein Flussdiagramm, wie vorzugehen ist und es gibt zwei verschiedene Suchprozesse. Ein Suchprozess, was routinemäßig gemacht wird, wenn keine Gefahr in Verzug ist und das wäre das Blatt 1. Man müsste es auch in Farbe haben, meiner Meinung nach, und ein zweites Blatt Suchprozess bei Gefahr in Verzug, der anders abläuft. Und der Lageplan, der hier zum Lächeln veranlasst, was ich nicht verstehe, zeigt nur die Gebäude, hier rot eingetragen, die leer stehend sind oder die nicht bewohnt sind oder wo keine Personen drinnen sind, denen also besondere Aufmerksamkeit gelten. Jedenfalls Regionen, wo Büsche sind oder Sträucher sind. Also, der Lageplan ist ein Zusatz, wo die Hausaufsicht suchen muss. Wenn ein Suchprozess bezüglich eines Abgängigen in den anderen Abteilungen, Stationen stattfindet und deswegen kann man nicht beantworten, ob es 8 Personen oder 10 Personen sind, dann sind es vielleicht 100 Personen, weil das schneeballartig weitergeleitet wird und die bewohnten Pavillons natürlich von den Personen, die dort arbeiten, abgesucht werden und deshalb lässt sich auch die Zahl nicht so genau bekannt geben.

Das, was Sie hinterfragt haben, ja, wer ist denn dann zuständig? Der Suchprozess hier zeigt die Kommunikation, die Verantwortung. Der Hausaufseher hat das zu tun, die andere Person hat das zu tun und dieser Plan zeigt nur die Gebäude und die Stellen im ganzen Gelände, die von der Hausaufsicht oder von anderen Personen, die der Hausaufsicht zugeteilt werden, durchsucht werden müssen. Die leeren Flecken sind die Pavillons, die mit Bewohnern belegt sind, und wo Leute arbeiten, wo Schwestern, Ärzte arbeiten. Wenn dort der Vermisste auftaucht, erkennen die sofort, dass er nicht zu Ihnen gehört, aber blitzartig, die wissen, dass jemand gesucht wird im Haus und die werden anrufen und werden sagen „Wir haben da - wo können wir uns vorstellen, wo der hingehört?“ (Zwischenruf) Das ist ein Flussdiagramm eines Prozesses, der auch von mir positiv beurteilt wird. Wie es sich dann abgespielt hat, wie es durchgeführt wurde, muss ich den endgültigen Bericht abwarten. (Zwischenruf)
Vorsitzender Dr. Körber: Mikro!

Dr. Kaspar: Ob der Prozess ordentlich durchgezogen wurde, kann ich jetzt nicht sagen.

GR Dr. Serles: Ja, aber noch einmal die Frage: Handelt sich bei diesen drei Seiten um die vollständige Beschreibung des Suchprozesses für vermisste Patienten oder gibt es darüber hinaus noch andere detaillierte Verfahrensanweisungen.

Dr. Kaspar: Ich kann das nicht exakt beantworten, ich gehe aber davon aus, wenn Arbeitsgruppen gearbeitet haben mit vielen Personen, dass hier Protokolle gibt und dass es wahrscheinlich mehr gibt als diese zwei Blätter. Das ist das Flussdiagramm des Suchprozesses. 

GR Dr. Serles: Gut. Ich halte jetzt nur einmal fest, das ist natürlich jetzt unbefriedigend - der Zeuge wird uns da nicht weiterhelfen können - für uns, weil wir überhaupt nicht beurteilen können zum gegenwärtigen Zeitpunkt, wie der Suchprozess jetzt tatsächlich strukturiert ist. Ich halte daher noch einmal fest, in Richtung SPÖ, die Vernehmung des Leiters der Internen Revision ist ein Thema, weil der Kaspar uns jetzt auch ein Werturteil der Internen Revision hinsichtlich des Suchprozesses geliefert hat. Die Interne Revision hat festgestellt, der Suchprozess ist strukturiert und durchdacht. Ich möchte nur an einem einzigen Beispiel festhalten und da danke ich Ihnen für Ihre weiter gehenden Erläuterungen, dass beispielsweise dieser Lageplan, wobei, dass wir uns nicht falsch verstehen, ein Lageplan in einer Suchanweisung ist natürlich etwas Elementares. Aber dass allein dieser Lageplan für mich nicht lesbar ist. Sie haben mir jetzt gesagt, also die bei Ihnen roten, bei mir, ich habe da keine Farbkopie, dunklen Flächen sind die leer stehenden Flächen. Aus einer Legende zu diesem Lageplan geht dieser wichtige Hinweis überhaupt nicht hervor, das heißt, ich weiß nicht sozusagen, ob man auf Basis dieses Lageplanes tatsächlich auch, nämlich, ich könnte dort in Lainz nicht suchen. Jetzt können Sie mir vorwerfen, ich werde dort nicht eingeteilt für eine Suche, aber wir haben ja auch herausarbeitet, dass die Leute, die für Suchen rekrutiert werden, bisher auch keinen einzigen Ausbildungstag genossen haben. Es wurde nicht einmal eine einzige Probesuche durchgeführt. Das heißt, wir haben ja jetzt einen Befund, der für uns geradezu abenteuerlich ist, die Suche nach Vermissten im GZW ist, wie wir wissen, seit heute wissen, ein alltäglicher Vorgang. Jetzt weiß ich schon, das sind nicht immer Patienten, die tagelang weg sind, es gibt Patienten dabei, die sind halbe Stunden, stundenweise abgängig. Aber es handelt sich bei der Suche um einen alltäglichen Vorgang im GZW. Und Stand jetzt, wissen wir, es gibt drei Seiten, zwei Flussdiagramme und einen Lageplan, bei dem ich mich beispielsweise schon nicht auskenne und die Leute, die suchen müssen, sind alles andere als dafür ausgebildet, weil sie in Wahrheit sich aus Krankenpflegern und aus den Hauspartie rekrutieren. Das ist kein Vorwurf, das muss wohl so sein. Aber nicht beispielsweise wie Brandschutzbeauftragte, die haben ja auch eine Zusatzausbildung. Die werden ja auch geschult. Überhaupt keine Ahnung haben, wie professionell sie bei der Suche eigentlich vorgehen müssten.

Vorsitzender Dr. Körber: Nun die Frage bitte, Herr Dr. Serles!

GR Dr. Serles: Daher frage ich Sie, Herr Direktor, wie beurteilen Sie die Tatsache, dass es dort für die Leute, die suchen, null Ausbildung gegeben hat?

Dr. Kaspar: Erstens kann ich das nicht nachvollziehen. Zweitens möchte ich sagen, dass dieser Lageplan für mich... (Zwischenruf) Für mich ist dieser Lageplan sehr wohl aufschlussreich. Sie müssen ihn in Farbe haben. Mit schwarz wird etwas beschrieben, mit rot wird was beschrieben. Ich lese es vor. Rot heißt detaillierte Suche der Betriebsbediensteten, Inspektionsdienste, Krankenhausträger, Leichenträger, a,b,c,d,e, Festsaal, Kirchenkeller, Anstaltsgebäude und das ist halt in Farbe festgehalten. Diese Flächen sind die nicht bewohnten Flächen und sie sind extra ausgehoben. Das können Sie überbewerten oder unterbewerten. Das möchte ich jetzt nicht näher kommentieren. Ich kenne viele Häuser aus persönlichen Erfahrungen, aus Besuchen und ich weiß, dass die Hausaufsicht sehr wohl genau weiß, wo, die haben ja auch Hausverstand, ich gehe auch davon aus, dass sie Schulungen haben. Wir haben mindestens 20 Beauftragte in den Spitälern. Wir haben einen Aufzugsbeauftragten, wir haben nicht nur Brandschutzbeauftragte, (Zwischenruf) einen Hygienebeauftragten. Mir ist nicht bekannt, dass es einen Suchbeauftragten gibt. Insofern haben Sie Recht. Ich sehe es auch nicht als Spaß. 

GR Dr. Serles: Nächste Frage bitte, Herr Dr. Serles.
Dr. Kaspar: Sondern ich sehe es als ein tagtägliches Bemühen des Personals dort, in diesem Spannungsfeld zwischen Autonomie und Obsorgepflicht die Pflicht zu erfüllen.

GR Dr. Serles: Herr Direktor, noch ein anderer Problemkreis, nämlich der Pavillon, ich glaube es ist der XVIIer, um den es da geht. (Zwischenruf) XIIIer. Wo der Herr M. gefunden wurde und der leer... (Zwischenruf) Ja, Sie haben den Vorrang einer Farbkopie. Ich habe leider keine Farbkopie. (Zwischenruf) So ist es nicht einmal lesbar. (Zwischenruf) Aber, Herr Direktor Kaspar, (Zwischenruf) der Pavillon XIII war oder ist wie wir gehört haben, ein leer stehender Pavillon. (Zwischenrufe)
Vorsitzender Dr. Körber: Mikro!

Dr. Kaspar: Herr Barnet, es ist besser, wenn die Straße angegeben ist, als Norden angegeben ist, weil die Leute können sich dann nicht so orientieren mit dem Norden.

Vorsitzender Dr. Körber: Meine Herren! Bitte wieder Beruhigung und nächste Fragestellung.

GR Dr. Serles: Zu einem anderen Thema. Zur Frage des leer stehenden Pavillons XIII. Wir stehen ja vor dem Rätsel, wieso der Herr M. im versperrten Dachboden gefunden worden ist und ich nehme einmal an, ich weiß, das ist jetzt eine Suggestivfrage. Ich stelle sie trotzdem. Sie können dieses Rätsel zurzeit noch nicht aufklären?

Dr. Kaspar: Sie nehmen richtig an.

GR Dr. Serles: Herr Generaldirektor, haben in dem Pavillon Bauarbeiten stattgefunden?

Dr. Kaspar: Am Dachgeschoss gibt es zwei Aufzugsgebäude oben, Betriebsgebäude. Wir haben, das ist ja auch überprüft worden, wer Schlüsseln dazu hatte, die Wertigkeit des Dachgeschosses in der Schlüsselhierarchie war nieder gelegt, sehr nieder angesetzt, sodass Generalschlüssel dort gesperrt haben. Schlüssel, wenn jemand auf ein Dachgeschoss gehen wollte, musste er von der Hausaufsicht die Schlüssel abholen. Es wird dokumentiert und musste sie zurückbringen. Was ebenfalls dokumentiert wird. Es gibt eine Ausnahme, dass die Aufzugsfirma Otis, die dort die Aufzüge gewartet hat, einen Schlüssel hatte. Weitere Annahmen wären Spekulation. Es ist nachvollziehbar, dass am 2.4. und am 3.4. diese Tür verschlossen war am Dachboden. Es wurde aber nicht aufgesperrt und der Dachboden durchsucht. (Zwischenruf) Weil man angenommen hat, dass es immer versperrt ist. 

GR Dr. Serles: Das heißt, es gibt eine Dokumentation, der man entnehmen kann, wer sich wann einen Schlüssel für den Pavillon XIII besorgt hat, der auf den Dachboden fährt. 

Dr. Kaspar: Außer die Aufzugsfirma, die hat den Schlüssel, ich weiß nicht, ob es zwei sind, das kann ich jetzt nicht beantworten. Da müsste man ins Detail gehen. Aber die Firma Otis, der Elektriker oder der Aufzugsmonteur hat einen Schlüssel. 

GR Dr. Serles: Ich habe eingangs die Frage gestellt, ob in dem Pavillon Bauarbeiten stattgefunden haben und daher Professionisten im Besitz von Schlüssel waren, weil sie dort drinnen... (Zwischenruf) 

Dr. Kaspar: Meines Wissens nach nicht. Es war, in dem Gebäude ist eine Ambulanz unten im Erdgeschoss, dann waren noch Räumlichkeiten für den Unterricht für den Pflegerhelferlehrgang. Das Haus wurde immer abgesperrt, die Außentüre, ich weiß jetzt nicht den Zeitpunkt, wann am Abend, wobei hier das Schloss sich immer von innen öffnen lässt, dass es zwar von außen nicht zu öffnen ist, aber von innen kann man den Pavillon verlassen. 

Vorsitzender Dr. Körber: Verstehe ich Sie richtig, Herr Dr. Kaspar, dass keine Heiminsassen oder Patienten in diesem Pavillon untergebracht waren?

Dr. Kaspar: Ja. Das ist richtig. Danke.

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte. Herr GR Deutsch bitte. 

GR Deutsch: Herr Vorsitzender! Herr Dr. Kaspar! Meine sehr geehrten Damen und Herren! Es ist in der heutigen Befragung immer das Thema auch der freiheitsbeschränkenden Maßnahmen bzw. man könnte umgekehrt auch sagen, sicherheitsunterstützende Maßnahmen angesprochen wurden. Alleine diese Begrifflichkeit zeigt ja bereits das Dilemma, um das es eigentlich geht, nämlich einmal den Schutz des Freiheitsanspruches des Bewohners bzw. des Patienten als menschliches Grundrecht und auf der anderen Seite eben gerade die Einschränkung dieses Grundrechts aus Sicherheitsgründen. Sie haben ja bei Ihrer ersten Befragung Anfang Jänner auch darauf hingewiesen, Sie haben gemeint, es ist immer eine Handlung im Spannungsfeld zwischen der Autonomie des Menschen und der Obsorgepflicht und jetzt mag es wahrscheinlich schwierig sein, manches Mal auch diese Grenze zu ziehen, wann eine Beschränkung der Sicherheit vor Gefahr dient. Daher meine Frage: Wie wird hier der Konsens zwischen den Pflegepersonen und dem Arzt über die Art und das Ausmaß der beschränkenden Maßnahmen festgestellt und wird das auch in der Dokumentation festgeschrieben?

Dr. Kaspar: Das Heimgesetz, das kommt, das Aufenthaltsheimgesetz beschreibt dann freiheitseinschränkende Maßnahmen detaillierter und entsprechende Ausnahmegenehmigungen. Ich gehe aber trotzdem davon aus, dass es noch immer sehr schwierig sein wird und es Grauzonen gibt. Derzeit gibt es keine gesetzliche Regelung und es muss das Pflegepersonal gemeinsam mit dem ärztlichen Personal und entsprechende freiheitseinschränkende Maßnahmen müssen selbstverständlich dokumentiert sein, muss in einem Konsens, in einer interdisziplinären Diskussion stattfinden. 

Ich darf Ihnen ein Beispiel bringen. Auf der Demenzstation, die ich besucht habe in Klosterneuburg, sind auch elektronische Sicherheitsvorkehrungen und trotzdem ist eine Person einmal in der Stadt Klosterneuburg aufgegriffen worden von Passanten oder von der Polizei. Man hat daraufhin sich zusammengesetzt, hat mit den Angehörigen gesprochen, mit dem Sachwalter, mit allen betreuenden Personen und ist zu dem Entschluss gekommen, weil diese Dame so gerne spazieren gegangen ist und immer wieder die Station verlassen wollte. Sie hat sonst das Haus nicht verlassen. Dass man trotzdem das wieder gewährt. Also, wirklich eine Grauzone im rechtlichen Bereich, wo sehr viel Menschlichkeit notwendig ist, sehr viel Wissen um Demente und eine Verantwortung, die von Pflegepersonen und Ärzten übernommen wird, die sicher nicht sehr leicht genommen wird oder sehr leicht übernommen werden kann. 

Wenn dieser Patient M. oder dieser Bewohner M., wenn man dem gesagt hätte, er kriegt ein elektronisches Armband oder Fußband, dann hätte er das sicher abgelehnt. Er war orientiert, autonom, hat gesagt, ich gehe jetzt in die Stadt, ich gehe jetzt weg, auf Wiedersehen. Es gibt auch schon in diesen Zwischenergebnissen sehr viele quasi Tatsachen bezüglich des Patienten M. Er war übrigens viermal, das wusste vielleicht die Frau Direktor Dr. Rosenberger-Spitzy nicht, weil das war schon 85, viermal länger als 24 Stunden weg. Ist einmal vom Wagner-Jauregg-Krankenhaus dort gefunden worden, dort war er einmal in psychiatrischer Behandlung in Linz, das Geriatriezentrum ist verständigt worden, er war einmal, ich habe es jetzt nicht im Kopf, ich müsste nachschauen, also in deren Bereichen, in Oberlaa, glaube ich, ist er einmal aufgefunden worden. Also, es ist schon vorgekommen, dass er länger als 24 Stunden weg war. 

Normalerweise, und das geht sicher in die Hundertschaft, war er bis 22.00 Uhr weg. Also, er hat sich unangemeldet oder ohne Beurlaubung oder zu ersuchen, hat er die Station verlassen. Des Öfteren ist er gefunden worden bei einem Coca Cola-Automaten in einem Pavillon. Das hat man schon gewusst. Da ist irgendwer suchen gegangen. Also, man hat diesen Bewohner schon sehr gut gekannt, der autonom gehandelt hat, das auch eingefordert hat und gesagt hat, ich gehe jetzt. Man konnte sich fast verlassen, dass er bis 22.00 Uhr wieder zurückgekommen ist. Viermal war er auch über die Nacht weg. Ich weiß aber nicht im Detail, wie lange das gedauert hat. Und zu diesem Spannungsfeld kann man nur sagen, dass man diesen Bewohner sicher nicht festhalten hätte können. Egal, ob durch Versperren einer Türe oder wieder einem elektronischen Arm- oder Fußband. Ich glaube, dass das nicht möglich gewesen wäre. Ich glaube, dass ich mir diese Einschätzung zutrauen darf. 

Vorsitzender Dr. Körber: Danke. Bitte Herr GR Deutsch.

GR Deutsch: Meine Frage ist damit auch im Zusammenhang, weil auch die Frage also des Suchplanes ja heute schon mehrfach angesprochen wurden, die Frau Dr. Rosenberger-Spitzy hat ja gemeint, im Jahr 2003 sind etwas mehr als 2 000 Personen abwesend gewesen. Der Suchplan ist angewandt worden und es sind ja die Abwesenden im Jahr 2003 auch alle gefunden worden. Sie hat aber auch gesagt, dass der Herr M. das Armband sich auch selbst entfernt hat. Jetzt haben Sie auf die rechtliche Grauzone hingewiesen. Das Heimaufenthaltsgesetz, das ja mit 1. Juli nächstes Jahres in Kraft tritt, soll ja dann auch diese freiheitsbeschränkenden Maßnahmen regeln, auch was die Verwendung von elektronischen Sicherungsmaßnahmen betrifft, es ist aber dann gleichzeitig in den Erläuterungen angeführt, dass der Einsatz dieser elektronischen Überwachungsmaßnahmen dann eine Freiheitsbeschränkung ist, wenn bei Auslösung des Alarms unmittelbare freiheitsentziehende Folgen zu erwarten sind. Darunter ist auch bereits gemeint, dass der Betreute zurückgeholt wird. Also, wie soll hier, ich orte auch hier einen Widerspruch, nämlich zwischen der gesetzlichen Bestimmung einerseits und der Erläuterung dann in der Folge, welche Erfahrungen haben Sie auf Grund der Pilotversuche, die es ja bereits gibt. Sie haben diese ja auch bereits angesprochen, wie kommt man mit diesem Widerspruch auch zurecht und ist an eine Ausweitung der Pilotversuche gedacht?

Dr. Kaspar: Ich glaube, man muss schon grundsätzlich unterscheiden zwischen einem dementen Bewohner, der wirklich nicht autonom entscheiden kann und eben, wie es uns ja auch einmal passiert ist, dann über Monate abgängig war, und einem regelmäßig in, quasi, Besuche außerhalb des Anstaltsgeländes macht. Das ist eine offene Station. Auch auf einer Psychiatrie wäre der Herr M. auf einer offenen Station und könnte dort jederzeit das Anstaltsgelände verlassen und niemand könnte ihn daran hindern oder dürfte ihn daran hindern.

Ich sehe es ein wenig anders bei Dementen. Auch die Ethiker, die noch vor ein, zwei Jahren eher gewarnt haben vor diesen elektronischen Maßnahmen, gehen immer den Weg oder sagen jetzt schon, ich zitiere zum Beispiel Prof. Löwe, ein bekannter Medizinethiker, der dann sagt, ja, aber es ist ein gewisser Zynismus über die Autonomie dann zu sprechen, weil diese Person gar nicht wirklich autonom entscheiden kann, sodass man sich schon damit befassen sollte, eben gewisse Einrichtungen, elektronische Einrichtungen auch gesetzlich zu akzeptieren.

Die Erfahrungen dieser Demenzstationen mit diesen elektronischen Einrichtungen sind gut, weil diese dementen Personen dann geholt werden, in den Arm genommen werden, zurückgeführt werden, ohne irgendein Problem. Das muss man völlig trennen von Herrn M., der sagt, ich gehe jetzt in die Trafik und auf Wiedersehen. Also, das sind zwei verschiedene Welten. In der Welt der Dementen, glaube ich, werden diese elektronischen Mittel so wirklich sparsam und entsprechend dokumentiert und über alle - im Heimgesetz sind da ja mehrere Stufen der Meldepflicht vorhanden -, glaube ich, hilfreich sein, auch im Sinne dieser dementen Bewohner, dass sie uns nicht verloren gehen und dann vielleicht zu Schaden kommen. Aber mit dieser Problematik leben hunderte und tausende Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter in unseren Pflegeeinrichtungen, auch in den Spitälern schon, auch in den Akutspitälern sind ja sehr viele verwirrte Leute, oft nur aktuell verwirrt oder akut verwirrt, und ich kann nur dazu sagen, dass man mit diesem Problem des Spannungsfeldes zwischen Autonomie und Obsorgepflicht weiterhin leben wird müssen und es wird immer wieder Debatten darüber geben, wenn jemand eben verloren geht, dass man zu wenig aufgepasst hat. Genauso gibt es ja immer die Debatten, wenn irgendwo eine freiheitseinschränkende Maßnahme gesetzt wird.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke, Herr GR Deutsch. Frau Dr. Pilz, bitte.

GRin Dr. Pilz: Herr Dr. Kaspar, ich gebe Ihnen da vollinhaltlich Recht. Also, wenn das Ende dieser schrecklichen Erfahrung das wäre, dass man einem Menschen wie diesem Herrn M. künftig ein elektronisches Armband zumuten würde, das würde ich als eine Entwicklung in die völlig falsche Richtung ansehen, wiewohl die Thematisierung der Frage der freiheitsbeschränkenden Maßnahmen hier in dieser Kommission eigentlich immer zu wenig der Fall war. Ich habe versucht, das durchaus einfach auch in dem Zusammenhang mit der Notsituation, in der das Personal auch oft steht mit dieser Frage, in dem Zusammenhang, finde ich, wird nur was verwechselt, Herr Dr. Kaspar, denn das Zynische an dem Fall ist ja, man hat ihm ja die Freiheit beschränkt. Er ist ja eingesperrt worden und daher ist er ja zu Tode gekommen. Sein Problem war nicht, dass er frei war, sondern dass er eingesperrt war und er hat sich nicht ausgesucht, dass ihm jemand den Dachboden (Zwischenrufe) – bitte, Frau Ramskogler, lassen Sie bitte gerade mich reden – dass jemand hinter ihm zusperrt. Das hat er sich wahrscheinlich nicht ausgesucht.

Das Problem, das ich hier sehe, ist an der schieren Unübersichtlichkeit und baulichen Unzulänglichkeit des Areals, dass es einfach möglich sein kann, in einem kleinen Haus würde mindestens zweimal die Woche der Hausmeister auf den Dachboden gehen, weil ein kleines Haus auch diese Logik hat, hier kann es einfach sein, dass man monatelang nicht nachsieht und da hätten auch andere Menschen, die nicht Bewohner und Bewohnerinnen sind, eingesperrt werden können. Ich schaue auf den Lageplan und sehe, da ist ein Kindergarten. Wer kann verhindern, dass Kinder verstecken spielen und einer auf diesen Dachboden geht. Was wäre hier los, wenn auf diesem Dachboden ein Kind gestorben wäre, weil es jemand eingesperrt hat, unwillentlich und unwissendlich.

Wissen Sie, der Punkt ist, den man hier anschauen muss, dass es hier ein Haus gibt, das nicht administrativ unter Kontrolle zu halten ist und dass das große Problem das ist, dass man eine verletzbare Klientel hat, mit der dann halt so etwas leichter passiert. Und darum frage ich Sie, ist es zumutbar, dass nach diesem großen Lageplan es so viele Areale des verschwiegenen Verschwindens geben kann, das kann doch nicht im Interesse von Ihnen als des zuständigen Direktors sein?

Dr. Kaspar: Also, über die Zumutbarkeit möchte ich jetzt vielleicht nicht sprechen, aber ich möchte sagen, dass mir lieber wäre, wenn wir kleine, überschaubare Pflegeeinrichtungen, wohnungsnahe oder bezirksnahe Pflegeeinrichtungen hätten und ich glaube, dass das ja auch in allen Diskussionen hier in der Untersuchungskommission diskutiert wurde und zu Tage getreten ist, dass das eigentlich jeder will, der sich mit der Materie auseinander setzt. Aber auf der anderen Seite müssen wir mit der Gegebenheit leben, haben wir sehr viele pflegebedürftige Patienten oder Bewohner. Und ich glaube, es ist schon sehr viel darüber gesagt worden, dass wir auf der einen Seite es so gut als möglich bewahren müssen, damit wir keinen Engpass in der Versorgung der pflegebedürftigen Patienten, die von den Wohnungen oder von den Spitälern kommen, haben, auf der einen Seite, und auf der anderen Seite, dass kleinere Pflegeeinrichtungen eingerichtet gehören und es sind ja auch zwei dieser - GZ Nord, GZ Süd - in den letzten Jahren eingerichtet, errichtet und eingerichtet worden.

Ich kann nur wiederholen, was ich schon bei der ersten Aussage gesagt habe, dass diese Entwicklung sicher rascher jetzt vorangehen wird, es gibt auch klare Bürgermeisteraussagen, und ich sehe das insofern positiv, aber ich kann nicht sagen, es ist unzumutbar, was jetzt vorhanden ist. Es ist vorhanden und man muss auch manchmal mit Vorhandenem leben können.

GRin Dr. Pilz: Aber wie lange man damit leben können muss in dieser Stadt, können wir ja trefflich streiten und meine Hoffnungen sind in den letzten Wochen geschwunden, dass wir da bald Änderungen sehen. 

Ich möchte trotzdem auf das so fatale Hinnehmen von Fakten, das Undiskutierte, das offensichtlich im Krankenanstaltenverbund der Fall ist, zurückkommen, nämlich, dass die Frau Dr. Rosenberger-Spitzy gesagt hat, dass es 300 Patienten, in dem Fall muss man wirklich sagen Patienten, Bewohner/Bewohnerinnen mit anderen Diagnosen als einer geriatrischen im GZW leben – Suchterkrankte, Alkoholerkrankte, forensische Patienten, psychiatrische Patienten und den Fall finde ich besonders empörend, wenn ein Asthmatiker, der Mitte dreißig in den tiefen sechziger Jahren einzieht und bis heute findet es niemand seltsam, dass der in einer abgewohnten Langzeitstation leben muss, obwohl er bloß Asthma hat und er ist durchaus heute noch sehr, sehr mobil und rüstig und würde nicht einmal heute mit seinen Mitte siebzig in ein Geriatriezentrum gehören müssen. Und die Frau Dr. Rosenberger-Spitzy hat gesagt, was wollen Sie, die Alternative ist unter der Brücke. 

Ist das für Sie als Teilunternehmensdirektor tatsächlich für 300 Menschen, für die Sie medizinisch zuständig sind, die Alternative: Altenpflegeheim, 8-Bett-Zimmer, wenige Ausnahmen in gerontopsychiatrischen Stationen, aber die Mehrheit in Tristesse und das durch Jahrzehnte. Halten Sie das für eine vertretbare Politik?

Dr. Kaspar: Ich glaube, dass die Ausdrucksweise „unter der Brücke“ nur etwas überspitzt war, in Wirklichkeit nicht so gemeint war oder etwas überzeichnen wollte, aber die Frau Direktor Rosenberger-Spitzy hat einige Dinge schon sehr richtig gesagt, dass man jemanden, der sehr lange in einer Einrichtung ist, nicht so einfach verlegen kann, entwurzeln kann.

Ich erinnere, ich habe selbst damit sehr viel zu tun gehabt, wie wir in der Psychiatrie, in den psychiatrischen Krankenhäusern, zum Beispiel Otto-Wagner-Spital, Förderpflegeheim versucht haben, diese Patienten, Bewohner in Wohnbereiche zu bekommen, was es für Proteste gegeben hat von Angehörigen, von Sachwaltern, von vielen Personen, die rundherum mit der Betreuung dieser Personen zu tun gehabt haben. Es gibt hier kein klares Weiß und kein klares Schwarz, sondern wenn jemand  schon vor 40 Jahren aufgenommen wurde – und ich glaube, die Frau Direktor hat das auch ganz klar gesagt, heute würde dieser asthmakranke Patient oder der Herr M. nicht mehr aufgenommen werden im Geriatriezentrum Am Wienerwald, weil sich die Differenzierung ja weiter chronologisch gezogen hat. Es ist ja eine Aufnahmestation, ein geriatrisches Assessement und vieles mehr eingerichtet worden, aber wir haben mit dieser Situation, auf diese Situation insofern reagiert, nachdem diese psychosoziale Ambulanz eingerichtet wurde, dass wir gesagt haben, wir brauchen auch Primarärzte, die eine psychiatrische Kompetenz haben. Diese Entwicklung war ja eben in Richtung der Versorgung, der richtigen Versorgung dieser Bewohner oder Patienten. Und man kann das jetzt nicht umdrehen und sagen, man muss die jetzt alle blitzartig rausschmeißen, und ich glaube, das hat Frau Dr. Rosenberger-Spitzy mit der Brücke gemeint und diese Ausdrucksweise ist einfach überspitzt, aber sie hat es inhaltlich nicht so gemeint.

Wir müssen damit umgehen, dass Leute vor 20, 30, 40 Jahren eine Versorgung benötigt haben, sich selbst nicht versorgen konnten. 

Ich habe mir die Krankengeschichte von Herrn M. genau durchgesehen, diese Krankengeschichte. Ich finde, er ist schon pflegebedürftig, aber alleine kann sich dieser Patient, ich sage jetzt bewusst Patient, zu Hause nicht versorgen, er ist inkontinent und vieles mehr. Aber er muss nicht akut in einer Krankenanstalt sein, die eine psychiatrische Abteilung hat, weil er ja chronisch erkrankt ist und er nicht immer akut psychiatrisch erkrankt ist. Er war ja auch zwischenzeitlich immer wieder im psychiatrischen Krankenhaus zur Behandlung.

Vorsitzender Dr. Körber: Frau Dr. Pilz, Sie haben vorhin den Ausdruck gebraucht, "die Mehrheit in Tristesse". Ich möchte eigentlich schon im Interesse der Objektivität und auch innerhalb jener Menschen, denen irgendwie eine geriatrische Behandlung bevorsteht, dass wir hier schon gehört haben, dass es auch im GZW Am Wienerwald durchaus positiv zu bewertende Pavillons gibt. Also, das würde ich hier bitten.

GRin Dr. Pilz: „In Mehrheit“, Herr Vorsitzender, "in Mehrheit in Tristesse" habe ich jetzt bezogen auf jene Menschen, die überhaupt nicht alt sind, denen, wie gesagt, höchstens eine Asthmaerkrankung das Leben schwer macht oder die als psychiatrische Patienten sich vielleicht auch was anderes vorstellen können, als unter lauter Über-Achtzigjährigen zu leben und insofern möchte ich die Tristesse schon noch betonen.

Ich wollte Ihnen aber doch entgegen halten, Herr Dr. Kaspar, dass die Frau Dr. Rosenberger-Spitzy von heute gesprochen hat und von dem Umstand, dass, wenn ein Mensch, der durch seine soziale oder sonstige Lebenssituation oder durch seine Obdachlosigkeit ein Fall für öffentliche betreuende Intervention wird, dann ist es halt so, den kann man nicht abweisen und auch heute ist das GZW dafür die Anlaufstelle als Auffangbecken für alle Mühseligen und Beladenen der Stadt.

Halten Sie – die Namensänderung hat ja auch einen Kurs vorgegeben – GZW heißt ja nicht allgemeiner Auffangort für alle psychisch Kranken, Obdachlosen, Alkoholiker usw., usw. Man hat ein Programm, aber gleichwohl mutet man den psychisch Kranken den Aufenthalt dort zu, man mutet es auch den geriatrischen Patienten zu, weil dort sind oft ein Klientel, die sich miteinander schwer vertragen und man mutet es auch dem Personal zu.

Wieso meint man, und das frage ich Sie jetzt als Direktor, dass man diese undifferenzierte Zumutung an die Einrichtung hier durch Jahre aufrecht erhalten kann und sie offensichtlich auch nach wie vor aufrecht erhält?

Dr. Kaspar: Also, ich möchte Ihnen widersprechen, dass man es nach wie vor aufrecht erhält, weil alles was hier zitiert wird, sind immer so – ich erinnere auch an die Frau, jetzt ist mir der Name entfallen, Frau K., die war 38 Jahre dort und Sie erwähnen jetzt den Asthmatiker, 40 Jahre und jetzt der Herr M. – also, ich gehe auf jeden Fall davon aus, dass wir lernfähig sind und dass es eine dynamische Entwicklung gibt. Es ist die Differenzierung im Geriatriezentrum Am Wienerwald, in den letzten Jahren laufend hat die stattgefunden in verschiedenen Bereichen. Ich habe schon erwähnt die psychosoziale Ambulanz. Es gibt dort fünf Psychologen, also auch schon von der Ausbildung und von den Leuten, die dort betreuen, wir haben das Primariat eben mit einem Gerontopsychiater besetzt. Es ist ja darauf reagiert worden. Man kann ja jetzt nicht sagen, dass das alles statisch weiter besteht.

GRin Dr. Pilz: Faktisch – da muss ich Sie unterbrechen - (Zwischenrufe) 

Dr. Kaspar: Wie die Frau Dr. Rosenberger-Spitzy begonnen hat als ärztliche Direktorin waren es 3 200 Betten, jetzt sind es 1 950 Betten. Also, man kann ja nicht sagen, dass da alles statisch ist. Es ist Ihnen offensichtlich zu wenig schnell.

GRin Dr. Pilz: Es ist zu wenig an Strukturänderung, Herr Dr. Kaspar. Es ist nach wie vor der Fall, dass psychisch Kranke eingewiesen werden ins GZW. Es gibt zum Beispiel den Fall eines Bewohners, der erst zwei, drei Jahre da ist, der durch seine spezielle Symptomatik sammelt und sich das Zimmer voller Dinge sammelt und es gibt auch eine sehr tolerante Stationsleitung, die damit sehr gut umgeht, aber das wäre jemand, der in einer betreuten Wohngemeinschaft ja mindestens genauso gut leben könnte, der müsste nicht im GZW sein. Das ist jemand, der tagsüber sogar eine leichte Hilfsarbeit ganz weit weg aus dem GZW macht, der muss dort nicht sein und der ist erst seit kürzlicher Zeit dort und es gibt keine Perspektive, dass er woanders hinkommt. Es passiert nach wie vor. 

Und meine Frage jetzt an Sie: Nachdem ich weiß, und das hat die Frau Dr. Rosenberger-Spitzy auch bestätigt, dass die schwierigen Fälle eben nicht auf die gerontopsychiatrische Abteilung kommen, sondern die werden halt verteilt in die Langzeitstationen, was mutet man dem Personal zu, was mutet man den Bewohnern zu und was mutet man den Patienten zu und wer ist dafür ausgebildet, eingerichtet, welche infrastrukturellen Vorkehrungen haben Sie für die Betreuung dieser Patientengruppen?

Dr. Kaspar: Das war eine komplexe Frage. Die konkrete Frage ist, welche Einrichtungen haben wir.

GRin Dr. Pilz: Nachdem die Gerontopsychiatrie erstens nur für 300 zu klein wäre und im Übrigen auch viele nicht nimmt, eingestanden, auch Frau Dr. Rosenberger-Spitzy hat das gesagt, die Mehrzahl der psychisch Kranken, der Alkoholiker und, und, und sind einfach auf normalen Langzeitstationen dort. Ich sage es Ihnen, wie es das Personal sagt: Uns werden schwierige Problemfälle, Menschen einfach sozusagen „einedruckt“ – ich nenne jetzt dieses Wort, wie es mir gesagt wurde, wir müssen alles aushalten, wir müssen auch mit forensischen Patienten zu Recht kommen, wir haben Alkoholiker mitten unter den alten, gebrechlichen Menschen – das kann doch kein modernes Konzept der Versorgung von geriatrischen und psychiatrischen Patienten sein. 

Dr. Kaspar: Darf ich Sie jetzt um die konkrete Frage bitten?

GRin Dr. Pilz: Welche Vorkehrungen und welche Ausbildung und welche Infrastruktur stellen Sie für die Betreuung dieser Patientengruppen zur Verfügung in den Langzeitstationen?

Dr. Kaspar: Bei diesem Prozess, der Zeit in Anspruch nimmt, das hat auch schon die Frau Rosenberger-Spitzy gesagt, indem wir reagiert haben schon 1994 mit dieser Psychosozialen Rehabilitationsstation. Wir haben einen psychiatrischen Konsiliar- und Liaisondienst eingerichtet, wie Sie sicher wissen. Ich glaube 1998 war das. Wir haben jetzt dieses Primariat eingerichtet, in dem wir auf das Klientel, auf die Bewohner entsprechend mit Leuten, mit Expertise, mit Ausbildung reagieren. Das dauert seine gewisse Zeit, das muss schneeballartig sich ausbreiten, dass auch die entsprechenden Pflegepersonen umgehen können damit.

Auf der zweiten Seite möchte ich sehr wohl die Schiene auch fahren, mehr betreute Wohneinrichtungen für diese Bewohner, sage ich jetzt bewusst Bewohner, mit niedriger Pflegestufe, aber die aus sozialer Indikation dort hingekommen sind. 

GRin Dr. Pilz: Es soll auch in der Zukunft noch Einweisungen dieser Patientengruppen im GZW und in den anderen Pflegeheimen geben?

Dr. Kaspar: Ich kann die Einweisungen insofern, das ist auch schon erwähnt worden, dass das über das Sozialhilfegesetz geht und dass diese Einweisungen nicht wir tätigen. Es kann auch über den sozialen Notruf sein.

Vorsitzender Dr. Körber: Frau Dr. Pilz, jetzt bitte eine kurze Frage nur noch, weil die anderen Kommissionsmitglieder wollen auch noch zu Wort kommen.

GRin Dr. Pilz: Nur eine Verständnisfrage. Das heißt, das ist völlig Ihrer Zuständigkeit als Direktor entzogen, welche Klientel in Ihre Häuser eingewiesen wird?

Dr. Kaspar: Es ist in einem Diskussionsprozess, der auch hier geführt wird, den Sie auch jetzt mit mir als Zeugen führen, selbstverständlich möglich, darüber zu reden und zu steuern, das soll auch geschehen. Und ich bin der Meinung, dass wir mehr betreute Wohnplätze brauchen. Ich bin aber auf der anderen Seite der Meinung, dass wir nicht diese Einrichtung, diese große Einrichtung mit großen Gebäuden, mit vielen Pavillons, mit irrsinnig viel Fläche, die Quadratmeter sind schon erwähnt worden, dass man das nicht plötzlich aufgeben kann, sondern sukzessive abbauen muss, verkleinern muss und in dieser Zeit, die Personen, die dort tätig sind, die betreuen, entsprechend ausbilden und das psychiatrische und psychotherapeutische und psychologische Wissen, die Expertise hineinbringen muss. Es muss auf beiden Seiten eine gewisse Balance sein. Ich glaube nicht, dass man von heute auf morgen das alles umstellen kann, so wie Sie es verlangen, Frau Dr. Pilz.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke, Frau Dr. Pilz. Bitte, Frau GRin Korosec.

GRin Dr. Korosec: Herr Dr. Kaspar, ich habe eine einzige, sehr kurze Frage. Die Interne Revision überprüft jetzt den Fall eben – wann wird der Endbericht vorliegen?

Dr. Kaspar: Ich hätte gehofft, dass er gestern fertig ist. Es ist nicht gelungen. Ich nehme an, ich kann es nicht sicher sagen, ich kann nur eine Annahme geben – einige Tage wird man sicher noch benötigen.

GRin Dr. Korosec: Haben Sie keine Terminvorgabe gegeben?

Dr. Kaspar: Nein, ich habe keine gegeben, bei so einer Überprüfung kann man keine Terminvorgabe geben. Ich habe gesagt, ich erbitte rasch einen Bericht, aber es sind so viele Einvernahmen notwendig, Gespräche notwendig, es sind ja auf vielen Stationen Aufzeichnungen anzusehen, die verschiedenen Bücher, in die EDV hineinzuschauen. Ich glaube, dass das seine gewisse Zeit benötigt.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke, Frau GRin Korosec. Ist noch eine Frage hier? 

Herr Barnet, bitte.

GR Barnet: Herr Vorsitzender! Ich darf, bevor ich dem Primarius Dr. Kaspar zwei Fragen stelle, kurz etwas sagen. Und zwar, weil von der anderen Seite der Untersuchungskommission gekommen ist, dass ich die Untersuchungskommission entweder nicht ernst nehmen würde oder durch meine Zwischenrufe lächerlich oder wie auch immer machen würde. Wenn das so ist, wenn das so aufgefasst wird, tut es mir Leid, weil ich will natürlich die Untersuchungskommission nicht lächerlich machen, sie ist mir zu ernst, auch der Inhalt, aber weil es mir zu ernst ist, erlaube ich mir auch das eine oder andere intensiver nachzufragen. Und hinsichtlich der Zwischenrufe möchte ich sagen, die kommen von der gegenüberliegenden Seite auch und dann sollte man doch irgendwie bei der Verhältnismäßigkeit und Gleichmäßigkeit bleiben, wenn Sie das dürfen, dann dürfen wir das auch oder wir stellen es beide ab. (Zwischenrufe) 
Kollegin Laschan, das ist genau mein Versuch, jetzt Ihnen wieder entgegenzukommen und Sie lassen das gleich wieder nicht zu.

(Zwischenrufe) 
Vorsitzender Dr. Körber: Herr Barnet, aber ich glaube, das Thema ist jetzt geklärt. Wenn Sie bitte Ihre Fragen haben.

GR Barnet: Weil wir versuchen, diesen Fragen uns anzunähern, entweder aus systemischer Hinsicht, um zu sagen, gibt es generelle Mängel, und wenn ja, welche sind das und gehören sie abgestellt, oder ist das System ohnedies in Ordnung und gibt es nur individuelle Fehler, die natürlich in jedem System passieren können, weil sie den Menschen einfach passieren und welche Handreichen könnten wir daher entwickeln und Ihnen geben, damit eben in Einzelfällen besonders extreme Schädigungen nicht stattfinden. Das sind die zwei Seiten, in denen man sich nähern kann. Und Herr Dr. Kaspar, daher meine erste Frage: Sie haben ausgeführt, dass es keinen generellen Erlass des KAV für die Frage gegeben hat, wie solche Suchprozesse planmäßig strukturiert oder wie auch immer stattzufinden haben. Sie erlauben mir, wenn ich noch sage, das ist jetzt für mich der typische Systemfehler, den wir immer in der Untersuchungskommission, zumindest aus meiner Sicht feststellen, nämlich immer dann, wenn es um irgendwelche Verantwortlichkeiten geht, tritt folgender Prozess ein: 

1. Die übergeordnete Magistratsabteilung hat sich gar nichts gedacht oder war nicht zuständig oder hat geglaubt, sie ist nicht zuständig.

2. Nächste Ebene – die Führung des KAV hat sich auch nichts gedacht oder hat aus welchen Gründen auch immer gesagt, wir veranlassen nichts und übertragen alles den autonomen Häusern.

Und danach finden in den autonomen Häusern Prozesse statt, die selbst, und ich gebe Ihnen da Recht, natürlich machen die Leute ordentlich ihre Pflicht, und zweitens sind die bemüht, aber man kann sowohl pflichtgemäß als auch bemüht schlicht und ergreifend das Falsche tun, weil man dazu nicht nötigerweise ausgebildet ist, weil man es gar nicht weiß und weil die übergeordneten Instanzen sich nichts gedacht oder nichts gesagt haben. Und daher frage ich Sie, warum hat sich der KAV hinsichtlich der Frage, wie findet ein ordentlicher Suchprozess statt, nichts gedacht und keine generelle Anweisung gegeben, weil dass man ja nicht glauben kann, dass solche Menschen verschwinden und sich dabei selbst schädigen, das wäre ja lebensfremd allein auf Grund der Zahlen, die wir heute in diesem Zusammenhang diskutiert haben.

Dr. Kaspar: Also, ich möchte das in zweierlei Hinsicht beantworten.

Das Erste ist die Problematik, generell etwas vorzugeben, was von der lokalen Situation extrem abhängig ist. Selbstverständlich war mir, ist uns in der Direktion bekannt, dass es Suchprozesse und Suchorganisationen gibt. 

Die zweite Sache ist die, indem ich versuche, das ein wenig zu interpretieren, dieser Patient ist sehr oft abwesend gewesen, also bis 22.00 Uhr ist er meistens gekommen. Ich möchte auch noch eine Korrektur anbringen oder eine Erläuterung anbringen zu den Zahlen.

Wir haben 223 Abgängigkeiten im Jahre 2003 festgehalten. 223, aber darüber hinaus gab es laut den Aufzeichnungen der Fahrtenbücher der Krankenträger 2271 Bewohner, die gesucht wurden. Das ist dokumentiert, dass zum Beispiel ein Krankenträger gesagt hat, ich habe dort im Pavillon X jemanden aufgefunden und zum Pavillon Y gebracht, daher kommt diese hohe Zahl von 2271. Das ist vielleicht, der Herr Vorsitzende hat Abwesenheit und Abgängigkeit gesagt, die Abgängigkeitsbeurteilung (Zwischenrufe) waren 223 im Jahre, also fast täglich. 

Nun wusste man, dass dieser Patient M. meistens immer zurückkommt oder immer zurückkommt, man wusste aber auch, dass er sehr mobil war und selbst entschieden hat, auch weitere Entfernungen aufzusuchen. Das wusste man von Linz und von drei anderen Orten.

Es gab auch ein Gespräch mit dem Neffen, ich glaube, das ist heute schon erwähnt worden, dass man ihn vermutet hat in Linz, man hat auch Kontakt aufgenommen mit dem Wagner-Jauregg-Krankenhaus und mit vielen anderen Stellen.

Ich gehe davon aus, aber das ist jetzt meine subjektive Interpretation, dass man einfach zu sicher war, dass der Bewohner sich außerhalb des Hauses befindet. Also, man hat, wenn man die Suchprozesse durchgeführt hat, die ersten, zweiten, dritten Tage, natürlich kann das auch beeinflussen, indem die Beurlaubung rein administrativ vorgenommen wird, aber ich weiß aus den Zwischenergebnissen der Internen Revision, dass am vierten und fünften Tag weiterhin gesucht wurde. Also, meine Interpretation ist die, dass man einfach davon ausgegangen ist, dass dieser Bewohner sich außerhalb des Hauses aufhält, auch wenn uns das jetzt nicht befriedigt.

Ich meine, ich möchte auch die Gelegenheit wahrnehmen, meine Betroffenheit auszudrücken und ich bin sicher, im Namen vieler Bediensteter, hunderter Bediensteter im Geriatriezentrum Am Wienerwald, dass sie ebenfalls betroffen sind darüber. Also, ich möchte schon bitten, dass man das auch zur Kenntnis nimmt, dass dort sicher sehr viele betroffene Bedienstete sich befinden.
GR Barnet: Herr Dr. Kaspar, ich nehme das alles zur Kenntnis. Sie verzeihen aber, wenn ich sage, das war nicht meine Frage. 

Meine Frage war, warum der KAV der Meinung war, keine generelle Verfügung im Sinne eines Erlasses oder was immer treffen zu müssen, in dem er sich mit dieser Fragestellung organisierter Suchprozesse auseinander setzt, selbst unter der Maßgabe, dass ich Ihnen zustimme, dass es natürlich individuell unterschiedliche Fälle gibt. Und dieses Individuellverhalten haben wir ja heute auch schon versucht festzumachen und sind dabei zu einem Ergebnis gekommen und das möchte ich jetzt auch sagen: Ich halte dieses Ergebnis auf Grund dieser Entscheidung, die da individuell in den Häusern getroffen wurde und das hätte jemanden, der sich systematisch mit der Frage beschäftigt, auffallen müssen, für falsch, zu sagen, wir haben zwei Stufen der Suche und diese zwei Stufen der Suche machen wir davon abhängig, ob ein Arzt, ein Psychiater oder wer auch immer – das sind die zwei angesprochenen Personen – in einer konkreten Situation, und deshalb habe ich diese blöde Frage mit wo ist Norden gestellt - da ist es nicht darum gegangen, ob der Plan richtig eingeordnet ist oder nicht, ob das überhaupt der Maßstab ist, wie die Leute zum Suchen anfangen, weil die meisten werden es ohnedies nicht nach Norden machen, sondern nach Sichtpunkten, wie Sie gesagt haben, sondern wie jemand in einer konkreten Situation, in einer Sekundenentscheidung sagt, Gefahr im Verzug oder nicht. Und auf Grund dieser Entscheidung heraus, passiert dann ein Prozess, über den sich niemand im KAV ernsthaft den Kopf darüber zerbrochen hat, ob das richtig oder falsch ist, und daraufhin beginnt man dann in individualisierter Art in den jeweiligen Häusern nach Menschen richtig oder falsch zu suchen. Und ich sage Ihnen, und das sage ich jetzt wirklich aus dem Brustton der Überzeugung, mit meinem Wissen, und ich beschäftige mich seit 18 Jahren mit keiner anderen Frage, völlig falsch. Völlig falsch – bemüht, pflichtbewusst, aber falsch. Und daher …

Vorsitzender Dr. Körber: Herr Barnet, bitte um Ihre Frage.

GR Barnet: Ich wiederhole die Frage, ich habe sie ohnedies zuerst gestellt: Warum hat sich der KAV darüber nicht grundsätzlich den Kopf zerbrochen und keine generelle Anweisung im Sinne eines Erlasses oder was immer herausgegeben, als Handreicher für die Häuser, um das Richtige zu machen. Und ich frage das auch deswegen, weil Sie zuerst vielleicht – und ich hoffe, ich habe es falsch verstanden im Ton – gesagt haben, natürlich haben wir keine Suchbeauftragten eingeteilt. Ja im Wissen dessen, was irgendwann einmal bei einem Brand passiert ist, vor mittlerweile vor über 150 Jahren, haben wir angefangen, Gesetze zu machen, Brandschutzgesetze, Brandbeauftragte einzuteilen usw. – warum sollen wir da nicht auch gescheiter geworden sein. Warum sollen wir da nicht auch gescheiter geworden.

Vorsitzender Dr. Körber: Herr Barnet, geben Sie dem Zeugen Gelegenheit zu antworten, bitte.

Dr. Kaspar: Die Beauftragten, wie Brandschutzbeauftragte, Hygienebeauftragte, Aufzugsbeauftragte werden vom Gesetz vorgeschrieben. Wir managen oder führen oder mein Führungsverständnis dieses Konzerns ist dahingehend, dass wir Qualitätsmanagementeinrichtungen haben, individuell dezentralisiert, interdisziplinär eingerichtet haben und es ist auch ein Beispiel hier bezüglich des Suchprozesses, ist er entstanden über einen Qualitätszirkel oder Qualitätsmanagement. 

Ich halte in einem modern geführten Unternehmen die einzige Führung mittels Erlass für nicht mehr zeitgemäß und ich bin der völligen Überzeugung, dass diese Suchprozesse in den einzelnen Häusern erarbeitet werden müssen, sicher laufend verbessert werden müssen und sicher kommen vielleicht auch neue gesetzliche Regelungen mit einem Suchbeauftragten oder was auch immer. Und ich bin gerne dabei, alle diese Wege mitzugehen, aber ich sehe in einem nicht vorhandenen Erlass, es gibt Dienstpflichten, es gibt vieles geklärt, das wissen Sie, Herr Barnet, sehe ich einfach nicht die Aufgabe einer modernen Konzernführung, die dezentralisiert und gewisse Zielvereinbarungen vorgibt oder vereinbart.

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte, noch eine Frage?

GR Barnet: Eine letzte Frage, die ich halt versuche. Die Frau Verwaltungsdirektorin hat uns das, sie war da wirklich ehrlich, auch dargelegt, was es eigentlich nicht gibt. Der Kollege Serles hat es auch kurz gesagt. Es gibt für diese Personen keine qualifizierte Ausbildung. Wenn es keine qualifizierte Ausbildung gibt, kann sich auch niemand etwas über den materiellen Suchprozess überlegt haben. Ich negiere diese Plusdiagramme nicht. Ich sage nicht, dass die da falsch sind, aber die sind für den Unbedarften – und sie hat uns ja auch dargelegt, wer das ist – die Fahrer, die Pfleger, irgendwelche Leute aus der Hauspartie und die sind für so etwas grundsätzlich, ist nicht abzuwerten, aber grundsätzlich unbedacht. 

Das ist für die keine Handreiche, wo sie sowohl den Prozess richtig machen als auch dann materiell die Suche richtig machen. Sie hat uns gesagt, es gibt keine Ausbildung. Es hat noch nie einmal eine Probeübung dazu gegeben. Ich weiß nicht wie oft, ich glaube, zweimal im Jahr machen wir irgendsoeinen depperten Feueralarm, wenn es klingelt, muss man hinausgehen und schauen, ob der Brandschutzbeauftragte alles richtig macht, ob die Lampe wirklich da ist, ob jeder da ist, abgezählt wird, dann wird das Gebäude nachher durchsucht, ob es wirklich leer ist. Das machen wir zweimal im Jahre, weil wir das für richtig halten. Das haben wir nicht einmal geübt. Ich habe versucht, Vorschläge zu machen, einschließlich dem., zu sagen, vielleicht reichen die Leute nicht aus, weil das kann sich nie ausgehen in dem Areal, denken wir darüber nach. Und ich bin gerne beim Kollegen Lindenmayr, holt 200 Zivildiener, die suchen, wenn ihr welche findet, ich habe kein Problem damit. Ich habe sogar vor einem halben Jahr einen Antrag gestellt, dass die Stadt Wien für solche Fälle zusätzliche Zivildiener beantragt. Sie waren einer von denen, die abgelehnt haben, Kollege Lindenmayr, darüber sollten Sie vielleicht nach dem heutigen Tag ein wenig nachdenken.

Aber noch einmal: Dieser Prozess sollte materiell verbessert werden. Stimmen Sie mir da zu im Sinne meiner Ausführungen?

Dr. Kaspar: Der Auftrag ist auch schon ergangen und es hat auch schon, es ist ja auch heute erwähnt worden, dass eine Verbesserung dieses Prozesses in Angriff genommen wird. Eine Arbeitsgruppe beschäftigt sich damit.

Ich möchte nur etwas zu der immer wieder wiederkehrenden Forderung nach mehr Personen sagen. Es gibt eine Ressourcenknappheit, die öffentlichen Gelder sind knapp. Mir ist lieber, wir haben mehr Pflegehelferinnen und diplomierte Krankenpflegepersonen als wir stellen dort einen Hundert-Mann- oder Hundert-Frau-Suchtrupp zusammen. (Zwischenrufe) 
Aber man kann ja nicht immer verlangen, wenn wo etwas wirklich Erschütterliches passiert (Zwischenrufe), allein mit einer Personalvermehrung das zu tun. (Zwischenrufe) 
Vorsitzender Dr. Körber: Der Zeuge hat noch eine Antwort, bitte, Herr Dr. Serles. (Zwischenrufe) Der Zeuge hat noch eine Antwort, bitte.

Dr. Kaspar: Es müssen die Abläufe sicher verbessert werden, es muss die Ausbildung verbessert werden, es soll auch Übungen geben – für alles das bin ich offen, selbstverständlich. Es gibt ja auch Brandschutzübungen. (Zwischenrufe) Suchtrupps der Polizei. (Zwischenrufe) 
Vorsitzender Dr. Körber: Sind Sie mit Ihrer Antwort zu Ende, Herr Dr. Kaspar? (Zwischenrufe) 
Dr. Kaspar: Bitte?

Vorsitzender Dr. Körber: Zu Ende mit Ihrer Antwort? (Zwischenrufe) 
Herr Barnet, haben Sie noch eine Frage?

GR Barnet: Und ein Satz zur Erläuterung nur mehr. Herr Dr. Kaspar, es geht nicht darum, zusätzliches Personal zum Suchen einzustellen, ich meine, das wäre ja wirklich lachhaft. Die vorratig zu halten, ist lachhaft.

Aber ich sage es einfach: Die Bundesverfassung sieht für solche Fälle außergewöhnliche Ereignisse die so genannte Assistenz vor, die können auch die Zivildiener leisten nach dem Zivildienstgesetz, und zwar welche, die nicht für die Dauer dieser Tätigkeit ständig beim KAV Dienst versehen, sondern irgendwo anders. Und wenn einmal außergewöhnliche Ereignisse eintreten, und für solche haben wir ja ein Gesetz, Katastrophenhilfe und was auch immer, dann sollte man sich halt auch nicht scheuen, auch wenn man glaubt, sich zuerst lächerlich zu machen durch eine solche Anforderung, es zu tun. Denn manchmal rettet man damit Menschenleben und ich sage das auch deswegen, weil ich selbst schon bei solchen Suchen dabei war, wo wir auch zuerst geglaubt haben, das ist lächerlich und dann haben wir die Frau im Gebirge gefunden. Man macht sich nicht lächerlich, wenn man so etwas anfordert.

Vorsitzender Dr. Körber: Herr Barnet, das waren jetzt Ratschläge, haben Sie noch Fragen oder keine  mehr?

GR Barnet: Keine mehr.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke. Sind hier noch irgendwelche Fragen? – Nicht mehr, dann darf ich Herrn Dr. Kaspar für sein Erscheinen als Zeuge danken. Frau Dr. Pilz, noch etwas?

GRin Dr. Pilz: Ja, ich stelle den Antrag, dass wir die Vernehmung des Zeugen Chefarzt Dr. Rudas bei der kommenden Sitzung am nächsten Donnerstag vornehmen, weil es ist kurz vor 14.00 Uhr und es ist Frauengesundheitsbeirat und wir haben üblicherweise immer bis 14.00 Uhr gearbeitet und würde ersuchen um Sitzungsunterbrechung.

Vorsitzender Dr. Körber: Frau Dr. Pilz, der Zeuge ist geladen. Ich nehme an, er ist anwesend (Zwischenrufe) oder der Experte, muss ich sagen, bitte, pardon.

Und ich darf Sie bitten, Platz zu nehmen. 

Frau Dr. Pilz, nur zur Klarstellung, der Herr Dr. Rudas hat vorhin den Kopf geschüttelt, später vernommen zu werden. Also, er ist schon hier längere Zeit wartend und er hat wohl ein Anrecht darauf, dass er auch gehört wird.

GRin Dr. Pilz: Wir hatten schon Situationen, wo wir nicht alle Zeugen vernommen haben. Sie erinnern sich sicher, Herr Vorsitzender.

Vorsitzender Dr. Körber: Ja, bitte, ich gebe gerne das Wort noch den anderen Kommissionsmitgliedern, wenn Sie zur Frage der Vernehmung etwa des Herrn Dr. Rudas wünschen.

GRin Dr. Korosec: Ich wäre auch für die nächste Woche, wo wir eine Sitzung bereits vorhaben am 24. Juni, weil die Zeit natürlich – es ist 10 Minuten vor 2 Uhr. Wir sollen ja dann noch eine interne Sitzung haben, also, es heißt, wir haben natürlich alle Termine und gerade der Herr Dr. Rudas ist ein so wichtiger Experte, wo ich der Meinung bin, dass man das jetzt nicht so geschwind abhandeln sollten, sondern dass wir wirklich in Ruhe für den Herrn Dr. Rudas Zeit haben.

Vorsitzender Dr. Körber: Also, ich sehe von mir aus keine Veranlassung, den Herrn Dr. Rudas heute nicht zu hören. Was haben Sie für einen Standpunkt?

GR Deutsch: Herr Vorsitzender! Von einem geschwinden Abhandeln kann überhaupt nicht die Rede sein. Wir haben ja ausreichend Zeit. Wir haben ja vereinbart, dass wir uns so viel Zeit nehmen, alle Zeugen heute zu befragen. Also, ich sehe eigentlich hier gar keinen Grund, die Befragung zu verschieben.

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte. -

Herr Dr. Rudas, Sie werden hier als Sachverständiger eigentlich oder Experte gehört. Darf ich bei der Gelegenheit fragen, sind Sie auch gerichtlich zertifiziert für Sachverständige?

Dr. Rudas: Nein, Herr Vorsitzender, ich bin kein gerichtlich beeideter und protokollierter Gutachter.

Vorsitzender Dr. Körber: Sie sind nicht.

Dr. Rudas: Nicht.

Vorsitzender Dr. Körber: Nicht gerichtlicher Sachverständiger. Dann darf ich um Ihre Personalien bitten. Name, Geburtsdatum, Wohnanschrift.

Dr. Rudas: (Personalien wurden bekannt gegeben.) Beruf Facharzt.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke. Und Sie sind Facharzt für Psychiatrie und Neurologie und Psychotherapeut?

Dr. Rudas: Facharzt für Psychiatrie und Neurologie und Psychotherapeut.

Vorsitzender Dr. Körber: Herr Doktor, es geht hier um die Fragestellung aus fachlicher Sicht, ist es richtig oder falsch, dass man psychiatrische Patienten in geriatrischen Heimen unterbringt. Welche Meinung haben Sie dazu?

Dr. Rudas: Die Antwort lässt sich nicht mit einem kurzen Ja oder Nein formulieren. Die Zahl der psychiatrischen Erkrankungen ist groß und nur ein kleiner Teil der psychiatrischen Erkrankungen ist in dieser Frage wahrscheinlich beinhaltet. Sehr viele Menschen haben im Laufe eines Jahres Zustände, die man letztlich bei genauem Hinsehen als psychiatrische Erkrankung bezeichnen müsste, würde man damit je eine Institution oder auch nur eine ärztliche Ordination aufsuchen, von Schlafstörungen bis leichte Depression. Das heißt, diese Krankheiten sind hier nicht, nehme ich an, nicht gemeint gewesen. 

Welche Erkrankungen kommen überhaupt in stationäre Behandlung? Selbst bei den schweren psychiatrischen Erkrankungen ist stationäre Behandlung selten. Eher, eher noch kommen stationäre psychiatrische Behandlungen bei den sehr verschiedenen Formen schizophrener Erkrankungen, dort bei Langzeitverlaufen mit ungünstiger Prognose vor. Sehr viele Krankenhausaufenthalte oder stationäre Pflegen kommen bei Menschen mit dementiellen Prozessen aus unterschiedlichen Ethiologien vor und es kommen sehr, also überdurchschnittlich viele Hospitalisierungen bei Alkoholerkrankten und bei Drogenkranken vor.

Das sind also die vier Gruppen, die überdurchschnittlich häufig in stationäre Pflege kommen. Selbst in dieser Gruppe ist nach einem Jahr, nach einer Ersthospitalisierung die Regel, dass wieder dorthin zurückgekehrt werden konnte, wo die Patientin oder der Patient hergekommen ist.

Das ist die eine Unterscheidung. Ich darf sehr deutlich machen und bitte da auch um Verständnis für diese Deutlichkeit, den psychisch Kranken schlechthin gibt es nicht. Das sind so unterschiedliche Erkrankungen. Man sagt auch nicht, was ist die beste Behandlung für jemanden, der sich etwas gebrochen hat, denn wenn man sich einen Arm gebrochen hat, wird es das Gipsen sein, aber den Schädel tut man bei einem Schädelbruch nicht mehr gipsen. Also, da will ich wissen, was für ein Bruch war es, um zu sagen, was ist die geeignete Therapie und ich bitte um dieses Recht auch für die psychisch Kranken. Auch die wollen differenzierte individuelle, bedürfen differenzierter und individueller Behandlungspläne.

Zweitens: In welcher Zeit wird diese Frage gestellt. Die Möglichkeiten der Psychiatrie sowohl in der Pharmatherapie als auch in der Psychotherapie als auch in sozialtherapeutischen Fällen sind in den letzten Jahrzehnten und auch in den letzten Jahren einem wesentlichen Fortschritt unterlegen. Das heißt, heute sind Dinge möglich, die vor 20, 25, 30 Jahren nicht möglich waren.

Diese beiden Fragen bestimmen die Antwort, ist bei einer bestimmten Person ein bestimmter Behandlungs- und Betreuungsablauf optimal, mittelgut oder schlecht. Und ich würde auch diese drei Stufen noch einbringen in die Beantwortung der Frage.

Vorsitzender Dr. Körber: Herr Doktor, ich will noch einige, vielleicht sicher laienhafte Fragen anschließen, aber wenn wir von Demenz sprechen, ist ja das auch eine psychiatrische Erkrankung oder?

Dr. Rudas: Ja.

Vorsitzender Dr. Körber: Und die dementen Personen, die gehören in ein geriatrisches Heim oder sehen Sie  da auch noch Bedenken?

Dr. Rudas: Ich darf ganz kurz zu den Zahlen kommen. Bei der ersterwähnten Erkrankungsgruppe Schizophrenie ist ein Prozent der Bevölkerung betroffen. Ich glaube nicht, dass irgendjemand hier möchte, dass ein Prozent der Bevölkerung am heutigen Tag stationär untergebracht ist. Die meisten Menschen, die an Schizophrenie erkrankt sind, sind heute am Arbeitsplatz und wohnen zu Hause. Man darf (Zwischenrufe) – nein, und da bitte ich wirklich, das nicht, wirklich nicht lustig zu finden. Wir glauben, dass psychisch krank und insbesondere schizophren krank bedeutet, völligen Verlust der Autonomie und das bedeutet auch es manchmal. Aber ich darf uns alle einladen, mich inbegriffen und meine Kollegen auch, zu sehen, dass Schizophrenie eine Erkrankung ist, die mit solchen Zuständen einher gehen kann, aber nicht einher gehen muss, wie zum Beispiel völliger oder weit gehender Verlust der Autonomie. 

Und um Ihre Frage doch zu beantworten, die Frage dementieller Erkrankungen, die kommen können aus einem Gefäßprozess, also die hinversorgenden Gefäße sind erkrankt oder die Hirnzellen sind erkrankt oder aber alkoholische Demenz, eine Erkrankung, die gerade in Mitteleuropa eine sehr verbreitete ist, auch die meisten von diesen Zuständen, von dementiellen Zuständen betroffenen Menschen leben zu Hause.

Wir dürfen auch im Respekt vor den pflegenden Angehörigen und vor den vielen, vielen Nachbarn, die das auch aushalten, wie sich solche Menschen gelegentlich auch in Wohnumgebungen nicht anders verhalten können, sagen, dass die überwiegende Zahl der unter Demenz angeführten Personen, 90 000 bis 110 000 Personen in Österreich, auch die sind nicht alle in stationärer Pflege, sondern, wenn ich Ihre Fragen eben korrekt beantworten darf, Herr Vorsitzender, ein Teil bedarf der stationären Langzeitpflege, aber ein kleiner Teil aller jener Menschen, die von Demenz je betroffen waren. 

Vorsitzender Dr. Körber: Danke. – Herr Dr. Serles.

GR Dr. Serles: Herr Dr. Rudas! Wir haben heute von der Frau Dr. Rosenberger-Spitzy erfahren, dass der Herr M. 19 Jahre lang in der Geriatrie, im GZW untergebracht war und die Frau Dr. Rosenberger-Spitzy hat auch gesagt, heute würde der Herr M. in Lainz nicht mehr aufgenommen werden und es gäbe für ihn sicher adäquatere Unterbringungsmethoden. Ich nehme an, Herr Doktor, Sie kennen den Fall des Herrn M. nicht aus eigener Wahrnehmung, sondern auch, so wie wir, nur aus den Zeitungen.

Dr. Rudas: So ist es.

GR Dr. Serles: Wollen und können Sie daher zur Frage der langjährigen Unterbringung des Herrn M. überhaupt Stellung nehmen?

Dr. Rudas: Wollen täte ich gerne, kann ich nicht, weil ich die dazu relevanten Daten nicht kenne. Ich kann zur Frage der Langzeitaufenthalte, wo auch immer, von psychisch Kranken gerne Stellung nehmen. Die Krankengeschichte des Herrn M. ist mir nicht bekannt.

GR Dr. Serles: Daher möchte ich Sie, Herr Doktor, zu letzterem Themenkreis befragen. Welche Fallkonstellationen sind aus Ihrer Sicht denkbar und empfehlenswert, die für eine langjährige Unterbringung von psychisch Kranken in Geriatriezentren aus Ihrer Sicht sprechen würden?

Dr. Rudas: Ich darf noch einmal dort ansetzen, den psychisch Kranken gibt es nicht und für dementiell Erkrankte gibt es ganz andere „best strategies“ als für schizophren Erkrankte, auch dort vom Alter, vom Verlauftyp abhängen und für Panikattacken-Kranke wäre wieder was ganz anderes zu empfehlen und das ist schon dann auch die erste Antwort. Die Entwicklung auch in der Psychiatrie geht in die Richtung individuelle integrierte und kommunizierte, das heißt, partizipatorisch vom Patienten, Patientin und den Angehörigen mitgetragene Betreuungspläne zu machen.

Es kommt schon auch vor, dass am Ende einer solchen Betreuungskonferenz, und die würde ich heute als erforderlich ansehen, herauskommt, alles, nur keine Abteilung in einer Pflegeeinrichtung. Aber es kann – und ich muss das sehr vorsichtig formulieren – es kann durchaus sein, dass alle anderen Varianten noch stärker von diesem Team, das unter Teilnahme des Betroffenen oder der Betroffenen und der Angehörigen zusammen sich findet, dass diese keineswegs und schon gar nicht, meilenweit von einer guten Lösung entfernte Lösung noch immer besser ist, als alles andere, was in Frage kommt in Einzelfällen.

Aber ich will hier nicht verhehlen, eine ideale Lösung kennt niemand auf der ganzen Welt. Denn es geht hier um Menschen, deren Verhalten so ist, zumindest in manchen Augenblicken, dass sie vor einer Entscheidung stehen zwischen Annäherung und Distanz, Freiräume und Einengung, Menschenrecht, Freiheitsrecht und Freiheitsrechtsbeschränkung und es ist nicht immer so, dass eine ganz kleine Einrichtung diese Frage lindert. Manchmal kann eine Einrichtung so klein sein, dass das Sich-Zurückziehen, wurde heute hier einmal angesprochen, schwieriger ist. Und die Gruppenfähigkeit eines Betroffenen oder einer Betroffenen wird auf eine höhere Prüfung gestellt in Kleingruppen als in mittelgroßen Wohngemeinschaften. Also, das ist nun mal so.

Das heißt, ich würde mich nicht trauen zu sagen, für den idealtypischen psychisch Kranken ist eben das die, ich würde sagen, Betreuungskonferenz, so was müsste man heutzutage als, anders darf es nicht Entscheidungen geben, längerfristige Entscheidungen über Rehabilitationsverläufe und dort soll nachvollziehbar entschieden werden, multiprofessionell und die Entscheidung dokumentiert werden, damit man nachher nachschauen und auch korrigieren kann, denn 30 % der Entscheidungen werden wohl falsch gewesen sein, da ist Zeit, sie zu korrigieren.

Ein Letztes darf ich sagen: Im Gegensatz zu allen anderen Gruppen von behinderten Menschen, also Körperbehinderte, Sinnesbehinderte, geistig Behinderte zeichnen sich auch dadurch aus, dass Ausmaß und Art der Behinderung konstant ist. Verzeihen Sie dieses wirklich flapsige Beispiel, aber wenn jemand durch einen Unfall ein Bein verloren hat, dann wächst dieses Bein sicher nicht nach. Ich bitte um Nachsicht für diese Formulierung, aber das zweite Bein ist auch nicht gefährdet. Das kann ich über psychisch Kranke, chronisch psychisch Kranke, also psychiatrisch behinderte Menschen nicht berichten. Da können Monate Unauffälligkeit gefolgt werden von schweren Schüben, in dem viel Hilfe notwendig ist und kaum Autonomie vorhanden ist und dann ist wieder anderthalb Jahre Ruhe. Das heißt, wir haben etwas für das Bundessozialamt, Grad der Behinderung einzuschätzen, gutachterlich und während wir schreiben, stimmt es schon nicht, weil Verschlechterung, Verbesserung – das ist halt so und das müssen Therapiepläne und auch Rehabilitationspläne für psychisch Kranke einfach mit aufladen und elastisch sein und permeabel sein.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke. Herr Dr. Serles, noch eine Frage.

GR Dr. Serles: Herr Dr. Rudas, wenn ich Ihr Beispiel mit dem Bein, ich darf jetzt Ihre Terminologie verwenden, (Zwischenrufe) nein, nein, Sie haben das sehr feinfühlig formuliert, wenn ich Ihr Beispiel mit dem Bein noch einmal strapazieren darf, dann war das, wenn ich Sie richtig verstanden habe, ein Plädoyer dafür, dass bei psychischen Erkrankungen, die sich vom Verlust eines Beines deutlich deswegen unterscheiden, weil sie keinen konstanten Verlauf haben und daher zeitbezogen in völlig unterschiedlichen Stadien sein können, ein Plädoyer dafür, dass es für psychisch Erkrankte, die in Geriatriezentren untergebracht werden, eigentlich ein regelmäßiges – ich verwende jetzt einen anderen Ausdruck, weil mir Ihrer nicht mehr in Erinnerung ist – Screening geben sollte von Experten, von Ärzten, die sich jedes Mal neu die Frage stellen müssen, ist die beste Verwahrung und Unterbringung für diesen Patienten die stationäre oder gibt es andere bessere Lösungen für diesen Patienten.

Gibt es ein derartiges periodisches Screening in unseren geriatrischen Zentren, können Sie aus einer beruflichen Praxis uns davon berichten?

Dr. Rudas: Mir ist das bekannt, was uns allen, die im Feld arbeiten, bekannt ist, diese psychologischen, psychotherapeutischen, psychosozialen und psychiatrischen Kompetenzen, die der Generaldirektor-Stellvertreter aufgezählt hat, in welcher Art und Weise die im Einzelnen tätig sind, weiß ich nicht. Ich arbeite nicht in Lainz und habe dort auch keinen … 

GR Dr. Serles: Eine letzte Frage in dieser ersten Runde zur Frage der Langzeitunterbringung psychisch erkrankter Personen in geriatrischen Zentren.

Können Sie uns sagen, ob Ihrer Meinung nach, verfügen Sie da über persönliche Erfahrungen, dass die Langzeitunterbringung von psychisch erkrankten Personen in geriatrischen Zentren eher zu oft auftritt. Wir haben hier in der Untersuchungskommission schon mehrfach Fälle erlebt, die Anlassfälle, um die es da geht, das sind so typische Fälle von Personen, die lange in geriatrischen Zentren verweilt haben, oder ob das Gegenteil der Fall ist, dass also die Tendenz eher die ist, derartige Personen nicht in geriatrischen Zentren unterzubringen, sondern nach kreativen anderen Lösung zu suchen. Können Sie uns da über persönliche Erfahrungen berichten?

Dr. Rudas: Ich kann auch über persönliche Informationen berichten. Das ist zurzeit überall dort, wo es Altenpflege überhaupt gibt, also insofern in entwickelten Ländern, dass sie sich der Altenpflege überhaupt widmen, ein Topstreitthema, weil es darum geht, soll man – und da will ich klar unterscheiden – soll man alt gewordene psychisch Erkrankte von der allgemeinen Altenpflege deshalb ausschließen, weil sie dann letztlich ehemals psychisch Kranke sind und etikettiert sind. Ich sage gleich dazu, meiner persönlichen Meinung nach nein, aber die sind in Ihrer Frage auch nicht gemeint gewesen. 

Soll man alt gewordene Menschen, die durch ihr Alter psychisch auffällig geworden sind, also, all die verwirrten, dementiell betroffenen Menschen, nachdem sie auffällig geworden sind in ihrem Verhalten, aus den allgemeinen Geriatrieeinrichtungen ausschließen, flehe ich, bitte nicht. Vor allem deswegen nicht, weil sie dann nur das Türschild wechseln müssen, es sind über 50 %, wenn man genau untersucht. Das geht einher.

Also bleibt die dritte Frage: Sind nicht durch Alter psychisch auffällig gewordene und nicht alt gewordene psychisch Kranke, sondern noch junge und im mittleren Lebensabschnitt sich befindende psychisch Kranke in Pflegeeinrichtungen gut oder nicht gut aufgehoben, ist genau ein Streitthema. Ich würde sagen, es lässt sich nicht ohne Ansehung des Einzelfalles beurteilen. In der Regel sind das in den Einrichtungen, die ich persönlich erlebe, Menschen, die dort länger sind. Bei Menschen, die dort nicht länger sind, müssen Gründe dafür vorhanden sein oder reproduzierbar sein, also dokumentiert sein. Warum das bevorzugt wurde gegenüber Lösungsvarianten, die als noch schlechter angesehen wurden, und die Erfahrung lehrt, dass das meistens - so schrecklich das jetzt vor diesem Gremium klingt - Sicherheitsfragen sind, dass die Möglichkeit, in einem Areal davon zu laufen und nicht das Areal auch noch verlassen zu müssen, in einer Wohnhausanlage nicht mehr besteht. Da stößt man an die Grenzen der eigenen Wohnung und das bricht oft zusammen, solche Rehabilitationsversuche, aber das sind Ausnahmefälle, also geht in die vielen hundert, sind Einzelfälle. 

Vorsitzender Dr. Körber: Danke, Herr Doktor. Bitte, Frau Ramskogler.

GRin Mag. Ramskogler: Herr Dr. Rudas, folgende Frage oder interessante Frage, wobei ich auch zu Ihren Ausführungen, eben was heute den ganzen Tag zum Teil meiner Ansicht nach immer wieder verwechselt wurde, dass auch verglichen wurde zwischen Sachen, die nicht vergleichbar waren, weil es eben schon, wie Sie es jetzt auch gesagt haben, psychiatrische Fälle an sich nicht gibt, psychiatrische Patienten, sondern auch differenziert werden muss, sogar unter den psychiatrischen Patienten. Also eine Stufe höher noch zu nicht psychiatrischen Patienten.

Meine Frage, die mich sehr interessiert in dem Zusammenhang ist, es beschäftigt sich die Kommission auch immer wieder mit Autonomie. Autonomie von Patienten, wie sehen Sie als Experte genauer das in Bezug auf psychiatrische Patienten, die wieder sehr schwierig sind einzuteilen und die Autonomie. Inwieweit kann man hier mit Autonomie in Bezug auf diese Patienten umgehen?

Dr. Rudas: Das ist sozusagen die, die zentrale Kernfrage unseres Berufes zurzeit. Eine Antwort darauf muss aus gesellschaftlichen Festlegungen, aus fachlichen Festlegungen und aus individuellen Vereinbarungen zwischen Betreuern und Betreuten zusammen gesetzt sein und muss alle diese drei Komponenten enthalten und deswegen habe ich auch gemeint, dass das Individuelle, wie bei meiner Erkrankung, nicht ersetzt werden kann letztlich.

Die Freiheit, also diejenigen, Zitat: „diejenigen, die die Freiheitsaspekte, also, die bürgerlichen Freiheitsaspekte noch höher stellen als Schutz der Gesundheit und des Lebens“, argumentieren auch damit, dass es den absoluten Schutz nicht gibt und kommen mit der Zahl der Todesfälle aus hoch bewachten, hoch sicherheitsgeschlossenen Psychiatrien, wo Menschen sich töten, sich selbst töten, wo es unerklärlich ist, wie ihnen das gelungen ist. Und selbst dort lässt sich das nicht hundertprozentig verhindern. Und dann sagen die Vertreter dieser Wertehierarchie, die sagen, zuerst die Freiheit, dann ist es nicht gerechtfertigt, ethisch nicht gerechtfertigt, gesellschaftlich nicht.

Jemanden auf das Risiko, dass etwas passieren kann, aufmerksam machen - und ich bringe ein zweites Beispiel, 1 500 bis 2 000 Verkehrstote im Jahr und niemand verbietet das Auto fahren. Ich will nicht werten. Diejenigen, die sagen, nein, Aufgabe des Arztes ist, jede Gefahr zu minimieren, weil ich weiß, eine Selbstmordgefährdete muss ich eben körperlich festhalten, dazu bin ich verpflichtet.

Der Gesetzgeber ist da sehr vage, muss ich sagen, für meinen Geschmack viel zu vage, bürdet den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern eine Menge Risikobereitschaft im Hinblick auf spätere Schadensersatzforderungen auf und ein Sachwalter hat einmal in einem Gespräch mit mir sehr freundlich gesagt, es ist ganz einfach, hält er ihn fest, klage ich das, hält er ihn nicht fest, klage ich das. Ein Anwalt.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke. Frau Mag. Ramskogler, noch eine Frage.

GRin Mag. Ramskogler: Ja. Es ist genau dieser Fall, mit dem sich die Untersuchungskommission heute auch beschäftigt, eben des Vorfalls in Lainz von Herrn M., der ja hier, wie auch schon der Herr Dr. Serles gesagt, wir wissen und Sie wissen das aus der Zeitung, nichtsdestotrotz ist es heute zum einen so dargestellt worden, als wäre das ein Fall gewesen, der absolut verhinderbar gewesen wäre.

Und da möchte ich hier noch einmal feststellen und auch Sie dazu fragen, sind Sie der Meinung, dass dieser Fall absolut verhinderbar gewesen wäre, und wenn nicht oder wenn ja, wodurch, und wenn nicht, dass solche Fälle an sich auch vorkommen könnten oder welche Schutzmaßnahmen man noch zusätzlich da einführen könnte.

Dr. Rudas: Ich glaube, dass die Ideallösung es nicht gibt, weil es sie denkmöglich nicht geben kann. Es ist mir keine Psychiatrie, wie gesagt, auch die hoch geschlossenste Psychiatrie – und so etwas gibt es – bekannt, in der die Zahl der gelungenen Selbsttötungen bei Null wäre. Jetzt wäre das eben zu ergänzen, ich weiß aber nicht, ob und wenn nicht, was das heißt. Ich bitte da auch um Verständnis, ich habe tatsächlich und wirklich den Wissensstand aus der Tageszeitung. (Zwischenrufe) 

 Eine absolute Sicherheit ist – als besonders sicher gelten die Drogengefängnisse, weil dort Therapie und Strafe ist – und da gibt es in Berlin eines, da gibt es eine Mauer und darin eine Mauer und darin eine Mauer und darin eine Mauer und dann ist der Hochhochsicherheitsteil und dort gibt es dann die Selbstmorde und wir dürfen dann begutachten, warum.

Wenn es das gibt, dann gibt es wahrscheinlich keine hundertprozentige Synthese zwischen Wahren der persönlichen Freiheit und hundertprozentigem Schutz des Lebens und zu beiden muss man sich bekennen. 

Vorsitzender Dr. Körber: Danke.

GRin Mag. Ramskogler: Letzte Frage noch. Noch kurz zusammenfassend: Das heißt, eben genau diese Problematik der Autonomie und der Freiheit im Gegenzug um Einsperren und zur Kontrolle ist eben genau dieser vage Schritt und diese Grenzziehung, nichtsdestotrotz eine hundertprozentige Vermeidung in jedem Fall, ist hier nicht zu legitimieren, sondern eine Verbesserung. Eine Verbesserung dergleichen ist durchaus immer möglich, wobei das aber nicht heißen muss, dass jede Verbesserung auch zu einem besseren Ergebnis führen muss.

Abschließend möchte ich Sie noch fragen, Herr Dr. Rudas, und zwar die Ansprüche von gerontopsychiatrischen Patienten in der Pflege, in der ärztlichen Versorgung, wodurch unterscheiden sich diese hauptsächlich im täglichen, stationären Bereich?

Dr. Rudas: Bei meinem hoffentlich nicht zu ausführlich geratenen Hinweis darauf, dass die psychiatrischen Erkrankungen untereinander sehr unterschiedliche Erscheinungsbilder haben und auch sehr unterschiedlich verlaufen, das bringt mit sich, dass auch die Beeinträchtigungen, mit denen eine Erkrankung einher geht, unterschiedlich sind. Also ich, der ich einen Augenfehler habe, muss dann eben Brillen tragen, ich könnte auch Kniefaschen tragen, wenn ich mit dem Kniegelenk etwas zu tun hätte. Das heißt, es sind Funktionen, die beeinträchtigt sind.

Und während bei schizophren Erkrankten, ganz entgegen landläufig noch verbreiteter Vorstellungen, die Intelligenz der Betroffenen in keiner Weise zunächst eingeschränkt ist, sondern nur das Verhalten sonderbar ist, aber bei voll erhaltener Intelligenz sind gerade die intellektuellen Leistungen diejenigen und die Gedächtnisleistungen diejenigen, die bei dementiellen Prozessen schrittweise zurückgehen. Das ist ein trauriger Prozess, der die Betroffenen auch betroffen macht, weil man es erlebt. Man merkt die Vergesslichkeit und man merkt, dass man langsamer und mit bescheideneren Ergebnissen Denkziele anstrebt. Und sozusagen die Methode der Wahl ist, in dieser Phase bereits einzugreifen und nicht zu warten, bis dann eine hochgradige Pflegebedürftigkeit, die sich dadurch nur verlangsamt, aber nicht letztlich verhindern lassen wird können. Aber wir haben gelernt, dass diejenigen Menschen, die beim Hineingehen in die schwere Demenz begleitend waren, dort leichter zu pflegen sind.

Also, ich denke, dass man auch für die noch nicht so schweren Phasen der Demenz Hilfen anbieten muss. Memoriekliniken, Tageszentren, auch für Menschen, die eines Tages dennoch in stationärer Pflege landen werden, aber es ist ein Unterschied, den man merkt.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke. Frau Dr. Pilz, bitte.

GRin Dr. Pilz: Nur, um hier Irrtümern vorzubeugen. Das Problem des Patienten M. war nicht etwa, dass er den Freitod gewählt hat, sondern er wurde eingesperrt. Wir können darüber mutmaßen, warum er auf den Dachboden gegangen ist, aber ob er eingesperrt werden wollte, müssen wir ja nun sehr kritisch ansehen. Wenn man Sie eingesperrt hätte oder die Frau Ramskogler oder mich, wären wir auch gestorben. (Zwischenrufe) 

Er hat sich auf einem Dachboden hinter einer versperrten Türe befunden und zwei Monate hat niemand nachgeschaut. (Zwischenrufe) - Wir wissen es nicht, aber wir können nicht unterstellen, dass er Freitod begangen hat, sondern er hat sich monatelang (Zwischenrufe) – eben, also wollen wir hier nur die Fakten, die wir kennen, einmal als Fakten stehen lassen.

Herr Chefarzt Dr. Rudas, die Frau Dr. Rosenberger-Spitzy, die ja ihre Patienten und Patientinnen als ärztliche Direktorin des GZW gut kennt, das ist von Ihnen ja auch gar nicht zu erwarten, dass Sie da im Detail Bescheid wissen, hat aber gemeint, dass für eine Reihe ihrer 300 Patienten und Patientinnen, die nicht alt sind, zum Beispiel betreute Wohngemeinschaften eine gute Alternative wären, aber da es sie leider nicht gibt, und das GZW einen Versorgungsauftrag hat, müssen sie halt aufgenommen werden, obwohl Langzeitstationen, wie sie selber gesagt hat, in vielen Fällen nicht die adäquate Versorgung darstellen.

Ich habe jetzt nachgeschaut, nachdem Sie im PSD ja zuständig sind für die Führung von Wohnplätzen für psychisch Kranke, Sie haben mir auf eine Anfragebeantwortung im Jahre 2002 mitgeteilt, dass a) die Wohnplätze, die der PSD zur Verfügung stellt, nicht ausgelastet sind, zum Teil in einem Fall nur 37 %, im anderen Fall 38 %, 43 %, 83 %, 89 % …

Dr. Rudas: Herr Vorsitzender, darf ich unterbrechen?

GRin Dr. Pilz: Nein, ich bin noch nicht fertig, ich bin noch nicht fertig. (Zwischenrufe) 

Dr. Rudas: Und ich nehme zu allen Fragen an einen geladenen Experten gerne Stellung. Ich bin hier nicht als Mitarbeiter des PSD geladen. Dazu kann ich nicht Stellung nehmen und das Zitat ist zudem falsch und Sie wissen das. 

GRin Dr. Pilz: Ich lese aus der Anfragebeantwortung vor, Sie können das gerne anschauen. (Zwischenrufe) Meine Frage, Herr Chefarzt, … (Zwischenrufe) … da können Sie nicht alles vorlesen.

GRin Dr. Pilz: Darf ich meine Fragestellung vorbringen.

Vorsitzender Dr. Körber: Ja, schließen Sie sie kurz ab, bitte.

GRin Dr. Pilz: Meine Frage ist: Nachdem die Frau Dr. Rosenberger-Spitzy mitgeteilt hat, dass betreute Wohngemeinschaften eine gute Alternative wären, warum wurden diese Menschen, die hier nicht sinnvollerweise im GZW untergebracht werden, nicht in den Einrichtungen des PSD, für den Sie zuständig sind, untergebracht?

Dr. Rudas: Ich darf zunächst zu jener Frage, deretwegen ich geladen worden bin, wofür ich danke, Stellung nehmen, nämlich zur Frage der etwa 300 Menschen, auf die eine Beschreibung zutrifft, die da heißt, psychisch auffällig, verhaltensauffällig, aber nicht aus Gründen einer Demenz, die im ganz hohen Alter vorhanden ist. Und das, glaube ich, hat die Frau Direktorin Dr. Rosenberger-Spitzy mit etwa 300 beschrieben. Habe ich die Frage richtig verstanden?

GRin Dr. Pilz: Sie hat auch noch Alkoholkranke und andere chronische Erkrankungen in Summe genannt, aber die Hälfte waren psychisch Erkrankte, auf die das zutrifft.

Dr. Rudas: Diejenigen, die Frau Direktor angesprochen hat, setzen sich, vielleicht darf ich das dann nicht ausschließend, sondern einschließend formulieren, wenn ich Ihre Frage richtig verstanden habe, aus chronisch alkoholabhängigen Menschen, aus Menschen, die eine Demenz bekommen haben oder von einem dementiellen Prozesse betroffen worden sind, bevor sie das hohe Alter erreicht haben, und aus der Gruppe von anders psychiatrisch Erkrankten, aber noch nicht in sehr hohem Alter zusammen. Habe ich das richtig verstanden?

Ein großer Teil dieser Menschen, auch das wissen wir aus den Berichten, ist dort seit vielen, vielen Jahren. Wir wissen, dass es bei sehr vielen Betroffenen die Angebote und die Versuche gegeben hat, zu prüfen, ist eine Veränderung dieser Langzeitsituation sinnvoll, möglich, wird es akzeptiert, bringt das eine Verbesserung. Sehr oft lehnen entweder die Betroffenen oder ihre Angehörigen oder beide ein solches Verändern der Arrangements nach vielen, vielen Jahren des Dortseins ab. Das ist für mich ein Argument, Menschen lange wo sein zu lassen. Aber jetzt ist es nun mal so und ich glaube nicht, dass man jetzt die Betroffenen sozusagen das zu ihren Lasten lösen soll. Es gibt Menschen, wo man sagt, es tut mir sehr Leid, dass es damals zu dieser Entscheidung kam, aber heute zu verändern, ist unmenschlich. Und wenn ich das richtig gelesen habe in der Zeitung, dann war auch Herr M. so jemand, der schon allein die Verlegung von einem Pavillon zu einem anderen Pavillon, der für ihn bessere Angebote gehabt hätte, nicht wirklich haben wollte. Vielleicht habe ich es falsch gelesen, erstens.

Zweitens, Herr Vorsitzender, wenn Sie erlauben, die einzige Antwort in meiner Eigenschaft als ärztlicher Leiter des Psychosozialen Dienstes.

Wir haben vor vielen, vielen Jahren Heime geführt, die damals vorübergehend überbelegt waren – 4-Bett-Zimmer, 6-Bett-Zimmer, also schreckliche Zustände, weil wir Hunderte von Menschen zwischenrehabilitiert haben dann in ihre eigenen Wohnungen und sind dann schrittweise zu Wohnumständen gelangt, wie sie heute in Europa einem psychisch kranken Menschen zumutbar sind, gesellschaftlich. Was wir vergessen haben, ist, unserem Auftraggeber, der damaligen Magistratsabteilung 12, die Reduktion der administrativen und schon längst nicht mehr vorhandenen Plätze bekannt zu geben; aber solange wir der Behörde etwas melden, kann auch in einer Anfragebeantwortung nichts anderes stehen, als in der Behördenmeldung, sonst haben wir divergierende Angaben gegenüber unserer Geldgeber gemacht. Tatsächlich ist und Ihnen wohlst bekannt, dass der PSD weder der größte Anbieter von Wohnplätzen für psychisch Kranke, weder der einzige noch der größte Anbieter von Wohnplätzen für psychisch Kranke in Wien ist, dass wir etwa irgendwo zwischen 85 und 90 % Auslastung haben und eine höhere Auslastung physisch nicht möglich ist, weil der, der auszieht, der, der einzieht, der gerade im Krankenhaus ist, auch wir beurlauben und zählen dann nicht. Das heißt, wenn jemand fünf Tage lang etwa auf einer Lungenabteilung, wie gerade heute ein Patient aufgenommen worden ist, dann ist er heute nicht bei uns im Stand, weil ja der Spitalsträger für ihn das Essen bereit stellt, aber sein Platz ist frei und bleibt eben frei. Also, wir haben eine Auslastung, für die wir durchaus alle zusammen die Verantwortung tragen können. Die Zahl der Einrichtungen fürs Wohnen für psychisch Kranke insgesamt aber ist deutlich erhöhungsbedürftig, daran besteht kein Zweifel.

Vorsitzender Dr. Körber: Frau Dr. Pilz, bitte bedenken Sie bei weiteren Fragestellungen, dass der Herr Dr. Rudas als Experte und nicht als Zeuge geladen ist und auch nicht als Zeuge aussagt über konkrete Sachverhalte, die er kennen sollte oder nicht kennt. Also, bitte halten Sie sich an Ihren eigenen Antrag.

GRin Dr. Pilz: Ich frage Sie sehr gerne in Ihrer Eigenschaft als Experte. Sie haben jetzt gerade gesagt, es ist unmenschlich, 4-Bett-Zimmer, 6-Bett-Zimmer in Wohngemeinschaften für psychisch Kranke aufrechtzuerhalten, eine solche qualvolle Enge.

Ist Ihnen bekannt, dass die psychisch Kranken, die in den Langzeitstationen im Geriatriezentrum Am Wienerwald untergebracht sind in Zimmern, die 6, 7 oder in der jüngsten Vergangenheit auch noch 8 Betten hatten, dass das Privatleben sich auf ein Nachtkasterl und ein Bett beschränkt, dass die Infrastruktur nicht gegeben ist und, das würde mich jetzt noch speziell von Ihnen als Psychiater interessieren, ob es zumutbar ist, dass psychisch Kranke und alte, gebrechliche, pflegebedürftige Menschen Bett an Bett in derselben Einrichtung, im selben Zimmer jahrelang untergebracht sind, wenn Sie für Ihre eigene Einrichtung beanspruchen, dass das eine unmenschliche Unterbringungsform ist.

Dr. Rudas: Ich bitte mich so zu verstehen, wie ich mich geäußert habe. Ich habe nicht die 4-Bett-Zimmer als unmenschlich bezeichnet, sondern die räumlichen Gegebenheiten zu Beginn der Errichtung der Heime der psychosozialen Einrichtungen. Die Wohneinrichtungen der psychosozialen Dienste in Wien waren damals unter räumlichen Gegebenheiten zu vollziehen, die wir heute als unmenschlich bezeichnen würden und beim 20. Mal werde ich es noch immer wortgleich wiederholen. Ich habe nicht 4-Bett-Zimmer an sich als unmenschlich bezeichnet – ich bin unlängst selber in einem 4-Bett-Zimmer gelegen – ich habe es nicht als unmenschlich erlebt.

Es ist das also nicht ein richtiges, sondern ein missverstandenes Zitat. Habe ich so nicht gesagt. Ich habe gesagt, dass wir in der allerersten Phase der Errichtung der Heime des Psychosozialen Dienstes solche räumliche Zustände gehabt haben, die einerseits erlaubt hat, eine hohe Zahl von Plätzen zu erhalten, aber es sehr rasch nicht mehr gehalten wurde und heute, auch damals waren auch die Kriterien anders, müssen Sie bedenken, sind auch viele Jahre her, und der Fehler lag, doch PSD, der Fehler lag bei der Unterlassung der Meldung über die Reduktion der zur Verfügung stehenden Plätze. Deshalb werden Sie bitte Verständnis haben, dass bei unter 100 Plätzen und bei einem Stand von, glaube ich, 87 Patienten eine Vollauslastung gegeben ist.

Ich darf auch auf Ihre Frage noch einmal wiederholen: Nicht für alle 300 Menschen wird die Unterbringung dort, wo sie jetzt sind, das Schlimmste aller Varianten sein. Ich kann, ohne dass ich abwäge, welche anderen Möglichkeiten es gibt, eine solche pauschale Äußerung wissenschaftlich verantwortlich und auch moralisch verantwortlich nicht tätigen. Was ich sagen kann, ist, bitte, welche Angebote haben die Menschen erhalten. Es geht ja nicht darum, ob bei einem großen Areal draußen steht "Geriatriezentrum" oder "Versorgungsheim". Das ist ja nur eine Tafel. Das könnte ja auch XY-Zentrum heißen, damit das dann nicht vom Inhalt her definiert ist. Aber was in den einzelnen Abteilungen und was auf den einzelnen Stationen für die Menschen und mit den Menschen unternommen wird, ist ja nicht von der Tafel abhängig. Und ich weiß es, dass es Pflegeeinrichtungen gibt, in denen es wunderbare therapeutische Gruppen gibt, wie sie in der Akutpsychiatrie auch nicht besser gemacht werden können. Also, ich weigere mich, das von der Adresse abzuleiten, wenn ich wissenschaftlich seriös bleiben will, da muss ich sagen, her mit einem Angebotskatalog. Was haben sie für ein Angebot gehabt oder haben diese Menschen, wo sind sie, welches Angebot haben sie und ich habe gar nichts dagegen, wenn das Prinzip durchbrochen wird, dass Menschen, die die Psychiatrie brauchen, in die Psychiatrie müssen. Eines Tages werden wir schon so weit kommen, dass die Psychiatrie zu Ihnen kommt als Leistung und nicht Sie. 

Und ich bin auch kein Anhänger des Satzes "psychisch krank – nicht bei mir". Wenn das alle Firmen machen, dann fliegen unsere Patienten raus; wenn das alle Wohnanlagen machen, „psychisch krank – dazu bin ich nicht da“, dann ist der 20-, 25-jährige Prozess, tausende psychisch Kranke wieder in die Gesellschaft zu integrieren, langsam rückläufig und ich bin sicher, dass niemand hier das so gemeint hat. Aber diese Gefahr besteht. Jede Einrichtung muss damit rechnen, dass es dort Menschen gibt, die vielleicht sogar auch nur vorübergehend auch psychisch auffällig sind; passiert uns gelegentlich selber.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke. 

(Zwischenrufe) Bitte, ich frage nur.

GRin Dr. Pilz: Herr Chefarzt, Sie haben den zweiten Teil meiner Frage nicht beantwortet, nämlich die Frage, was es bedeutet, in einer Langzeitstation für nicht psychisch Erkrankte zusammen mit Menschen auf engstem Raum und ohne Rückzugsgebiet zusammen zu leben, die durch ihre psychiatrische Erkrankung eine Herausforderung für ihre Umgebung und Toleranzerwartung darstellen. – Das ist das eine.

Und das Zweite, das ist genau der Punkt, Herr Chefarzt, weil jeder sagt, psychisch Kranke nicht bei mir, landen die Menschen in Lainz. Und das Personal sagt, wir müssen sozusagen durch unseren Versorgungsauftrag, und das hat auch die Frau Dr. Rosenberger-Spitzy gesagt, Menschen nehmen aus sozialer Indikation oder die psychisch erkrankt sind, für die wir nicht eingerichtet sind.

Und lesen Sie den Kontrollamtsbericht nach, Herr Chefarzt, da sagt das Kontrollamt selbst, dass die Unterbringung weder adäquat noch effizient noch sinnvoll ist von psychisch Kranken und sozialen Indikationen im GZW.

Also, noch einmal meine Frage: Ist ein 8-Bett-Zimmer zusammen mit nicht psychisch Kranken das Richtige, welche Versorgung, von der Sie sprechen, muss geboten werden und kann die geboten werden in einer unterbesetzten Langzeitstation, wo niemand einschlägig ausgebildet wird und wieso meinen Sie, dass gerade das Prinzip, psychisch Kranke nicht bei mir, ausgerechnet das GZW erledigen soll, weil es niemand anderer sonst erledigen möchte.

Dr. Rudas: Ich habe viel mehr Antworten als Fragen verstanden, versuche also, mir selber die Fragen zu stellen, die in deren Antworten stecken könnten.

1. Ich habe nicht gemeint, dass das GZW die einzige Einrichtung in Wien sein sollte, die nicht sagen darf, psychisch Kranke, bitte nicht bei mir. Und ich bin sicher, dass ich verständlich war. Ich habe gemeint, das soll nirgends Platz greifen, auch nicht in den Gesundheitseinrichtungen. Ich mag nicht mir ausmalen, wie die Rückkehr zu jenen Zeiten ist, wo verunfallte, psychisch Kranke auf Unfallstationen nicht genommen worden sind. Das ist auch nur 25 Jahre her, weil die Diagnose war Beinbruch, aber status post Morbus Bleuler - die damalige Bezeichnung für Schizophrenie - und die haben gesagt, raus, haben gesagt - dort gibt es keinen Gips, gibt es kein Röntgen, wäre doch besser wenn. 

Und ich selber habe in den ersten Jahren als Psychiater an Entbindungen teilnehmen müssen, weil dort Schwangere entbunden haben, die – jetzt formuliere ich das wirklich so – im früheren Leben einmal psychiatrisch behandelt worden waren, mit 17 Jahren, und jetzt mit 26 Jahren war das in ihrer Krankengeschichte drinnen und also musste ich bei der Geburt dabei sein, falls sie sich aufführt. –

Das heißt, wir müssen lernen mit psychisch auffälligen Menschen zu Hause, am Arbeitsplatz und auch in Geriatriezentren, wo halt die Demenz nicht selten ist, umzugehen. Ich bin aber ganz Ihrer Meinung, dass die Frage, welche Mindeststandards, also, die Ideallinie ist auf der Welt nirgends noch gefahren worden, aber Mindeststandards für die Begegnung der Bedürfnisse psychisch Kranker, und zwar aufgelistet nach Bedürfniskategorien. Dementiell betroffene Patientinnen und Patienten brauchen ganz andere Angebote, aber ob sie im Bett liegen - und bitte das jetzt nicht falsch zu verstehen -, mag nicht der größere Nachteil sein, weil das haben sie zu Hause in der Familie gelegentlich auch, dass sie es eng haben, dass Menschen da sind, die nicht ihre Altersgruppe sind, gelegentlich auch umgekehrt, lärmende Junge und schlafgestörte Alte. Also, das mit den Generationen ist nicht das Krasse, so krass das auch klingen mag, wäre für mich etwa die räumliche Enge bei jemandem, der stundenlang herumrennen will im Areal. Da wünsche ich mir ein Wohnen nicht am Gürtel und bei anderen wünsche ich mir ganz was anderes. 

Das heißt, bitte erlauben Sie mir bei meiner allerersten Antwort zu bleiben, Bedürfnisse aufzulisten nach größeren Gruppen von Betroffenen, die dann ähnliche Bedürfnisse haben und sagen, und was ist notwendig, um dem nachzukommen.

Wenn ein Psychiater in Lainz tätig ist, ist es fein, wenn dort zwei Psychiater tätig sind und fünf Psychologen, ist es auch fein, und wenn es mehr sind, ist es besser.

GRin Dr. Pilz: Frau StRin Pittermann hat in Reaktion auf diesen Todesfall am Dachboden im GZW besonders betont, wie wichtig sie die Einführung elektronischer Meldesysteme und Fesseln für sinnvoll erachten würde. Teilen Sie diese Position?

Dr. Rudas: Einige Kollegen aus verschiedenen psychiatrischen Berufsgruppen haben eine Arbeitsgruppe also nicht gegründet, sondern sind zu einer Arbeitsgruppe zusammen gekommen, um hier eine Haltung zu entwickeln. Und es ist eine sehr uneinheitliche Meinungsbildung, weil es geht wirklich um die Frage, ist das Glas halb leer oder ist das Glas halb voll. Und es ist nicht wirklich redlich, da jetzt als Experte eines der beiden Varianten zu bevorzugen, da würde ich mir was anmaßen, wozu ich keine Evidenzen habe, davon verstehe ich nicht mehr als jeder andere hier Anwesende auch. Das ist, wie man will. (Zwischenrufe) 

Was ist wichtiger... (Zwischenrufe) Ich persönlich weiß, was ich für mich und für meine Angehörigen, aber so was darf man nicht sagen, auch wenn man - gelernte Schulpolitik wird nicht an den eigenen Schulerfahrungen gemessen und die Psychiatrie nicht an den eigenen Sorgen -, aber die Frage, wie kann ich jemanden festhalten, hat eine noch viel schlimmere – ich will die Sitzung nicht auch noch in die Länge ziehen – eine viel schrecklichere Frage, und wenn das Meldesystem meldet, dürfen Sie denn dann sagen, Sie bleiben da – nein, laut Bundesgesetz dürfen Sie das nicht. Und da möchte ich nicht der Dienst habende Stationspfleger oder die Schwester sein, weil die muss das jetzt entscheiden, und der Dienst habende Kollege, 34 oder 35 oder auch nur 29 Jahre, aber auch in einer Oberarztfunktion, sagt, ja, aber, und am nächsten Tag kommt der Sachwalter – ich bin dabei gestanden – und sagt, haltet ihn fest, klagen wir, lassen sie ihn gehen, klagen wir wegen Vernachlässigung der Aufsichtspflicht. Such` es dir aus. Weil auch er aufmerksam machen will, dass hier was fehlt (Zwischenrufe) - weil das meldet und was geschieht jetzt? Darf ich ihn dann festhalten, ohne eine gerichtliche – und im Bundesgesetz steht, dass gegen seinen Willen, festgehalten darf nur werden – jetzt medizinisch – darf nur werden in geschlossenen Bereichen einer Psychiatrie.

Damit ist das eine noch kitzligere Frage. Ich habe keine Antwort.

Vorsitzender Dr. Körber: Danke, Herr Dr. Rudas. Bitte, Frau GRin Korosec.

GRin Korosec: Herr Dr. Rudas, herzlichen Dank für Ihre äußerst interessanten Ausführungen. Sie haben auch eine Reihe von Fragen, die ich stellen wollte, damit schon beantwortet. 

Ich komme jetzt aber noch einmal auf das GZW. Also, 85 % in etwa der Bewohnerinnen und Bewohner sind Hochbetagte und 15 % sind psychisch auffällig, die dort leben. Und jetzt haben Sie eigentlich – das ist mir bisher gar nicht so klar geworden – gesagt, wie wichtig jeder Einzelfall zu behandeln ist. Also, man kann nicht sagen, 08/15 so, sondern man muss wirklich hier ganz gezielt jeden Einzelfall sich anschauen. Was bei Hochbetagten – natürlich gibt es auch individuelle Bedürfnisse, aber doch nicht in dem Ausmaß.

Und jetzt sind diese 15 % im GZW und Sie haben auch sehr richtig gesagt, dass hier einfach eine sehr gezielte Vorgangsweise da sein muss. Glauben Sie, dass bei diesen Großheimen mit Personalmangel, glauben Sie tatsächlich, dass hier diese Fachkräfte, die in diesen besonderen Fällen vorhanden sein sollten, wenn eine optimale Betreuung stattfinden soll, dass das in Lainz bzw. im GZW gegeben ist?

Dr. Rudas: Zum Schluss wäre zu sagen, also zu Ihrer abschließenden Frage wäre zu sagen, wenn Menschen, die sehr, sehr lange schon dort sind, mobilisiert werden sollten, dann muss man in jedem einzelnen Fall schauen, dass ein an sich anzustrebendes Prinzip, nämlich Übergang in kleinere Einheiten sowieso, bei Gott, aber ob auch für diese konkrete Person auch eine Verbesserung oder eine kritische Phase bedeutet. Und dann sind es nicht mehr 300 und nicht mehr 15 %, weil viele von diesen 15 %, viele von diesen 300 Personen ja sehr viele Jahre dort sind und einige, den Anteil könnte ich nicht redlich schätzen, würden ohne gravierende Nachteile für den weiteren Pflege- und Betreuungsverlauf wahrscheinlich besser innerhalb des Hauses mobilisiert werden, was es ja auch gibt. Man kann auch Programme innerhalb der Wohnumgebung, wenn man dazu jetzt Wohnumgebung sagt, schaffen.

Was mir aber besonders wichtig erscheint, ist, im Regelfall sollte die Neuaufnahme ausschließlich aus Gründen einer – also, das muss etwas sein, was zu den seltenen Ausnahmen gehört, ich würde es nicht ausschließen theoretisch, aber sollte heute keine Regel mehr sein, jemanden, der psychisch krank ist, ausschließlich, weil diese psychiatrische Erkrankung eine Begleitung braucht, also, da würde ich alles versuchen, vorher bessere Rehabilitationsangebote auf die Beine zu stellen.

GRin Korosec: Herr Dr. Rudas, noch eine Frage. Es geht zwar jetzt in die andere Richtung.

Jetzt sind in so einem 6-Bett-Zimmer, weil 8-Bett-Zimmer gibt es ja jetzt nicht mehr, in einem 6-Bett-Zimmer fünf hoch Betagte und ein psychisch Auffälliger. Ist das nicht für die hoch Betagten, das alles sehr alte Menschen sind, natürlich auch mit vielen Problemen, ich sage jetzt zum Beispiel Alkoholkranker. Ist das nicht für die fünf Hochbetagten eine unglaubliche Belastung?

Dr. Rudas: Das ist eine fast nicht wirklich beantwortbare Frage, sodass es für jede einzelne Situation zutrifft, das wissen wir aus den Supervisionen des Personals. Gelegentlich macht dieser eine, der nicht schwerst pflegebedürftig ist, organisch körperlich, fast so ein bisschen mit und ist so ein (Zwischenrufe) – alle, die Zivildienst gemacht haben, mögen mir verzeihen -, aber so ein Viertel eines Zivildienst Leistenden. Und dort, würde ich sagen, ist das eine stabilisierende Situation. Ich meine, Sie wissen, wie die Psychiater sind, sie wollen den Einzelfall haben, bevor sie antworten, aber in diesem Fall werden wir alle darin einig, das ist eine stabilisierte, vertretbare, ein stabilisiertes und stabilisierendes Arrangement. 

Und dort, wo die fünf alten Menschen jeden Abend dadurch gequält werden, dass jemand, der 30 ist, sich aufführt, weil er stock betrunken ist, wobei wir dann nicht wissen, woher er zu Alkoholika gekommen ist, das ist dann schlecht stabilisiert.

Ich will nur sagen, gelegentlich nehmen sich alte Leute und ihre Pflegerinnen und Pfleger dieses einen nicht ganz so alten, ganz familiär an. Also, die möchte ich hier nicht verurteilt oder verneint haben, die muss ich auch respektieren.

GRin Korosec: Danke herzlich.

(Zwischenrufe) 

Vorsitzender Dr. Körber: Keine Frage mehr sonst, Frau GRin Korosec? – Auch nicht mehr.

Dann sind wir mit der heutigen Einvernahme fertig und ich danke Herrn Dr. Rudas, dass er sein Wissen in den Dienst der Allgemeinheit zur Verfügung gestellt hat. (Zwischenrufe) 

(Allgemeiner Beifall) Ich halte fest, dass wir die nächste Sitzung am Donnerstag, den 24. Juni abhalten werden und Frau GRin Korosec, Sie haben noch eine Wortmeldung, bitte.

GRin Korosec: Herr Vorsitzender!

Vorsitzender Dr. Körber: Etwas Moment noch Ruhe, bitte.

GRin Korosec: Ich möchte noch einen Beweisantrag einbringen, und zwar wir beantragen, dass die Geschäftsführerin des Kuratoriums der Wiener Pensionistenwohnhäuser, Frau Edith Piroska, als Zeugin zu laden ist, und zwar zum Beweis dafür, wie sich die Pflegesituation in den B-Stationen der Pensionistenwohnhäuser des KWP darstellt. Die Begründung ist - laut Punkt 11 des Einsetzungsantrages für die Untersuchungskommission wurde das auch gefordert und wir haben das bisher noch nicht gemacht.

Vorsitzender Dr. Körber: Und welche Zeugin wollen Sie beantragen?

GRin Korosec: Die Frau Edith Piroska, die Geschäftsführerin des Kuratoriums der Pensionistenwohnhäuser.

Vorsitzender Dr. Körber: Eine Äußerung bitte zu diesem Antrag.

GR Dr. Serles: Ja, das ist ein ganz ein wichtiger Antrag, weil wir letztlich … überhaupt dabei beraten haben und ansonsten den Gegenstand der Untersuchungen nicht erschöpft beantworten können. (Zwischenrufe) 

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte weitere Stellungnahmen zu diesem Antrag. Herr GR Deutsch. – Bitte, Frau Dr. Pilz.

GRin Dr. Pilz: Ich unterstütze den Antrag.

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte, eine Äußerung dazu?

GR Deutsch: Herr Vorsitzender! Meine sehr geehrten Damen und Herren!

Ich möchte grundsätzlich etwas dazu sagen, weil Sie richtig festgestellt haben, dass für nächste Woche ja bereits eingeladen ist zu einer Sitzung. Möchte bei der Gelegenheit auch berichten, dass wir am 4. Juni eine erste Redaktionssitzung für den Bericht gehabt haben, wo alle Fraktionen auch teilgenommen haben und auch vereinbart wurde, dass Struktur, Inhaltsverzeichnis bzw. Schlussfolgerungen ausgetauscht werden und auch übermittelt werden. Die SPÖ ist dieser Vereinbarung auch nachgekommen, hat gestern auch an alle Fraktionen das Papier übermittelt.

Mein Vorschlag wäre auch, dass wir Anfang nächster Woche, das könnten wir im Anschluss dann auch noch vereinbaren, uns einen weiteren Redaktionstermin vornehmen, mit der Bitte, vereinbarungsgemäß auch die Papiere zu übermitteln, wo ich dann auch darum bitten würde, dass der Herr Vorsitzende bei diesem zweiten Redaktionstermin dabei sein könnte, um dann auch grundsätzlich die weitere Vorgangsweise auch zu besprechen.

Vorsitzender Dr. Körber: Also, wie stehen Sie jetzt zu dem Beweisantrag?

GR Deutsch: Stimme dem zu.

Vorsitzender Dr. Körber: Sie stimmen dem zu. Gut. Dann nehme ich an, dass dieser Antrag einstimmig angenommen ist. –

Bitte, Frau Korosec.

GRin Korosec: Darf ich … wir haben …, weil wir haben bei dem Antrag an die Untersuchungskommission festgehalten, dass wir im Geriatriezentrum Am Wienerwald, im Geriatriezentrum Liesing, im Geriatriezentrum Baumgarten und auch die Geriatrieabteilung des Otto-Wagner-Spitals. Weder Liesing noch Baumgarten  … es könnte ja irgendetwas passieren und man könnte uns natürlich zum Vorwurf machen, dass wir unserer Aufgabe nicht nachgekommen sind. 

Vorsitzender Dr. Körber: Frau GRin Korosec, das ist aber noch kein konkreter Beweisantrag, das ist nur die Ankündigung, dass Sie einen noch stellen werden. (Zwischenrufe) 

Herr Dr. Serles, bitte.

GR Dr. Serles: Ja, ich möchte im Anschluss an die Bemerkungen von der Frau Korosec sagen, dass ich angesichts der jüngsten Entwicklungen, auch angesichts dessen, was die Frau Korosec da gesagt hat, und unter dem Eindruck unseres Fraktionsgespräches, wo wir uns die Aufgabe gestellt haben, über alle Punkte des Antrages, den wir hier beraten, eine Stellungnahme abzugeben, darauf gekommen sind, dass es eine Reihe von Punkten gibt, zu denen wir uns überhaupt nicht äußern können, weil wir uns bis dato nicht beschäftigt haben mit diesen Themen.

Ich stehe daher unter dem Eindruck, dass der bisherige Zeitplan, der selbst gewählte Zeitplan der Untersuchungskommission, möglicherweise vor dem Sommer noch zu einem Ergebnis zu kommen, eigentlich längst überholt ist und ich fürchte, wir werden die Zeit bis in den September nützen müssen, damit wir den Gegenstand umfassend behandeln und zu einer gütlichen Schlussfolgerung kommen. Ob das ein gemeinsamer sein wird, wird man sehen, daher meine ich jetzt und ich sage das bei dieser Sitzung, dass die Chancen, hier vor dem Sommer zu einem Ende zu kommen, aus meiner Sicht kaum mehr existent sind.

Vorsitzender Dr. Körber: Herr Dr. Serles, ich glaube, diese Thematik wird dann außerhalb der jetzt stattfindenden Sitzung weiter behandelt werden.

Zunächst ist festzuhalten, dass am nächsten Donnerstag eine Sitzung stattfindet und eine Zeugin zu dieser Sitzung geladen wird .

Bitte, Herr - Frau Dr. Pilz.

GRin Dr. Pilz: Danke, immer noch Frau Doktor. Herr Vorsitzender, nachdem wir die (Zwischenrufe) – immer noch Frau, immer noch für Sie (Zwischenrufe) – nur nicht nervös werden, werte Kolleginnen. (Zwischenrufe) 

Nachdem wir eine Sitzung, eine inhaltliche Sitzung jetzt am 24. Juni ohnehin haben, stelle ich den Antrag, die Kollegiale Führung des Geriatriezentrums Baumgarten vorzuladen.

Vorsitzender Dr. Körber: Ja, aber die Namen von Zeugen brauchen wir.

GRin Dr. Pilz: Die werde ich Ihnen nachliefern. Die Kollegiale Führung (Zwischenrufe), weil wir …

Vorsitzender Dr. Körber: Ich glaube, Frau Dr. Pilz, …

GRin Dr. Pilz: … weil wir, ich kann das gerne erklären, weil wir, Herr Vorsitzender, wie die Frau Korosec schon ausgeführt hat, unsere Erhebungen in Bezug auf das Geriatriezentrum Baumgarten und Liesing noch nicht aufgenommen haben.

Vorsitzender Dr. Körber: Frau Dr. Pilz, das scheint mir doch wohl für den nächsten Donnerstag kaum mehr durchführbar, rein technisch. Aber bitte.

GRin Dr. Pilz: Warum nicht? (Zwischenrufe) 

Vorsitzender Dr. Körber: Weil ich keine Namen habe. (Zwischenrufe) 

GRin Dr. Pilz: Nun dann werden wir eine Juli-Sitzung brauchen. (Zwischenrufe) 

Vorsitzender Dr. Körber: Herr GR Deutsch, bitte.

GR Deutsch: Ich bin der Meinung, dass man in dieser Form hier wirklich nicht die Beweisanträge einbringen kann. Wir haben vorher einen Beweisantrag beschlossen, möchte aber dennoch sagen, dass ich schon einigermaßen erstaunt bin über die nunmehrige Erkenntnis der Frau Korosec, die gemeint hat, dass nicht alles abgearbeitet wurde, was in dem Antrag ist. Wenn das wirklich so Ernst gewesen wäre, dann frage ich mich, warum Sie diese Anträge nicht in den letzten fünf Wochen bereits eingebracht haben. Wir haben ja das Beweisaufnahmeverfahren eigentlich mit Mitte Mai bereits abgeschlossen gehabt. Aber es ist auch kein Wunder, dass möglicherweise nicht alle Punkte dieses Antrages, den ja Sie eingebracht haben, bearbeitet wurden, weil Sie sich ja zu Beginn der Untersuchungskommission dagegen gestellt haben, dass ein Verfahrensprogramm beschlossen wird. Das war ja der Vorschlag des Vorsitzenden damals. Sie waren der Meinung, man soll kein Verfahrensprogramm beschließen, sondern dass eben beginnend mit dem Bericht der MA 47, mit den Beweisanträgen letztendlich der Ablauf dieser Untersuchungskommission entwickelt wird und daher war es von Anfang an klar, dass daher die von Ihnen hier angesprochenen Punkte nicht schulmäßig Punkt für Punkt abgearbeitet werden, sondern dass sich die Untersuchungskommission Schwerpunkte setzt. So ist ja auch der Ablauf und er Fortgang dieses Verfahrens bisher gewesen.

Deshalb auch mein Vorschlag vorhin, dass die Sitzung für nächste Woche auf jeden Fall aufrecht bleiben soll und dass wir jetzt im Anschluss uns dann vielleicht für Anfang nächster Woche einen Termin ausmachen, um die weitere Vorgangsweise zu besprechen. Bis dorthin werden Sie vielleicht dann auch den Namen wissen, wen Sie konkret meinen, aber nicht hier husch-pfusch einen Antrag einzubringen, ohne eine Begründung vorzulegen, ohne zu sagen, um wen es eigentlich geht, sondern das gehört ordentlich vorbereitet und daher die Bitte, für Anfang nächster Woche so etwas auszumachen.

Vorsitzender Dr. Körber: Bitte, Frau Dr. Pilz.

GRin Dr. Pilz: Sie können die Namen gerne nachgeliefert haben. Wer die Kollegiale Führung ist im Geriatriezentrum Baumgarten muss amtsbekannt sein, also, darüber lässt sich kein Zweifel hier erstellen. Aber ich bin gerne bereit, das schriftlich einzubringen und würde, um zu vermeiden, dass wir sehr in den Juli kommen, hätte ich es für sinnvoll erachtet, das gleich für die nächste Woche zu thematisieren, aber wenn es Ihnen lieber ist, dass wir das bei einer Sitzung im Juli erledigen, dann können wir das ja gerne so machen.

Vorsitzender Dr. Körber: Heißt das jetzt, Frau Dr. Pilz, dass Sie keine Abstimmung über Ihren Antrag heute wünschen?

GRin Dr. Pilz: Ich stelle den Antrag, wenn Sie im Moment noch nicht imstande sind, ihm in dieser Weise zuzustimmen, dann kann ich ihn gerne noch einmal einbringen, versehen mit den Namen, weise aber darauf hin, dass es dann halt Juli wird und so hätten wir die Chance, das nächsten Donnerstag auch noch mit zu erledigen.

GR Deutsch: Bitte nicht nur mit den Namen, sondern auch mit der Begründung und in diesem Fall schriftlich.

Vorsitzender Dr. Körber: Also, dann stimmen wir heute darüber nicht ab und schieben das auf nächste Woche.

(Zwischenrufe) Ja, es ist noch ein Beweisantrag von Ihnen (Zwischenrufe) – ist schon erledigt, sagen Sie. (Zwischenruf: Aber es ist noch einer offen betreffend dem Protokoll vom Inspektionsdienst.)

Vorsitzender Dr. Körber: Inspektionsdienst, offen. Herbeischaffung von Protokollen des Inspektionsdienstes. Ich glaube, das war im Zusammenhang mit der Vernehmung des Herrn Dr. Kaspar. (Zwischenrufe) 

GRin Korosec: Der Inspektionsdienst hat ja bei der Suche des Herrn M. ein Protokoll angefertigt. Und dieses Protokoll möchte ich gerne, dass wir zur Einsicht bekommen.

Vorsitzender Dr. Körber: Kein Einwand dagegen? – Gut. Stimmeneinhellig angenommen.

Damit stelle ich fest das Ende der Sitzung um 15.05 Uhr.

(Ende um 15.05 Uhr.)
